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Enteignung und Sozialisierung 

ι . Bericht von Professor Dr. Hans Peter I p s e n , Hamburg. 

I. 
I. Wenn die Entscheidung des Grundgesetzes zum Sozial-

staat etwas Wesentliches und Tieferes sein will als eine wohlfeile 
Formel aus Kompromiß oder Konzession oder auch nur eine 
unverbindliche Verheißung, so bedeutet sie Bereitschaft und Ver-
antwortung, Aufgabe und Zuständigkeit seines Staates zur Ge-
staltung der sozialen Ordnung. Nur eine solche Deutung wird 
der besonderen gegenwärtigen Lage des deutschen Staatswesens 
gerecht. Und nur sie entspricht auch der modernen Staatsstruktur 
schlechthin, die sich seit Jahrzehnten von der Zerklüftung in 
Staat und Gesellschaft entfernt hat. Soweit das Grundgesetz 
Idee und Rechtsförmlichkeit des liberalen Rechtsstaates ledig-
lich restauriert und damit seiner eigenen Sozialstaats-Bestim-
mung etwa Hindernisse in den Weg gelegt hat, gilt es, jenen Auf-
trag zur Gestaltung der sozialen Ordnung gleichwohl nicht zu 
vernachlässigen. 

Jede andere Auffassung, insbesondere jene, die aus der An-
lehnung vor allem des Grundrechtsteils an den Verfassungsstil 
des bürgerlichen Rechtsstaates und dem — gegenüber Weimar 
rückschrittlichen — Verzicht auf eine bereits verfassungsmäßige 
Grundsatzgestaltung der Sozialordnung den staatlichen Auftrag 
hierzu überhaupt verleugnet, geht an der Realität unserer — 
und nicht nur unserer deutschen — Daseinsweise vorüber. Sie 
würde mithin übersteigern und vertiefen, was einer Verfassung 
als schwerer Mangel vorgeworfen werden kann (und dem Grund-
gesetz zur Genüge und mit Recht vorgeworfen worden ist): die 
Ungereimtheit zwischen Realität und Norm. 

Ich spreche daher am Beginn nachdrücklich einer Ausdeutung 
und Auslegung des Grundgesetzes das Wort, unter aller gebotenen 
Respektierung der eindeutig erkennbaren Verfassungsentschei-
dungen (vor allem auch derjenigen für den Rechtsstaat) dort, 
wo dies mit den verfügbaren Erkenntnismitteln irgend erreichbar 
und vertretbar ist, die grundgesetz l i che E n t s c h e i d u n g für 
den S o z i a l s t a a t im Sinne der Gestaltung der Sozialordnung 
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zu vertiefen und zu verbreitern. Dabei verstehe ich in bezug auf 
die Eigentumsverfassung, die hier als Ausschnitt der Sozial-
ordnung zur Erörterung steht, unter „Gestaltung der Sozial-
ordnung" die Neu- und Anders-Gestaltung der Eigentumsherr-
schaft bis hin zu seiner Neu-Verteilung. Zur Vorstellung vom 
Sozialstaat gehört notwendig auch die Einsicht, daß Sozialgesetz-
gebung den gesetzlichen Eingriff in private Interessen voraus-
setzt und das Gesetz Rang und Prädikat einer demokratischen 
Mehrheitsentscheidung besitzt und "verdient1). Worin thema-
tisch die Ausgestaltung zum Sozialstaat in etwa liegen kann, 
haben die Art. 151 , 155—157 und 162—165 WeimRVerf. um-
schrieben und findet seine aktuelle Ergänzung gerade in den 
Fragestellungen, denen das GG. ausgewichen ist und die sogleich 
zu benennen sind. 

2. Von dem Thema ,,Enteignung und Sozialisierung" rückt 
damit das Wörtchen „und" in den Vordergrund der Überlegungen, 
da es nicht enumerativ-addierend, sondern relativ verstanden 
werden muß. Denn wenn — in der letzten Konsequenz gesehen 
— das Verfassungs-Institut der entschädigungspflichtigen Ent-
eignung die stärkste Eigentumsgewährleistung darstellt, und 
wenn Sozialisierung im unverfälschten, noch nicht durch Ver-
fassungsnormen gebändigten und juridifizierten, damit ihrer 
eigentlich revolutionären Bedeutung entkleideten Sinne die plan-
mäßige Umgestaltung der wirtschaftlichen Eigentumsordnung 
zu künftiger Teilhabe bisheriger Nicht-Teilhaber postuliert, 
so liegt die tiefste Fragestellung darin, in welche Zuordnung eine 
Verfassung beide Institute — Enteignung und Sozialisierung — 
hineinstellt: Eine Verfassung, die nur die entschädigungspflich-
tige Enteignung kennt, und die die Sozialisierung als legales 
Mittel zur Gestaltung der Sozialordnung zwar honoriert, sie zu-
gleich aber — und gar mit rechtsstaatlicher Dekoration — nur, 
also ausschließlich zum Unterfall der Enteignung macht, eine 
solche Verfassung entscheidet damit verbindlich nicht nur über 
die systematische und rechtstechnische Zuordnung beider In-
stitute zueinander, sondern bestimmt damit gleichzeitig in einer 
eminent bedeutsamen Frage über Ziel, Maß und Methode der 
verfassungsmäßigen Gestaltung der sozialen Ordnung, soweit sie 
durch Sozialisierung gewonnen werden soll. Auf das Wörtchen 
„und" also wird zu achten sein. 

Ein anderes kommt hinzu: Daß das Grundgesetz einmal zwar 
die Entwicklung zur legislativen Enteignung (Enteignung nicht 
nur auf Grund, sondern auch durch Gesetz, und Enteignungs-
schutz auch gegen den Gesetzgeber) sanktioniert, anderseits 
aber den legislativen Ausschluß der Entschädigung im Gegensatz 

*) Kirchheimer, Die Grenzen der Enteignung (1930), S. 47, 28, 33. 



7 6 Hans Peter Ipsen 

zur Weimarer Regelung offenbar verhindert, macht die Frage 
erst eigentlich relevant, ob die im Grundgesetz angeordnete 
Abwägung der Interessen auch zur bloßen Nominalentschädigung 
führen darf oder nicht. 

Und wird das verneint — wie bisher nahezu ausnahmslos ge-
schehen —, so steigert sich die Fragestellung erneut, nunmehr 
aber noch wesentlich verstärkt, zu dem Problem, das die gesamte 
Lehre und Judikatur zu Art. 153 seit der Mitte der 20er Jahre 
beherrscht ; ^wo liegt die Grenze zwischen entschädigungsloser 
gesetzlicher Eigentumsbindung einerseits, der entschädigungs-
pflichtigen Legal-Enteignung anderseits? 

Die Frage deckt sich zwangsläufig mit derjenigen nach der 
Abgrenzüng entschädigungsloser gesetzlicher Eigentumsbindung 
Zu gemeinwirtschaftlichen Zwecken von entschädigungspflich-
tiger gesetzlicher Sozialisierung mit Enteignungswirkung, wenn 
auch einem Gesetz nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG. Rang und 
Qualität einer planvollen gemeinwirtschaftlichen Ordnung inne-
wohnen kann. Es ist schon verständlich, daß diese Frage z. B. 
für die Regelung des Mitbestimmungsrechts bereits aufgeworfen 
worden ist, noch bevor dâs Gesetz vom Mai 1951 erging, und 
heute die Antwort auf sie geteilt ist. 

Endlich am Beginn noch die Ausgangs-Frage, an welchem Ort 
das Grundgesetz angetreten ist: die Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik hat ihre Normen im Jahre 1949 über 
eitlen Soziaibereich ausgebreitet, der seit 1945 den tiefstgreifen-
den Umgestaltungen, insbesondere auch der Eigentumsordnung 
— und zwar Umgestaltungen (sagen wir etwa) normfreier Art 
und Methode — ausgesetzt gewesen ist, und hat diese Defor-
mationen mit Segen und Sanktion versehen. Jede künftige ge-
samtdeutsche Lösung wird unter der Last dieser Entscheidung 
stehen ! 

Nichts dergleichen — oder kaum etwas davon — im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes, wenn man zunächst die spezifischen 
Besatzungsinterventionen (von der Entflechtung der Wirtschaft 
bis zur Entnazifizierung) und den Gang zum Volkseigentum 
außer Betracht läßt, der jüngst vom hessischen Verfassungs-
gerichtshof in seiner aus Redaktionswirrwarr konstitutiven Wir-
kung legalisiert worden ist. Nun braucht das Grundgesetz nicht 
deshalb getadelt zu werden, weil es keine Umwälzungen vorfand, 
wie sie die DDR-Verfassung sanktionierte. Aber : Zu den im Grund-
gesetz teilweise nicht einmal thematisch genannten Komplexen 
der Lage von Flüchtlingen und Vertriebenen, der Kriegsschäden, 
des Wiederaufbaues, der Wiedergutmachung und des Lasten-
ausgleichs erklärt sich das GG. überhaupt nicht materiell-ent-
scheidend, sondern allenfalls in der Kompetenz-Bestimmung 
für ihre künftige Lösung. 
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Im übrigen stehen seine einschlägigen Art. 14 und 15 einer 
Eigentums- und Wirtschaftsordnung gegenüber, die der sozial-
staatlichen Gestaltung im Sinne des Grundgesetzes im wesent-
lichen noch harrt und keinerlei vorgängigen planmäßigen Um-
formungen unterworfen worden war. Wo sie — wie in Hessen — 
in Angriff genommen worden waren oder nur vorläufigen Ein-
wirkungen der Besatzungsmächte unterlagen, steht heute ihre 
Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz oder kommt morgen (oder 
übermorgen) ihre positive Gestaltung und die Geltendmachung 
eines deutschen ius postliminii in Frage. 

3. In dieser Lage kann das durch rechtswissenschaftliche Auf-
gabe und Methode aus der Sache begrenzte Z ie l meiner U n t e r -
suchung nur darin bestehen, den eben angedeuteten Frage-
stellungen aus der Gesamtentscheidung unserer Verfassung und 
aus einer E x e g e s e der einschlägigen Art. 14 und 15 eine Ant-
wort zu suchen. Sie kann umso befriedigender ausfallen, je mehr 
die Institute der Enteignung und Sozialisierung jedes für sich, 
in ihrer Relation zueinander und zu anderen Maßnahmen, die 
das Eigentum, die Wirtschafts- und Sozialordnung beeinflussen 
und gestalten, präzisiert und umgrenzt werden, um für Gesetz-
gebung und Judikatur Unterscheidungen und systematische 
Erkenntnisse zu gewinnen, die zugleich dem Grundgesetz und 
rechtspolitischen Aufgaben entsprechen. 

Der Orientierungspunkt, von dem aus die wesentlichsten Kreuz-
pfade erreichbar erscheinen, ist daher die folgende Exegese der 
Art. 14 und 15 und ihrer Beziehung zueinander. Auf ihrer Grund-
lage sind allgemein-systematische Folgerungen ebenso möglich 
wie dogmatische Zuweisungen, Einsichten in neuartige und aktuelle 
Problembereiche, in Geltungs- und Ablösungszweifel in bezug auf 
Landes-, Besatzungs- und Völkerrecht wie endlich auch in die 
Zusammenhänge zwischen Staats- und Wirtschaftsverfassung, 
die gegenwärtig erörtert werden. 

Vollständigkeit wird an keiner Stelle erstrebt, Wiederholungen 
sind billig und ermüdend — besser wahrscheinlich wenige Blitz-
lichte als eine wohltemperierte Deckenbeleuchtung. Nur was 
pointiert ist und zum Widerspruch reizt, wird wirklich der Klä-
rung dienen können. So bitte ich auch die Leitsätze zu verstehen. 

II . 
ι . Abgesehen von der Einbeziehung des Erbrechts — in der 

Weimarer Reichsverfassung in Art. 154 gesondert behandelt — 
und der Reihenfolge seiner Absätze entspricht Art. 14 in seiner 
S t r u k t u r dem Art. 153. Er stellt die Gewährleistung des Eigen-
tums voran (Abs. 1 Satz 1), weist dem Gesetz Inhaltsbestimmung 
und Beschränkung des Eigentums zu (Abs. 1 Satz 2), handelt 
in Abs..2 von der sozialen Verpflichtung des Eigentums und 
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regelt in Abs. 3 die Enteignung. Wenn angenommen wird — 
wovon ich zunächst ausgehe —, daß die Entschädigungsformel 
in Abs. 3 Satz 3 eine bloße Nominalentschädigung, d. h. prak-
tisch eine entschädigungslose Enteignung, verbietet, unter-
scheidet sich Art. 14 inhaltlich offenbar und auf den ersten 
Blick in drei wesentlichen Punkten von Art. 153: 

ι . In der nunmehr ausdrücklichen Anerkennung von Legal-
Enteignungen, wie dies von der überwiegenden Lehre und der 
Rechtsprechung zu Art. 153 ohne Rücksicht auf seinen Wortlaut 
angenommen worden war; 

2. in der Vorschrift des Abs. 3 Satz 2, wonach das Enteig-
nungsgesetz, durch das oder auf Grund dessen enteignet wird, 
seinerseits selbst Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, 
so daß durch dieses gesetzliche Junctim von Enteignungsakt 
oder -grundlage einerseits, Entschädigungsregelung anderseits 
die gleichzeitige Entschädigungsregelung zur Gültigkeitsvoraus-
setzung des Enteignungsgesetzes wird und die gesetzlich unter-
lassene Entschädigung nicht mehr einfach im Entschädigungs-
prozeß durch Richterspruch nachgeschoben werden kann wie in 
der Praxis zu Art. 153; 

3. im Verbot des Art. 14, Enteignungs-Entschädigung und 
(oder auch nur) den Rechtsweg gesetzlich auszuschließen, was 
Art. 153 dem Reichsgesetzgeber gestattete. 

Soweit die Materialien1) darüber Aufschluß geben, sollte in 
der Zulassung der Legal-Enteignung ausdrücklich nur kodifiziert 
werden, was die Rechtsprechung zu Art. 153 entwickelt hatte. 
Die Wendung „durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes" 
war als „geronnene Judikatur" den Sachverständigen in den 
Bonner Ausschüssen geläufig. Das Entschädigungs-Junctim er-
scheint zuerst in der 26. Sitzung des Grundsatzausschusses vom 
30. November 1948s). Dabei bleibt nach den Kurzprotokollen 
unerkennbar, ob es seine Entstehung lediglich (und ohne eigent-
liche juristische Absicht) dem Wunsch nach sprachlicher Text-
verbesserung verdankt, indem der bisherige Hauptsatz ,,das 
Gesetz regelt auch Art und Ausmaß der Entschädigung" als 
Relativsatz dem Vordersatz angefügt wurde, oder ob die recht-
liche Bedeutung des Junctim (Entschädigungsregelung als Gül-
tigkeitsvoraussetzung des Enteignungsgesetzes) wirklich erkannt 
und gewollt worden ist. Daß das Junctim noch strengere histo-
rische Vorbilder des Konstitutionalismus hat (ich denke an Art. 9 
preuß. Verf. 1850: vorgängige Entschädigung!), ist offenbar 
nicht gesehen oder erörtert worden. 

*) Vgl. die näheren Angaben bei: Abraham, Komm. z. Bonner GG., 
Art. 14 vor I S. 1 und die Entstehungsgeschichte dort unter I S. 1 — 4; 
v. Mangoldt, Komm., Art. 14 Anm. 1 S. 98—100. 

·) Kurzprot. Pr. 12, 48—338 II S. 2. 
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Überraschend ist zunächst die Tatsache, daß das Verbot, Ent-
schädigung gesetzlich auszuschließen, in Art. 14 seinen Platz 
schon im ersten Entwurf ohne ausdrückliche Erörterung gefunden 
und behauptet hat, obwohl die Abweichung von Art. 153, wenn 
sie wirklich gewollt war, insoweit geradezu eklatant sein mußte. 
In der 8. Sitzung des Grundsatzausschusses vom 7. Oktober 1948*) 
ist ein Abänderungsantrag der SPD, der den Ausschluß ermög-
licht hätte, zwar angenommen worden. („Soweit Entschädigung 
gesetzlich vorgesehen wird, ist diese unter gerechter Abwägung 
. . . festzusetzen"); er hat aber schon in die Fassung 1 . Lesung 
des Ausschusses keine Aufnahme mehr gefunden; und ein 
präziser Vorstoß des Allgemeinen Redaktionsausschusses ®) in 
gleicher Richtung und unter Anlehnung an Art. 153 (Enteignung 
erfolgt gegen Entschädigung, „soweit nicht das Gesetz etwas an-
deres bestimmt"), ist in der genannten 26. Sitzung des Grund-
satzausschusses verworfen worden·). Das Problem ist am Ende 
der Beratungen7) noch einmal aufgetaucht, als in bezug auf die 
jetzt geltende Entschädigungsformel die Besorgnis geäußert 
wurde (von der DP), sie lasse Entschädigungsausschluß zu. Der 
Vorschlag, angemessene Entschädigung vorzusehen und „Ab-
wägung" (notfaii:> also Abwertung bis zur Nominalentschädigung) 
nur ,,im Falle dringenden öffentlichen Bedürfnisses" zuzulassen, 
verfiel indes der Ablehnung. Das Verbot, den Rechtsweg gesetz-
lich auszuschließen, ist trotz seiner Abweichung von Art. 153 
umso weniger Gegenstand erkennbarer Erörterung geworden, 
als die heutige allgemeine Vorschrift des Art. 19 Abs. 4 ihm ent-
gegengestanden hätte, über ihre Einfügung aber kaum Streit 
bestand. 

2. Im Zusammenhang mit Art. 153 und seiner praktischen 
Handhabung gesehen,' muß daher nicht nur festgestellt werden, 
wie geschehen·), daß der so verstandene Art. 14 — ebenso wie 
Art. 153 — „im wesentlichen die Fassung des Konstitutionalismus 
übernommen" hat. Art. 14 hat im übrigen durch das Entschädi-
gungs-Junctim, durch den Individualschutz auch gegenüber 
Legal-Enteignungen, vor allem aber durch das Verbot gesetz-
licher Enteignung ohne Entschädigung und ohne gerichtliche 
Kontrolle in wesentlichen und weittragenden Beziehungen — 
und durch die Inbezugnahme in Art. 15 sozusagen im Wege der 

*) Kurzprot. Pr. 10, 48—172 II S. 6. 
*) In erster Lesung vom ARA formulierte Fassung des damaligen Art. 17 

Abs. III nach dem Stand vom 16. 11. 1948, Pr. 11, 48—282 II S. 11 . 
·) Kurzprot. Pr. 12, 48—338 II S. 2. 
T) 57. Sitzung des Hauptausschusses vom 5. Mai 1949, Drucks. Nr. 932; 

Antrag Drucks. Nr. 770 der DP; 2. Lesung in der 9. Sitzung des Plenums 
am 6. 5.1949, StenBer. S. 178; 3. Lesung in der 10. Sitzung am 8. 5.1949, 
StenBer. S. 215, 218. 

·) W. Weber NJW 1950. S. 401. 
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Kettenreaktion auch für die expropriative Sozialisierung — die 
D i s p o s i t i o n s b e f u g n i s des G e s e t z g e b e r s in bezug auf das 
Eigentum über die bekannten Resultate der Reichsgerichts-
Judikatur zu Art. 153 hinaus eingeengt und die Position des 
Eigentums gegenüber dem Gesetzgeber verhärtet. 

In der Gesamtentscheidung des Grundgesetzes gesehen und 
nach dem Verteilungsprinzip beurteilt, das es der Scheidung 
der privaten und öffentlichen Rechtssphären zugrundelegt, 
müßte dieses Resultat — ob die Redaktion des Art. 14 im Par-
lamentarischen Rat es nun bewußt und planmäßig zu erzielen 
verstand, oder ob es ein Produkt seines Geistes auch unbewußt 
geworden ist — im Rahmen des Grundrechtsteils der Art. 1 — 1 9 
GG als nur durchaus harmonisch und adäquat angesehen werden. 
Art. 14 fügt sich jedenfalls, so verstanden, zwangloser in die 
Grundrechtsstruktur und -konzeption des Grundgesetzes ein, 
als es etwa der unveränderte Art. 153 zu tun vermocht hätte: 
der Individualschutz gegen die Legislative, der aus dem Ent-
eignungsschutz gegen gesetzliche Enteignung spricht, das Ver-
bot des gesetzlichen Entschädigungsausschlusses und der gesetz-
lichen Klaglosstellung sowie die in der Junctim-Bestimmung 
erkennbare Formalisierung des Eingriffs ins Eigentum können 
auf gemeinsame Prinzipien zurückgeführt werden, die dem Art. 1 
(insbes. seinen Absätzen 2 und 3), die dem auch die Legislative 
bindenden Gleichheitssatz im Sinne eines Diskriminierungs-
verbotes, die endlich dem Art. 19 innewohnen. 

Eine ganz andere Frage aber ist die, ob dieser so verstandene 
Art. 14 innerlich selbst homogen ist in der Zuordnung seiner 
Schutzbestimmungen zum Satz 2 des Abs. 1 (des Eigentums 
,,Inhalt und Schranken werden durch die Gesetze bestimmt") 
sowie zu Abs. 2 und ob das Grundgesetz insgesamt seine innere 
Homogenität selbst gewahrt hat, indem es angesichts dieser 
Regelung in Art, 14 Abs. 3 andernorts seine Sozialstaatlichkeit zur 
Staatszielbestimmung erklärte. Daher wird zu erörtern sein, ob 
Art. 14 so, wie geschehen, richtig verstanden worden ist. 

3. Art. 14 Abs. ι Satz 1 GG g e w ä h r l e i s t e t d a s E i g e n t u m . 
Das bedeutet — ebenso wie in Art. 153 — Gewährleistung sowohl 
des konkreten individuellen Privateigentums wie des Rechts-
instituts „Eigentum". Das Gewicht der individuellen Gewähr-
leistung, der status-quo-Garantie, wird im Licht der Gesamt-
regelung des GG. und der sozialen Situation, die es vorfand, 
recht fühlbar erst, wenn seine Einstellung zu den e r w o r b e n e n 
R e c h t e n überprüft wird. 

Das Grundgesetz kennt eine Auseinandersetzung mit ihnen, 
also mit Rechten, deren Entstehung in der Vergangenheit liegt 
und ihrer Normativität entsprach, deren Fortbestand aber ange-
sichts eines Umbruchs der politischen und der Sozialordnung in 
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Frage stehen mochte, eigentlich nur in einem einzigen und einem 
recht an der Peripherie liegenden Punkte: in Art. 139, wo die zur 
„Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und 
Militarismus" erlassenen Rechtsvorschriften als vom Grund-
gesetz unberührt erklärt werden. Das heißt in unserem Zusammen-
hang, daß Beeinträchtigungen auch der Eigentumssphäre, ζ. B. 
Rechtsentziehungen in Berufs- oder Unternehmerstellung aus 
den genannten Entnazifizierungs-Gründen, die heute nach Art. 14 
GG entschädigungslos unzulässig wären, sanktioniert bleiben. 
Art. 139 wird aber in dieser seiner Wirkimg sogleich wieder in 
Frage gestellt durch Art. 1 3 1 für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes, die von solchen Befreiungsmaßnahmen betroffen wor-
den sind. Und zwar dies dann, wenn in dem bekannten Streit um 
den sog. ,,konstitutiven" Charakter des Ausführungsgesetzes 
zu Art. 13 1 angenommen wird, daß der Gesetzgeber vom 13. 5. 
1951 zu solchen konstitutiven Gestaltungen nicht befugt war, 
sie also Enteignung mit Entschädigungsfolge bedeuten·). 

Ohne mich zu diesem Streit hier entscheiden zu wollen, soll 
mit seiner Erwähnung lediglich illustriert werden, in wie geringem 
und dazu noch bestrittenem Ausmaß das GG sich mit dem 
Problem solcher erworbenen Rechte wirklich auseinandersetzt, 
die in den Strudel umwälzender Vorgänge geraten waren. 

Auch für den Lastenausgleich wird bekanntlich gefragt10), ob er 
nach „Konkursprinzip", d.h. unter prinzipieller Respektierung 
erlittener Verluste, also erworbener Rechte, oder nach dem Prinzip 
des „sozialen Neuaufbaues ', das auch den Verlust erworbener 
Rechte ignorieren könnte, stattfinden soll. Die Kritik daran, 
daß der Lastenausgleich jetzt steuerlich geordnet wird und die 
Trennung zwischen sich und der Währungsreform damit weiter 
vertieft, zielt in diese gleiche Richtung. 

Ich will nun sicherlich nicht darum rechten, ob der Komplex 
der sog. Befreiungsgesetzgebung denjenigen Teil unseres poli-
tischen und sozialen Gefüges ausmachte, der zur verfassungs-
mäßigen Aufhebung erworbener Rechte, damit zur Sanktionie-
rung revolutionärer Eingriffe den wirklich dringendsten Anlaß 
bot. Wer uns — und den Parlamentarischen Rat — das hat glau-
ben gelehrt, scheint teilweise schon heute geneigt zu sein, seine 
Belehrung zu überprüfen. Aber die Einzigartigkeit des Art. 139 
GG ist deshalb so bemerkenswert, weil er — wenn ich recht sehe 
— den alleinigen Versuch des Grundgesetzes darstellt, aus öko-
nomischen, politischen und sozialen Umwälzungen, die nach 1945 
unbestreitbar gegeben waren, Folgerungen im Sinne verfassungs-

*) Hierzu: Wenzel, Die Wiederherstellung der Beamtenrechte (1951); 
Dennewitz- Jess und Holtkotten, Komm. z. Bonner GG., Axt. 131 
S. 8, 28ff. 

,0) Raiser in: Gierke-Festschrift (1950), S. 198 Anm. 24. 

Vertffentlichungen der Suaurechtilchrer, Hefl so 6 
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mäßiger „Entwährung" (L. ν. Stein) erworbener Rechte zu 
ziehen. 

Im übrigen expropriiert das Grundgesetz nicht, und es de-
possediert nicht — weder etwa zur Lösung des Gesamtkomplexes, 
der den Namen ,.Lastenausgleich" trägt, noch in' Bezug auf 
irgendwelche anderen Kriegsfolgen, die Zerstörung der Städte, 
die Raumnot, die Flüchtlinge und Vertriebenen, oder gar darüber 
hinaus zur prinzipiellen Eigentums-Neuordnung durch Boden-
reform oder Sozialisierung. 

Ganz unabhängig von der Frage, in welchem Ausmaß und mit 
welchen Methoden das Grundgesetz zur Lösung dieser Kern-
fragen unserer Sozialordnung selbst hätte beitragen können: 
jedenfalls steht — für unser Thema betrachtet — fest, daß es 
keinerlei gesetzliche Aufhebung erworbener Rechte auch nur ins 
Auge faßt, um dem Gebot neuer sozialer Ordnung auf einem dieser 
Gebiete den Weg zu ebnen. Es geht unter Nichtachtung der Exi-
stenz dieser Fakten und Aufgaben in der Eigentumsordnung 
vom rechtlich unberührten status quo aus. Die schwierigen, noch 
nicht abgeschlossenen Bemühungen, das Problem der Bauland-
beschaffung für eine Kriegsfolge, den Städte-Wiederaufbau, zu 
lösen, ohne sogleich zur Änderung des Grundgesetzes schreiten 
zu müssen, sind ein aktuelles Beispiel für diesen Befund. 

Das Grundgesetz hat sich mithin in der Respektierung, damit 
in der Anerkennung aller (wohl-)erworbenen konkreten Eigen-
tumsrechte ganz eindeutig für den Rechtsstaat als Konservierung 
entschieden und alle Fragen notwendiger sozialer Umgestaltung 
von sich selbst auf den Weg der künftigen Gesetzgebung ver-
wiesen, die ihrerseits aber nun der Eigentumsordnung des Grund-
gesetzes verpflichtet bleibt. Ihr Inhalt und ihre Auslegung rücken 
damit zwangsläufig in den Vordergrund. 

4. Wahrscheinlich erklärt sich aus der status-quo-sichernden 
und in diesem Sinne beherrschenden Ausgangsstellung des Grund-
gesetzes, daß die Übernahme derjenigen Wendungen, die die sog. 
S o z f a l g e b u n d e n h e i t des E i g e n t u m s betreffen, aus Art. 153 
in Art. 14 bislang nicht sonderlich ernst genommen zu sein 
scheint und das, was derart nun in Art. 14 ebenso wie in Art. 153 
sich findet, bequem und formular-11), wenn nicht floskelhaft hin-
genommen und gedeutet, ja: nicht einmal mehr gedeutet wird. 
Als ob diese Wendungen und Sätze—„Inhalt und Schranken wer-
den durch die Gesetze bestimmt", „Eigentum verpflichtet. Sein 
Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen" — 
im Art. 14 GG. notwendig das Gleiche oder gar weniger Gewich-
tiges besagen als in Art. 153, wobei geradezu auch von einer 

M ) C. F i s c h e r , Ztschr. Ι. à. gee. Kreditwesen 1950, S. 4121t ; lern er 
dazu: G r o t e - M i s s m & h l , Gewerkschaft!. Monatshefte 1950, S. 456ff. 
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zwischenzeitlichen Abnutzung und einem gewohnheitsmäßigen 
Verschleiß dieser Aussagen gesprochen werden könnte. Es ist 
demgegenüber erforderlich, auch wenn die Entstehungsgeschichte 
des Art. 14 selbst nur für eine Weimarer Reprise spricht, weil 
man in Bonn vielleicht ungern weniger fortschrittlich erscheinen 
wollte als in Weimar, sich auf diese Wendungen prinzipiell und 
ganz von neuem zu besinnen, und zwar aus folgenden Gründen: 

a) Eigentum des Art. 153 und Eigentum des Art. 14 ist zweier-
lei — zwar nicht im juristisch-technischen Sinne: auch zum 
Eigentum des Art. 14 zählen sicherlich über den sachenrecht-
lichen Begriff hinaus alle subjektiven privaten Vermögensrechte. 
Aber zwischen der Wortsetzung der Art. 153 i. J . 1919 und in 
Art. 14 dreißig Jahre später liegt eine unter keinen Umständen 
wegzuleugnende Entwicklung die von den ersten Ansätzen einer 
Weltkriegsgesetzgebung zur Planung und Lenkung der Wirtschaft 
und damit zur öffentlich-rechtlichen Bindung der Herrschafts-
und Verfügungsbefugnis des Eigentümers bis zu den intensivsten 
hoheitlichen Einordnungen des Eigentums in eine vom Staat 
gesetzte Wirtschaftsgestaltung geführt hat und in ihren ver-
schiedenen Perioden an uns vorübergezogen ist. Begriff und 
Funktion des Eigentums standen, im Jahre 1949 und stehen heute 
unter der Last einer Erfahrung eines Menschenalters, die den 
öffentlich-staatlichen Einfluß auf Kapitalmarkt und Investitions-
prozeß in außerordentlicher Weise gesteigert haben. 

Ebensowenig wie das Kriegsende (wenn wir von ihm in diesem 
Zusammenhang überhaupt sprechen können) den automatischen 
Wegfall aller kriegswirtschaftlichen Staatskontrollen bewirkt 
hat11), kann der Staat und der Einzelne die Erfahrungen hoheit-
licher Wirtschaftslenkung und -kontrolle auslöschen und preis-
geben. Sie gehören heute (und nicht nur in Deutschland) im Prinzip 
zum Bestände zulässiger gesetzlicher Disposition über das Eigen-
tum. Anders' ausgedrückt : das Eigentum ist staatlicher Ingerenz 
heute tiefer erschlossen, als es das im Jahre 1919 war. Wenn Art. 14 
GG. das Eigentum gewährleistet, dann dieses Eigentum, und 
kein Eigentum einer gesetzlichen Ordnung, die staatliche Wirt-
schaftslenkung und -kontrolle noch nicht oder solcher Art noch 
nicht kannte. 

Aus der Tatsache, daß die durch ein — wohlwollend formuliert 
— bestimmtes Wirtschaftssystem gekennzeichnete gegenwärtige 
(oder noch gestrige) deutsche Wirtschaftsgesetzgebung sich auf 
ein Minimum an Lenkung und Planung beschränken möchte, 
folgt keineswegs, daß künftig intensivere Einschränkungen sich 
an der Gewährleistung des Eigentums brechen müßten und daher 

" ) Hierzu: Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie 
2. Aufl. (1930), S. 484ft. 
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nur auf dem Wege entschädigungspflichtiger Enteignungen noch 
zulässig wären. Es ist daher jedenfalls im Prinzip verfehlt, etwa 
angesichts der neuen Getreide-, Zucker-, Milch- und Fettgesetz-
gebung der Jahre 1950/51 (und des neuen Wirtschaftssicherungs-
gesetzes für die gewerbliche Wirtschaft) sogleich unbesehen nach 
Enteignungsschutz für Eigentum zu fragen"), dessen Unantast-
barkeit gegenüber Lenkung und Kontrolle als ohne weiteres ge-
geben unterstellt wird. Eigentum i. S. des Art. 14 muß eben be-
grifflich und dogmatisch — anders als der Ausgangsbegriff „Eigen-
tum" des Art. 153 — unter Berücksichtigung aller Wandlungen 
und Friktionen verstanden und gedeutet werden, die das Institut 
bis 1949 und darüber hinaus erfahren hat. 

Es ist weiterhin nicht damit getan, ihm nur seine den sachen-
rechtlichen Bereich überschreitende Bedeutung beizumessen, 
wie das zu Art. 153 von Lehre und Rechtsprechung entwickelt 
worden ist. Erforderlich ist darüber hinaus, Eigentum in den 
Ansätzen neuer Dogmatik zu verstehen, die sich aus dem Zu-
sammenhang zwischen Unternehmensrecht und Eigentum er-
geben") und auch das wirtschaftseinheitliche Unternehmen als 
Eigentumsobjekt begreifen. Auch die wirtschaftswissenschaft-
liche Figur der Intervention") wird rechtlich weitgehend als 
Problem der Inhaltsbestimmung des Eigentums zu begreifen sein. 

b) Im Grundgesetz selbst ergibt sich eine mögliche und für 
neue dogmatische Erfassung zugängliche Flexion des Eigentums 
dadurch, daß Art. 14 Abs. 1 Satz 2 seine gesetz l i che I n h a l t s -
b e s t i m m u n g vorsieht. Die gleiche Wendung enthielt Art. 153. 
Sie hat aber in Art. 14 heute eine gesteigerte Bedeutung. Hierzu 
ist bislang nur vereinzelt und gelegentlich1·) betont worden, daß 
das Eigentum — von Art. 12 Abs. 1 Satz 2 abgesehen — das 
einzige vom Grundgesetz genannte Grundrecht darstellt, dessen 
Inhaltsbestimmung — außer und neben seiner zulässigen gesetz-
lichen Beschränkbarkeit — ausdrücklich dem Gesetz (und zwar 
im nur materiellen Sinne) zugewiesen und vorbehalten worden ist. 
Das ist mehr und anderes als ein Gesetzesvorbehalt, der Ein-
griffe und Beschränkungen des Rechts durch die öffentliche Ge-
walt an Form oder Ermächtigung des Gesetzes knüpft. Die In-
haltsbestimmung des Eigentums bedarf auch nicht der Form 
des Art. 19 Abs. 1 . Hier gilt, was für den gleichen Satz auch des 
Art. 153 bereits festgestellt worden ist, heute in erhöhtem Maße: 
,,Inhaltsbestimmung des Eigentums heißt vielmehr Recht des 

u ) Hamann, Wirtschaftelenkung und Grundgesetz, BB. 1951, S. 341ft. 
" ) Ballerstedt, JZ. 1951. S. 488. 
l l) Marbach, Zur Frage der wirtschaftlichen Staatsintervention (1950); 

der·. ZGesStWiae. Bd. 107 (1931) S. 552. 
M) Z.B. von Krttger, Grundgesetz und Kartellgesetzgebung (1950), 

S. 13 Anm. ι . 
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Staates zur positiven Normierung des Eigentums-Machtbe-
reiches"17). Daß die Aufgabe der Eigentums-Inhaltsbestimmung 
schlechthin dem Gesetz zusteht, allerdings beschränkt durch die 
Substanzgarantie des Art. 19 Abs. 2, gewinnt im Grundgesetz, 
das alle gesetzliche Beschränkbarkeit der Grundrechte im übrigen 
subtil geregelt und umgrenzt hat, über seine Bedeutung in Art. 1 5 3 
hinaus prinzipielle Bedeutung. Die darin liegende Aufgabe des 
Gesetzes, den Inhalt des Eigentums zu bestimmen, wird durch 
Abs. 2 des Art. 14 in eine bestimmte Richtung gewiesen. 

c) Die beiden Sätze dieses Abs. 2 von Art. 14, die schon für 
Art. 1 5 3 als Ablehnung einer liberalen Eigentumsauffassung 
gedeutet worden sind"), müssen über die Stellung des Art. 14 
im Grundrechtsabschnitt hinaus im inneren Zusammenhang 
damit gesehen werden, daß der Staat des Grundgesetzes sich 
zum S o z i a l s t a a t proklamiert. 

Wenn —ganz abgesehen von ihrer Motivation und Entstehungs-
geschichte — diese nach Standort und Hervorhebung in den 
Art. 20 und 28 hervorragende, zur Staatszielbestimmung gehörige 
Aussage, die ihrerseits nach Art. 79 Abs. 3 unantastbar erklärt 
wird, mehr als eine Formel bleiben soll, dann muß sie sich in bezug 
auf das Eigentum als Grunde.lement jeder Sozialordnung gerade 
in der Ausdeutung des Art. 14 Abs. 2 bewähren. Dann muß die 
in ihrer Eleganz leicht unverbindlich wirkende und verstandene 
Wendung ,.Eigentum verpflichtet" mehr als eine zweckmäßige 
Auslegungsregel für den Richter, und dann muß der Satz ,,Sein 
Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen" 
mehr als ein sozial-ethischer Appell an den Einzelnen sein. Beide 
Sätze sind als Ermächtigung und Direktive des Gesetzgebers 
aufzufassen, die Inhaltsbestimmung des Eigentums dahin aus-
zugestalten, daß die Sozialstaatlichkeit, verstanden als Berufung 
zur Gestaltung der sozialen Ordnung, nicht färb- und inhaltlos 
verblaßt und verkümmert, sondern positiv-lösend den Weg der 
Gesetzgebung bestimmt. 

In diesem Sinne bildet Abs. 2 in Verbindung mit Satz 2 des 
Abs. ι in Art. 14 GG. die vornehmste und wesentlichste Hand-
habe des Grundgesetzes zur Entfaltung einer Sozialstaatlichkeit, 
und aus diesem Grunde bricht sich die darin liegende Ermäch-
tigung zur Modifizierung des Eigentums auch nicht — wie für 
andere Grundrechtsvorbehalte, ζ. B. in Art. 12 Abs. 1 ebenfalls 
irrtümlich angenommen worden ist — an Art. 2 Abs. 1 GG., 
der die freie Entfaltung der Persönlichkeit als allgemeines Per-
sönlichkeitsrecht proklamiert und nur durch die dort gesetzten 
Schranken begrenzt. Eigentum reicht nicht weiter und gibt nicht 

" ) Kirchheimer a. a. O. S. 37. 
" ) Ders. a. a. O. S. 38, 39. 
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mehr her, als seine gesetzliche Inhaltsbestimmung es vorsieht, 
und ihr gegenüber gibt es keine Berufung auf Art. 2 Abs. 1 . Mit 
anderen Worten: das Gesetz ist nicht gehindert, den Eigentums-
inhalt auch zu anderen Zwecken zu bestimmen als zum Schutz 
der Rechte anderer, der verfassungsmäßigen oder der Sitten-
ordnung. 

5. Nach einer bekannten Wendung der schweizerischen Recht-
sprechung ist die Ente ignung ,,nicht als Ausnahme von der 
Eigentumsgarantie, sondern als deren Bestätigung und Spezifi-
kation zu denken", was die Enteignung als Eigentumswert-
garantie auch nach Art. 153 zutreffend charakterisierte. Darin 
wirkt die frühliberale Vorstellung nach, daß Eigentumsgarantie 
im Grunde Garantie seines Kapitalwertes bedeutet und sein Aus-
tausch — durch Enteignung nämlich — unbedenklich ist, weil 
sie Kapitalwert-Ersatz verschafft1·). Das würde auch für Art. 14 
Abs. 3 GG., der die Enteignung behandelt, in umso höherem 
Maße zutreffen, je eigenständiger, autonomer das Enteignungs-
institut darin gesehen und je präziser zwischen unmittelbar gesetz-
licher, also der Legal-Enteignung, und gesetzlicher Eigentums-
inhaltsbestimmung differenziert wird. Über das Letzte aber erst 
später. 

Gegen Enteignung ist derjenige Eigentumsbereich geschützt, 
den die Verfassung als erworbenes Recht vorfand und respek-
tierte oder dessen legale Entstehimg unter ihrer Geltung sie er-
möglicht und duldet. Den Enteignungsbegriff selbst bestimmt 
Art. 14 ebensowenig, wie dies Art. 153 getan hat. Jeder fand den 
seinigen vor: Art. 153 den des Landesenteignungsrechts des 
Konstitutionalismus, Art. 14 den — wie C. Schmitt 1 0) schon 
1929 gesagt hat — „aufgelösten" der seit den 20er Jahren maß-
geblich gewordenen Lehre und Rechtsprechung, den auch die 
Gesetzgebung der Länder vor dem Grundgesetz nicht umgeformt 
hatte. Man war sich in Bonn darin einig und ist seither auch 
sonst nicht darüber uneins geworden, daß Enteignung i. S. des 
Art. 14 in der Tat das Vorgefundene sei, und nichts anderes. 
Was Art. 14 an der Enteignung geändert hat, sind ihre Zulässig-
keitsvoraussetzungen und — in ihrem Rahmen zugleich — ihre 
staatliche (exekutive und legislative) Anwendbarkeit und E r -
setzbarkeit. 

Ob sie ihrem Wesen nach im Sinne ihrer historischen Her-
kunft einen staatlichen Güterbeschaffungsvorgang, einen,,Zwangs-
kauf" an solchen Gütern darstellt, die ihrerseits dem Staat gegen-
über bindungsfrei und makellos zu eigen besessen werden, oder 

1#) Wieacker in: Weber-Wieacker, Eigentum und Enteignung (1935) 
S. 43· 

'*) C. Schmit t , Die Auflösung des Enteignungsbegriffes, JW. 1929, 
S. 495ff. 
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ob die Enteignung auch als ein staatliches Instrument des Zu-
griffs auf solche Objekte und Rechte zur Verfügung steht, die 
Verfassung oder Gesetz zu Zwecken der politischen Bereinigung 
der Güterordnung primär lediglich nehmen, entziehen wollen — 
ohne Rücksicht auf den gedachten Verwendungszweck —, das 
kann Art. 14 Abs. 3 allein vielleicht schon von der Entschädi-
gungsfrage her entnommen werden. 

Wenn, wie noch zu erörtern sein wird, die Enteignung gegen 
bloße Nominalentschädigung, praktisch ohne Entschädigung, ver-
boten ist, und zwar auch dem Gesetzgeber, wenn also Enteignung 
des Eigentums den Eigentumswertersatz zur Folge hat, dann 
scheidet sie begrifflich, nach Wesen und Funktion, aus für die 
meisten solcher Depossedierungen, deren politischer Zweck in 
der Verdrängung des privaten Eigentümers aus bestimmten 
sozialen Machtpositionen besteht. Denn die Entschädigung ver-
hiift ihm weitgehend dazu, die gleiche Position mit anderen Mit-
teln zu behaupten. 

Nur dann, wenn die Entschädigung in Geld diese Behauptung 
seiner Position nicht mehr gestattet — was bis 1948 der Fall war, 
was ein Wirtschaftssystem oder Währungs- und Steuerverhält-
nisse anderer Art als der gegenwärtigen voraussetzt und zugleich 
auch den Begriff der Entschädigung in Frage stellt, was aber 
übrigens im Zusammenhang mit der expropriativen Sozialisie-
rung von manchen Nationalökonomen als probates Mittel emp-
fohlen wird, um zunächst großzügige Entschädigungen nach-
träglich durch Inflation oder Steuersteigerung für den Staat 
zu verbilligen'1) —, könnte die Enteignung zu anderen Zwecken 
als denen der Güterbeschaffung, nämlich zur Konfiskation ein-
gesetzt werden. Da von ihnen hier abgesehen werden kann und 
soll, folgt die genannte Wesensbestimmung der Enteignung un-
mittelbar schon — und im Grundgesetz wegen des Verbots ent-
schädigungsloser gesetzlicher Enteignimg viel zwingender noch 
als in der Weimarer Verfassung — aus der geltenden Entschädi-
gungsregelung. Es ist also richtig zu sagen : Enteignung bestimmt 
sich von der Entschädigung her*'). Und aus diesem Grunde 
bietet der Enteignungsschutz in der Regel auch keine Hilfe gegen 
die Praxis der Gesetzesrückwirkung, weil die Entschädigung 
nicht heilt, was die Rückwirkung angerichtet hat**). Das einzige 
Wert- oder Unwerturteil, das der Enteignung ihrem Wesen nach 
zugrundeliegt, ist die hoheitliche Qualifikation des enteigneten 
Gutes als eines solchen', das in der Hand des Betroffenen — wenn 
überhaupt — dem Wohle der Allgemeinheit in geringerer Inten-

" ) Hierzu: Schumpeter a.a.O. S. 361. 
" ) W. Weber AöR. Bd. 77 S. 84ff. 
M) Hierzu: Tietze NJW. 1951, S/468—470; Kirchheimer a .a.O. 

S. 20; H. Möller BB. 1951, S. 35«. 
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sität dient als in der Hand desjenigen, zu dessen Gunsten die 
Enteignung stattfindet. 

Die hierauf zielende Zulässigkeitsvoraussetzung der Enteignung 
kann daher zugleich als Werturteil über die Gemeinnützlichkeit 
des Gutes oder seiner Verwendung durch seinen Eigner angesehen 
werden. Indem Art. 14 Abs. 3 das Wohl der Allgemeinheit als 
Enteignungszweck fordert und seine Bestimmung dem Gesetz 
oder seiner Ermächtigung vorbehält, bekundet er sein Vertrauen 
darin, durch Mehrheitsbeschluß das Gemeinwohl rational und 
verbindlich zu bestimmen. Die richterliche Überprüfbarkeit 
dieser Bestimmung, die Art. 14 zuläßt, entspringt demgegenüber 
der Überhöhung der rechtsprechenden Gewalt, die dem Grund-
gesetz eigentümlich ist. 

Da das Werturteil über das Enteignungsgut — höherer Nutzen 
für das Allgemeinwohl beim Betroffenen oder beim Begünstigten ? 
— im Falle der Zulassung der Enteignung seine Entschädigung 
unabdingbar vorschreibt, liegt hierin zugleich die A b g r e n z u n g 
zur entschädigungslos zugelassenen K o n f i s k a t i o n , deren Exi-
stenz — etwa im Straf- und Verwaltungsrecht — das Grundgesetz 
offensichtlich voraussetzt und für seinen eigenen Normenbereich 
ausschließlich im Rahmen und in der Prozedur des Art. 18 (Grund-
rechtsverwirkung) kennt : die Konfiskation entzieht das Eigentum 
ohne Rücksicht auf den Verwendungszweck des Konfiszierten, 
weil der Betroffene aus den vom Spezialgesetz verfolgten Zwecken 
unwert oder es bei ihm gefährlich erscheint, es weiterhin inne-
zuhaben. 

Die Konfiskation hat daher im Gegensatz zur Enteignung 
eine finale Funktion nur in bezug auf die Person des bisherigen 
Eigentümers und im ihn treffenden Entziehungsvorgang, die 
Enteignung dagegen in bezug auf die bezweckte Verwendung 
des entzogenen Gutes, dessen bisherige Innehabung gerade durch 
den Betroffenen für das Wesen der Enteignung ohne Belang ist. 
Man wird auch sagen können, Enteignung sei objektiv, Konfis-
kation subjektiv zweckbestimmt. Die Konfiskation will primär 
und allein eine bisherige Eigentümerposition vernichten, die 
Enteignung will primär eine neue, andere Eigentümerposition 
herstellen und muß zu diesem Zweck den bisherigen Eigentümer 
der seinigen entsetzen. Es wird näherer Auslegung des Art. 18 
GG. und des § 39 des Gesetzes über das Bundesverfassungsge. icht 
bedürfen, um zu klären, ob und inwieweit etwa diese Vorschriften 
auch Konfiskationen des eben umschriebenen Sinnes zulassen. 
Die Bestimmungen des Art. 13 Abs. 2 und 44 der Bremischen 
Verfassung etwa, die die Entschädigung wegen Enteignung aus-
schließen, insoweit der Betroffene Kriegsgewinne erzielt hat, 
stehen einer grundgesetzwidrigen Konfiskation näher als einem 
Enteignungstatbestand. Und Verfassungen der Ostzone, die von 



Enteignung und Sozialisierung 89 

Enteignungen gegenüber Kriegsverbrechern und ns. Aktivisten 
sprechen, ordnen damit zweifellos Konfiskationen an. 

6. Aber zurück zum Enteignungsbegriff! „Erst aus dieser 
Verwirrung (zwischen Gesetz und individuellem Enteignungsakt) 
ist das Problem entstanden, wie sich die öffentlich-rechtliche 
Beschränkung von der Enteignung unterscheide und wo hier die 
positiven Grenzen zu ziehen seien", heißt es schon in der im Jahre 
1930 geschriebenen Exegese des Arti 15324). Das war und das 
ist richtig. Es ist heute nach Art. 14 noch ungleich richtiger, 
nachdem er auch die Legal-Enteignung ausdrücklich anerkannt 
und den Entschädigungsausschluß auch für sie verboten hat. Es 
ist darüber hinaus materiell noch wichtiger (und auch schwieriger) 
geworden, zwischen Enteignung und Eigentumsbeschränkung 
und -bindung zu differenzieren, weil sich an dieser Grenzziehung 
bewähren muß, in welcher Weise und in welchem Ausmaß der 
Rechtsstaat sich kraft Art. 14 Abs. 1 Satz 2 als Sozialstaat ent· 
falten kann, wenn soziale Gestaltung notwendig vorhandene 
Rechte und Interessen berühren muß. Gleiches gilt für das Ver-
hältnis der vom Grundgesetz über den Enteignungsleisten ge-
schlagenen expropriativen Sozialisierung zur gleichen Eigen-
tumsbindung. Zunächst hier vom erstgenannten. 

a) Wenn jetzt (von W. Weber) von neuem von der Verwir-
rung gesprochen worden ist, die durch die Vulgarisierung des 
Enteignungsbegriffs entstanden sei — indem unterschiedslos jede 
unerwünschte Vermögensschmälerung durch Gesetzgebung oder 
Verwaltung irgendwie als Enteignung benannt wird —, so liegt 
der Grund hierfür (im engeren Fragenbereich von Enteignung 
und Eigentumsbeschränkung) im wesentlichen in der Anerken-
nung der Legal-Enteignung. Art. 14 Abs. 3, der sie ausdrücklich 
sanktioniert, hat den Graben zwischen beiden Rechtsinstituten 
durch das Verbot des gesetzlichen Entschädigungsausschlusses 
noch wesentlich vertieft, ohne zugleich selbst ein Unterschei-
dungsmerkmal an die Hand zu geben. Daß nun auch de lege 
lata nach Art. 14 Abs. 3 Enteignung durch Gesetz überhaupt 
begrifflich vorstellbar, daß der Eigentümer also vom Entschä-
digungs-Moment her auch dem Gesetzgeber gegenüber schutz-
würdig erscheint, erklärt sich, wie oft dargelegt worden ist*5), 
aus der Wandlung des Gesetzes nach Begriff und Funktion von 
der bloßen staatlichen Aufsichts- und Verhaltensnorm zum mög-
lichen Kollektiveingriff zwecks Gestaltung des Soziaibereichs, 
also — m. a. W. — der Grenzauflösung zwischen Staat und Ge-
sellschaft; oder — noch anders formuliert — dem heutigen An-
gewiesensein auch der Exekutive auf das Gestaltungsmittel des 

M) Kirchheimer a.a.O. S. 42—43. 
**) Ζ. B. von Forsthoff DRZ. 1948, S. 408. 
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Gesetzes. Das Gesetz liegt eben nicht mehr, wie im 19. Jahr-
hundert, in der gesicherten Dispositionsgewalt derjenigen, deren 
Güter vom Kollektiveingriff betroffen werden können; auch 
dem Gesetz, nicht mehr hur der Verwaltung traut der einzelne 
Willkür, Ermessensfehler zu; auch das Gesetz soll daher nur 
mehr im Rahmen höherer Ermächtigung und nicht mehr all-
mächtig handeln14); oder17): „Eine Forderung gegen den Willen 
des Gesetzes hat das Rechtsdenken der deutschen Verwaltungs-
rechtslehre, solange das Gesetz Ausfluß bürgerlichen Willens 
blieb, nicht erhoben" — heute wird sie erhoben und vom Grund-
gesetz anerkamlt —, und1·): ,,Ift Wahrheit findet der Satz, daß 
Enteignung auch durch Gesetz stattfinden könne, nur eine poli-
tische Rechtfertigung. Es ist der Ausdruck der veränderten par-
lamentarischen Machtvefhältnisse in der Nachkriegszeit." — Wir 
würden heute sagen: Ausdruck der Entthronung und Entmach-
tung des Gesetzes. 

Schutz des einzelnen gegen Legal-Enteignung und — darüber 
hinaus — Verbot entschädigungsloser Legal-Enteignung fügen 
aich heute im Rahmen des Grundgesetzes ein in die höhere Bin-
dung auch del Gesetzgebers durch Grundrechte, Substanzgarantie 
und Gleichheitssatz und die Weitgehende hierarchische Über-
höhung der richterlichen Gewalt über die gesetzgebende. Das 
Grundgesetz legalisiert in Art. 14 Abs. 3 den Zweifel des ein-
zelnen an der demokratischen Gleichheit, der Allgemeinheit und 
Gerechtigkeit des Gesetzes, an der Volkssouveränität, damit 
aber auch — was uns hier wesentlich sein muß — an der Funktion 
Und Kraft des Gesetzes, die soziale Ordnung eigenmächtig zu 
bestimmen. 

Die entschädigungslose Legal-Enteignung, 1919 noch zuge-
lassen, scheidet damit als ein mögliches Instrument der gesetz-
lichen Sozialgestaltung für das Grundgesetz praktisch aus. Der 
Einsatz der Legal-Enteignung für Zwecke sozialer Gestaltung 
wird nämlich notwendig behindert und begrenzt, weil er — am 
Maßstab des allgemeinen Wohls gemessen — mit der Hypothek 
der Entschädigungspflicht belastet ist, die in solchen Fällen, wo 
es am begünstigten privaten Unternehmer fehlt, der Allgemeinheit 
aufgebürdet ist. 

Der Zweifel an der demokratischen Legitimität des Gesetzes, 
nach der herrschend gewordenen Auslegung des Art. 153 noch 
begrenzt und dosiert, weil mit seiner Hilfe jedenfalls die entschä-
digungslose Legal-Enteignung noch als verfassungsgemäßes Ge-
staltungsmittel akzeptiert und respektiert bleibt, wird im Grund-
gesetz auch insoweit zur Negation, zur Depossedierung, zur Ent-

«·) Wieacker a. a. O. S. 42. 
M) Klrchheimer a. a. O. S. 7y 
*•) Der·, a. a. O. S. 43. 
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machtung des Gesetzgebers. Der Zweifel an der demokratischen 
Selbstbestimmbarkeit siegt, was für den Sozialbereich, der der 
Gestaltung harrt, in einem wesentlichen Punkt Verzicht auf 
Gestaltung bedeuten muß. Soziale Gestaltung müßte nach Art. 14 
Abs. 3 GG zu Lasten der Allgemeinheit gekauft und bezahlt 
werden. Es ist eine Frage des politischen, nicht des Rechtsstand-
punktes, ob das Lob oder Tadel verdient. 

b) Von diesem Ausgangspunkt aus ruckt die U n t e r s c h e i d u n g 
z w i s c h e n g e s e t z l i c h e r E i g e n t u m s b i n d u n g ohne E n t -
s c h ä d i g u n g u n d g e s e t z l i c h e r E n t e i g n u n g mit E n t s c h ä -
d i g u n g in den Vordergrund. Die Frage hat eine lange leidvolle 
Geschichte, die ich hier nicht nachzuerzählen brauche. Um das 
Ergebnis vorweg zu nehmen und nicht zu enttäuschen: mir ist 
sehr zweifelhaft, ob sie hier und schon heute ein „happy end" 
finden wird. 

Frühere Versuche, die Unterscheidung mit Hilfe rechtlich 
präziser, praktikabler, berechenbarer Merkmale zu finden, sind 
zum Teil daran gescheitert, daß (im Grunde) Gesetz und Gesetz 
— im Falle der Eigentumsbindung und im Falle gesetzlicher 
Enteignung — formal identifiziert und beider Einwirkungen auf 
das Eigentum losgelöst vom Zweck der Maßnahme, ohne finale 
Einsicht, unterschiedlos nur in ihrem nachteiligen Effekt für 
den Betroffenen, gewürdigt werden mußten. Auch die Theorien, 
die auf Ubereignung, Überführung oder Begünstigung eines Unter-
nehmens abstellen, mußten scheitern. Geblieben ist die sog. mate-
rielle Einzelakttheorie, die auf die Umgrenzbarkeit des Kreises 
der Betroffenen, also Art und Kreis der Normadressaten, und die 
Besonderheit des ihnen zugemuteten Opfers, sowie die Schutz-
würdigkeitstheorie, die auf die Wertung des betroffenen Rechts-
gutes nach bestimmten allgemeinen Maßstäben der Zumutbarkeit 
abstellt. 

Der leading case der Judikatur nach 1945 — die Entscheidung 
des Obersten Gerichtshofes vom 1. 7. 1948 in Bd. 1 S. 100 zum 
hamburgischen Baukostenzuschuß-Gesetz — hat in fleißiger 
Kompilation der Reichsgerichtsrechtsprechung die materielle 
Einzelakttheorie renoviert, und in den bekannten beiden Be-
schlüssen des Deutschen Obergerichts1·) zu rückwirkenden Preis-
verordnungen, also an denkbar schlecht geeigneten Sachverhalten, 
ist versucht worden, die Einzelakt-Theorie durch Rückgriff auf 
die Schutzwürdigkeitstheorie materiell-wertend zu korrigieren und 
ihr den Makel allzu formaler Differenzierung und der Zufalls-
Entscheidung zu nehmen. Einige andere Entscheidungen von 
Landesgerichten haben daran angeknüpft. So ist der Stand der 

»·) NJW. 1950 S. 540 — DV. 1950 S. 760 mit Anm. von Stödter — 
AöR. Bd. 77 S. 79 mit Anm. von W: Weber — ÖV. 19J0 S. 686. 
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Judikatur bis zum Erlaß des Grundgesetzes und alsbald danach. 
Aber weder die Gerichtspraxis noch die überwiegende Lehre 
haben speziell zu Art. 14 bisher eine Neuorientierung aus Art. 14 
selbst oder dem Grundgesetz allgemein unternommen. 

Von den beiden theoretischen Versuchen, für die Enteignung 
das Merkmal der Zweckbestimmung für ein konkretes öffentliches 
Unternehmen zurückzugewinnen80) oder die Übereignung, die 
Überführung auf den zweckbegünstigten Dritten31) als wesent-
lich anzunehmen, liegt dieser vor, jener nach Inkrafttreten des 
Art. 14 GG. Beide müssen diejenige Unterscheidung, die die oben 
genannten Theorien zwecks Beantwortung der entscheidenden 
Entschädigungsfrage zwischen gesetzlicher Enteignung und gesetz-
licher Eigentumsbindung finden wollen, notgedrungen nunmehr 
im Kreis der gesetzlichen Eigentumsbindungen selbst suchen und 
von ihnen der Gruppe der schwereren Eingriffe die Folge der 
Entschädigung, den übrigen die zugelassene Entschädigungs-
losigkeit zusprechen. Dabei muß die Entschädigungspflicht für 
schwerere gesetzliche Eigentumsbeschränkungen, die aus Ent-
eignungsrecht nicht entnommen werden soll, weil eben ihr Ent-
eignungscharakter geleugnet wird, aus dem ungeschriebenen 
Entschädigungsprinzip hergeleitet werden, das auf § 75 Einl.ALR. 
zurückgeht. So verfährt der erste Vorschlag (Forsthoff) . Der 
andere hegt die optimistische Erwartung, nachdem das Reichs-
gericht auch Fälle bloßer Eigentumsbindung in solche der ent-
schädigungspflichtigen, Enteignung umgedeutet hätte,dürfte heute, 
„nachdem das Bewußtsein sozialer Pflichtgebundenheit des 
einzelnen tiefer Wurzel geschlagen hat, . . . die Gefahr einer Wie-
derholung dieses Vorgangs geringer geworden sein"38). 

c) Es bleiben aber Zweifel in beiden Richtungen: einmal dahin, 
ob die Judikatur allein und gerade in der Rolle, die das Grund-
gesetz dem Richter zugewiesen hat, imstande sein wird, eine be-
friedigende Umgrenzung der sozialen Pflichtgebundenheit zu 
geben, nachdem das Reichsgericht sie in zweifellos weniger be-
lasteten Verhältnissen (etwa 1930 zum Städtebau) nicht gefunden 
hatte. Zum anderen dahin, ob der dogmatische Gewinn, der in der 
vorgeschlagenen engeren Begriffsumgrenzung der Enteignung 
liegen kann, sich verlohnt, um genau dieselbe schwierige Unter-
scheidung in der Entschädigungsfrage künftig in den Bereich 
der Eigentumsbindungen zu verlagern, damit aber nun — und 
das ist das Entscheidende — den einheitlichen Legalbegriff des 
Art. 14 Abs. ι Satz 2, nämlich den der gesetzlichen entschädi-
gungslosen Eigentumsbindung, aufzuspalten und zu schwächen, 
der bisher ganz eindeutig und offensichtlich auch vom Grund-

»·) W.Weber NJW. 1950 S. 401«. 
M) Forethoff, Lehrbuch dee Verwaltungsrechts Bd. I (1950) S. 245. 
»») W.Weber a.a.O. S. 401. 
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gesetz selbst als die entschädigungslos zugelassene und als solche 
vorgesehene Inhaltsbestimmung des Eigentums par excellence 
gegolten hat. Denn es scheint mir jedenfalls dogmatisch von 
Wichtigkeit zu sein, für die Normen des Art. 14 Abs. 1 Satz 2, 
die den Eigentumsinhalt bestimmen, die Vorstellung aufrecht zu 
erhalten, daß sie als Ausdruck demokratischer Selbstbestimmung 
und entschädigungsfrei regeln, was das Eigentum inhaltlich her-
gibt, und unter ihnen nicht nach Entschädigungsfolgen zu diffe-
renzieren. 

Der Begriff der gesetzlichen Inhaltsbestimmung des Eigentums 
im Sinne seiner Bindung sollte systematisch von solchen Elementen 
freigehalten werden, die durch Verknüpfung mit der Entschädi-
gung statt sozialer Gestaltung Methoden der Wertablösung oder 
des Entgelts zur Wirkung bringen. Soziale Gestaltung kann nicht 
gekauft werden. Dies ebensowenig, wie die Polizeipflichtigkeit 
des Eigentums. Wenn das Gesetz den Inhalt des Eigentums be-
stimmt, wozu es auch von Art. 14 berufen ist, so bedeutet jede 
Inhaltsbestimmung im Wege der Wertablösung einen Wider-
spruch zum Wesen der Inhaltsbestimmung, die ja gerade dahin 
zielt, allgemein und gleich, hoheitlich und positiv den Herrschafts-
bereich des Eigentums zu umschreiben. 

Anderseits verkenne ich nicht die Zwangslage, in die das Verbot 
eritschädigungsloser Legal-Enteignung in Art. 14 den Sozial-
staat (und nicht nur ihn) gegenüber Art. 153 gebracht hat. Aus 
ihr könnte der Vorschlag, den Enteignungsbegriff wieder einzu-
engen und fortan unter den Bindungsgesetzen nach Art. 14 Abs. 1 
Satz 2 mit Hilfe des Entschädigungssatzes aus § 75 zu differen-
zieren, einen praktikablen Ausweg weisen: denn es müßte dann 
jedenfalls dem Bundesgesetzgeber gestattet sein, die Entschä-
digungsfolge aus dem Rechtssatz des § 75 (der keinen höheren 
Rang als den eines Bundesgesetzes besitzt) auszuschließen, so daß 
auf diese Weise im rohem Ergebnis der Rechtszustand des Art. 153 
wiederhergestellt wäre. Dahin zielen denn auch die Vorschläge, 
Art. 14 durch ein Änderungs- oder Ausführungsgesetz in diesem 
Sinne klarzustellen3*). Und ich brauche kaum anzudeuten, welche 
außerordentlichen Schwierigkeiten materieller und formeller Art, 
die z. Zt. allein im Baurecht in Art. 14 gesehen werden müssen, 
auf diese Weise behoben werden könnten. Auf die formellen 
Schwierigkeiten, die sich aus der Junctim-Klausel des Art. 14 
Abs. 3 Satz 2 ergeben und die auf diese Weise ebenfalls gelöst 
werden könnten, komme ich noch zurück. 

d) Auslegung und Handhabung des Art. 14 werden also künftig 
vor folgender Entscheidung stehen: entweder dogmatische 
Rückführung des Enteignungsbegriffs· auf den früheren engeren 

M) Hierzu demnächst: Haas im November-Heft der MDR. 
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Begriff der Enteignung durch Überführung zugunsten eines 
bestimmten Unternehmens, und zwar für Enteignung durch 
Gesetz und für die Enteignung auf Grund Gesetzes ; dabei Unter-
scheidung gesetzlicher Eigentums-Inhaltsbestimmungen und -Be-
schränkungen ohne solche Überführung zugunsten eines be-
stimmten Unternehmens nach Besonderheit und Schwere des 
Opfers mit der Folge, daß unter den Voraussetzungen des Rechts-
gedankens des § 75 Einl.ALR. zu entschädigen ist, der Bundes-
gesetzgeber diese Entschädigung jedoch modifizieren oder aus-
schließen kann. — 

Oder: weitere Verwendung des bisherigen weiten Enteig-
nungsbegriffs, wie dies der Genesis von Art. 14 entsprechen 
dürfte, der nach Einzelakt- und Schutzwürdigkeitstheorie von 
der dann stets entschädigungslosen gesetzlichen Inhaltsbestim-
mung und Beschränkung des Eigentums zu unterscheiden ist; 
insgesamt also Fortführung der bisherigen Judikatur und herr-
schenden Lehre; damit dogmatisch gewonnen und behauptet die 
Souveränität des Gesetzes, den Inhalt des Eigentums ohne Bin-
dung durch Entschädigungsgesichtspunkte zu bestimmen und 
auch sozialer Gestaltung zu erschließen ; anderseits dann aber keine 
Möglichkeit, gesetzliche Eingriffe, die auf diese Weise dem weiten 
Enteignungsbegriff unterfallen, von der Entschädigungspflicht 
und der Junctim-Klausel des Art. 14 Abs. 3 freizustellen. 

So, wenn ich recht sehe, die beiden konstruktiv möglichen Wege, 
von denen mir selbst allerdings noch nicht sicher ist, welchen ich 
beschreiten soll. Dogmatisch halte ich die Reinerhaltung des Be-
griffs der entschädigungsfreien gesetzlichen Inhaltsbestimmung 
des Eigentums für wesentlicher als die Restauration des engeren 
Begriffs der Enteignung. Sozialstaatlicher Gestaltung dient es 
mehr, für gesetzliche Eigentumsbindungen, die besondere Opfer 
verlangen, notfalls die Entschädigung durch Bundesgesetz aus-
schließen zu können. Da dieses „notfalls" heute in manchem 
gegeben ist, und soweit unser Vert rauen zum Gesetzgeber 
re icht , neige ich dieser Lösung zu und würde ich den dogmati-
schen Nachteil in Kauf nehmen. 

e) Jedenfalls ist und bleibt weiterhin der wesenhafte Unter-
schied von Legal-Enteignung und gesetzlicher Eigentumsbindung 
von ausschlaggebender Bedeutung; und es fragt sich, ob das 
Grundgesetz nicht auch für ihn noch seine Hilfe bietet : Sie kann 
in einem Punkt jedenfalls in Art. 19 Abs. 2 gesehen werden, der 
auch der gesetzlichen Inhaltsbestimmung des Eigentums aus 
Art. 14 Abs. ι Satz 2 eine Grenze setzt. Obwohl der Wortlaut 
des Art. 19 Abs. 2 GG. auf „Einschränkungen" abstellt, die 
Art. 14 Abs. ι Satz.2 neben der Inhaltsbestimmimg als Schranken 
des Eigentums kennt, kann sein Kriterium auch für die Grenzen 
der Inhaltsbestimmung fruchtbar sein: Art. 19 Abs. 2 begrenzt 
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auch die Tiefenwirkung der Inhaltsbestimmung. Der Wesens-
gehalt des Eigentums darf auch durch seine gesetzliche Inhalts-
bestimmimg nicht angetastet werden. 

Danach liegt das Wesen der Eigentums-Inhaltsbestimmung 
(seiner Bindung) in der Belassung, in der Konservierung des 
Eigentums-Wesensgehalts bei seinem bisherigen Träger. Damit 
aber erweist es sich als unausweichbar, auch bei der Abgrenzung 
zur Enteignung nach dem Grundgesetz' auf die durch die Schutz-
würdigkeitstheorie angegebenenFaktoren abzustellen, da unter dem 
Wesensgehalt des Art. 19 Abs. 2 schwerlich anderes verstanden 
werden kann als dasjenige, was der gesamten Verfassungsordnung 
als schutzwürdig erscheint. Dabei geben die beiden Sätze des 
Art. 14 Abs. 2 die verbindlichen Maßstäbe der Sozialpflichtigkeit 
des Eigentums ab, die gegenüber denen des Art. 2 Abs. 1 , wie 
schon dargelegt, den Vorrang der Spezialität haben. Mit anderen 
Worten des Art. 2 : Jeder hat das Recht auf freie Entfaltung 
seines Eigentums, soweit sein Gebrauch zugleich dem vom Gesetz 
in den Grenzen des Art. 19 Abs. 2 umschriebenen Wohl der All-
gemeinheit dient. 

f) Außerdem kann der soziale Gehalt des Eigentums, die Stärke 
seiner Bindung, nicht ohne Rücksicht auf die Eigenart des Eigen-
tums-Objektes und seine Stellung in der gesamten Güterordnung 
gesehen werden34). Ein wesentliches Beispiel hierfür, auf das ich 
zur Sozialisierung noch zurückkomme, bietet das Grundgesetz 
selbst in Art. 15: seine Produktivgüter sind dadurch, daß der 
Gesetzgeber ihre Sozialisierungsreife statuiert, in spezifisch ge-
steigerter Weise für sozial gebunden erklärt, und dies deshalb, 
weil die Allgemeinheit und die Gesamtwirtschaft auf sie als Pro-
duktivgüter angewiesen sind. Für reine Konsumgüter gilt das im 
Normalfalle nicht. Es galt anderseits ζ. B. im anomalen Falle 
ihrer Verknappung. Die Handhabung des Reichsleistungsgesetzes 
konnte das illustrieren. Innerhalb des Grundeigentums — um ein 
anderes Beispiel zu nennen — ergeben sich Grade und Varianten 
der Sozialgebundenheit aus ihrer örtlichen Lage und der Art 
ihrer Nutzung. 

Zur Abgrenzung der Legal-Enteignung ohne Eigentumsent-
ziehung von der gesetzlichen Eigentumsbindung wird — wozu 
die Schutzwürdigkeitstheorie alle Möglichkeiten anbietet — daher 
auch abgestellt werden müssen auf die Frage, ob die Inanspruch-
nahme adäquat zu derjenigen Sozialgebundenheit erfolgt, die dem 
Objekt innewohnt oder nicht. 

In diesem Sinne kann die gesuchte Unterscheidung durch eine 
objektive und finale Konkretisierung über die oft allzu abstrakt 

M) Wieacker a. a. O. S. 48íf. Für weitere Anregungen hierzu und zum 
Bericht insgesamt bin ich meinem Kieler Kollegen Ballerstedt herzlich 
dankbar. 
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bestimmten Merkmale der Tiefenwirkung hinaus wesentlich ver-
feinert werden. 

7. Eigentumsbindung und Legal-Enteignung unterscheiden 
sich bereits in ihrer normativen Natur von derjenigen Einwirkung 
auf das Eigentum, die Art. 18 GG als Ausspruch seiner Ver-
wirkung zuläßt. Sie erfolgt durch Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts nach § 39 des BVG-Gesetze», also durch 
Richterspruch, durch Einzelakt. Eine normative Verwirkung, 
deren Abgrenzung zur Eigentumsbindung und Legal-Enteignung 
in Frage stünde, kennt das Grundgesetz nicht. Dahingehende 
Fassungen86) sind teilweise von Beginn an (ebenso wie zu Art. 153 
erörtert) *·) auch im Hinblick auf den Satz „Eigentum verpflich-
tet" für überflüssig erklärt worden, da sich daraus ohnehin das 
Verbot des Rechtsmißbrauchs ergebe (wie allgemein etwa aus 
§ 226 BGB). Die Verwirkung aus Art. 18 GG ist nun ein Spe-
zifikum des Verfassungsschutzes geworden. Ihre causa ist der 
Mißbrauch zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung. Wenn Eigentumsverwirkung aus einer solchen 
Verhaltensweise des Eigentümers kraft — und ausschließlich — 
kraft Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in dem hierfür 
vorgesehenen förmlichen Verfahren eintreten kann, so muß daraus 
gefolgert werden, daß gesetzliche Eigentumsbindung oder Ent-
eignung jeder Gestalt aus gleichen Gründen zu Lasten des Eigen-
tümers ausgeschlossen ist. Das bedeutet insbesondere, daß dahin-
gehende normative oder exekutive Maßnahmen des Verfassungs-
schutzes gegenüber dem einzelnen Eigentümer aus Gründen des 
Art. 18 unzulässig sind. Enteignungen oder gesetzliche Eigentüms-
bindungen zwecks Verfassungsschutz sind also verwehrt, und 
zwar auch dem Landesverfassungsrecht37). 

8. Die Regelung des Art. 14 über die Ente ignungsentschä-
digung ist in zwei Richtungen klarzustellen: 

a) Das erwähnte Junctim zwischen dem Gesetz, das Grund-
lage oder Vollzug der Enteignung darstellt, und der Entschädi-
gungsregelung ist rechtlich bedeutsam. Es macht die gleichzeitige 
Entschädigungsregelung zu einer zwingenden Gültigkeitsbedin-
gung. Exekutive Enteignung auf Grund eines Gesetzes, das sich 
über die Entschädigung ausschweigt., oder das nur die Art, nicht 
das Ausmaß der Entschädigung — oder umgekehrt — regelt, 

**) Zuerst die in der 26. Sitzung des Grundsatzausschusses beschlossene: 
„Wer sein Eigentum mißbraucht, kann sich auf den Schutz dieser Be-
stimmung (die Grundrechtsgewährleistung nämlich) nicht berufen", die bis 
zur 57. Sitzung des Hauptausschusses vom 5. 5. 1949 im Entwurf verblieb 
und dann der allgemeinen Verwirkungsklausel wich; vgl. Rurzprot. GSA. 
Pr. 12, 48-338 Π S. 2; HA. StenBer. S. 747. 

" ) M. Wol f f , Kahl-Festgabe (1923) S. ii/ia. 
" ) And. Ans. Scupin, Die Rechtslage der Wirtschaft unter dem Bonner 

Grundgesetz (1950) S. 12. 
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entbehrt der gültigen Rechtsgrundlage und ist anfechtbar. Eine 
Legal-Enteignung gleichen Mangels ist von Beginn an unwirksam, 
also nichtig. 

Wo der Zweifel, ob entschädigungspflichtige Legal-Enteignung 
vorliegt oder gesetzliche Eigentumsbindung ohne Entschädigungs-
folge, erst vom Richter im Prozeß entschieden wird und sich 
daher die etwaige Nichtigkeit der getroffenen Maßnahme erst 
durch den Prozeßausgang erweist, bleibt der zwischenzeitliche 
Vollzug des Gesetzes zu revidieren. Es ist daher richtig, wenn — 
allerdings in bezug auf die gleichlautende Klausel des Art. 15 — 
festgestellt worden ist38), diese Verkoppelung bedeute „zunächst 
ein gewolltes Hindernis für voreilige und unüberlegte . . . Maß-
nahmen und eine beabsichtigte Sicherung des Betroffenen ; . . . die 
Verkoppelung ist also geradezu der Schlüssel zur Wesensart, In-
haltsbestimmung und Durchführbarkeit einer" — wie nun hier 
fortzufahren wäre — geplanten Legal-Enteignung. Mit anderen 
Worten: Art. 14 Abs. 3 Satz 2 bürdet das Risiko einer falschen 
Deutung des Begriffs der entschädigungslosen Eigentumsbindung, 
die sich in Wahrheit als Legal-Enteignung erweist, dem Gesetz-
geber und der Exekutive auf, die das Gesetz zur Geltung bringt. 
Und die gerichtliche Feststellung ihrer Fehldeutung führt nicht 
zur Aufrechterhaltung des vorgenommenen Eingriffs lediglich mit 
der Folge nachträglicher Entschädigung, also des „Dulde und 
liquidiere!", sondern zur Feststellung seiner Nichtigkeit oder 
Aufhebung, also zur Rückgewähr oder sonstigen Restitution. 
Was den zeitlichen Geltungsbereich des Junctim angeht, so gilt 
es nur für Gesetze, die seit Inkrafttreten des Grundgesetzes ergan-
gen sind, nicht rückwirkend3·). 

Das alles gilt mit seinen für die Praxis weitreichenden Folgen, 
wenn der Enteignungsbegriff — wie bisher — weit gefaßt bleibt 
und nicht im Sinne der erwähnten Vorschläge wieder eingeengt 
wird. Denn Bindungsgesetze im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 
erfaßt die zwingende Junctim-Klausel nicht, aber der Gesetz-
geber und die Exekutive laufen das beschriebene Risiko einer 
Fehldeutung ihres Eingriffs. Auch dieses würde aber ausgeschaltet, 
wenn — wie vorgeschlagen — innerhalb der Bindungsgesetze 
mit Hilfe des Rechtsgedankens von § 75 Einl.ALR. zwischen 
entschädigungspflichtigen und entschädigungslosen Regelungen 
unterschieden und dem Bundesgesetzgeber der Entschädigungs-
ausschluß gestattet wird. Denn die genannte Klausel als Gültig-
keitsvoraussetzung der fraglichen Regelung ist eben nur für 
Legal-Enteignungen verbindlich, und mit ihrer begrifflichen 
Einengung würde auch ihre Tragweite begrenzt werden — wobei 

»·) Von W. Weber N J W . 1950 S. 404. 
*·) Richtig: K r ü g e r AöR. Bd. 77 S. 63. 

VerAffentlichuncea der Staatsrechtslehrer, Heft to 7 
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ich wiederum daraufhinweisen muß.daß die Entstehungsgeschichte 
des Art. 1 4 eine solche Deutung allerdings nicht unterstützt. 

b) In allem Vorhergehenden wurde davon ausgegangen, daß 
Art. 1 4 eine Entschädigung, die einem nullum gleichkommt, 
verbietet. Das hat sich — mit einer einzigen Ausnahme40) — 
inzwischen als herrschende Auffassung herausgebildet und ver-
dient Anerkennimg. Der jetzt vorliegende Entwurf eines hessi-
schen Ausführungsgesetzes zu Art. 4 1 und 39 Hess.Verf.41) irrt, 
wenn er glaubt, sich in der Herabsetzung der Entschädigung auf 
einen formalen Betrag auf die Meinung mehrerer maßgebender 
Rechtslehrer berufen zu können. 

Was gegen die nahezu herrschende Aufassung angeführt wer-
den könnte, ist bei richtiger Würdigung nicht einmal die Ent-
stehungsgeschichte des Art. 14 mit ihren bekannten Bemühungen, 
das Wort ,,angemessene Entschädigung" zu retten. Denn einmal 
ging es dabei um eine Formel, von der die Antragsteller sich eine 
Sicherung erhofften, die sie in der Abwägungsklausel des Satzes 3 
in Abs. 3 zu Unrecht glaubten vermissen zu müssen. Tatsächlich 
ist ja aber gerade die gesetzliche Formulierung in Abs. 3 die über-
kommene Umschreibung des Begriffs, .angemesseneEntschädigung". 

Endlich ergeben sich aus dem Wortlaut von Art. 14 selbst 
mehrere, schon oft wiederholte Argumente, die gegen die Zulas-
sung bloßer. Nominalentschädigung sprechen und ihren gänz-
lichen Ausschluß verhindern. Erinnert sei nur an das Wort „Aus-
maß", das mehr als nominatim bedeutet, und das Wort „Höhe" 
der Entschädigung, um die vor Gericht gestritten werden kann. 

10. E s bleibt der Rolle zu gedenken, die Art. 14 dem R i c h t e r 
zuweist. E s sind deren nicht weniger als drei: das Verwaltungs-
gericht, das über den exekutiven Enteignungsakt in seiner Zu-
lässigkeit zu entscheiden hat; das ordentliche Gericht, das im 
Entschädigungsprozeß urteilt; das Bundesverfassungsgericht, das 
in allen möglichen Streitformen mit Art. 14 befaßt werden kann, 
insbesondere auch im Wege der Verfassungsbeschwerde nach 
§§ 90—96 des BVG-Gesetzes. 

Auf Einzelfragen hierzu sei verzichtet. Nur soviel: auch das 
„ob zum Wohle der Allgemeinheit" ist justiziabel, der Richter 
steht auch hier über dem volkssouveränen Gesetz, und das Ge-
richt wird eine Enteignung etwa, die nur fiskalischen Zwecken 
oder der gesetzlichen Selbstlösimg des Staates von geschlossenen 
Verträgen dient, für unzulässig erklären müssen. Die Zweispurig-
keit des Rechtsschutzes — Verwaltungsgerichte, ordentliche 
Gerichte — ist nun also unausweichlich geworden. Im Regie-

40) Abraham a. a. O. Anm. II 9 S. 9 zu Art. 14. 
41) Entwurf des Hess. Ministers für Arbeit. Landwirtschaft und Wirt-

schaft vom 15. 8.1951 — R ι und A I e — Begr. S. 5 zu 1 1 5 . 
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rungs-Entwurf des Baulandbeschaffungsgesetzes42) wird versucht, 
den Dualismus mit neuen Methoden auszuschalten: dort sollen 
besondere Kammern für Baulandsachen der Landgerichte und 
Bauland-Senate der Oberlandesgerichte im Interesse der Be-
schleunigung zugleich über die Zulässigkeit der Enteignung ent-
scheiden und zu diesem Zweck ζ. T. mit Richtern der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit besetzt werden — ein Kompromiß, der den 
Dualismus des Rechtsschutzes und alle Verfahrenshemmungen, 
aber auch eine Änderung des Grundgesetzes vermeiden will und 
im gerichtsorganisatorischen Effekt der Grundtendenz von Art. 19 
Abs. 4 Satz 2 nahekommt. Der Bundesrat hat in seiner Stellung-
nahme vom 2. 3.1951 an diesem Vorschlag43) keinen Gefallen 
gefunden und sich in der Replik der Bundesregierung nochmals 
über die durch Art. 14 und die Generalklausel der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit gegebene Rechtslage belehren lassen müssen.44) 
Die "Entscheidung steht aus.44) 

Dadurch, daß — m. E. ohne Not und allenfalls wegen der einst-
weiligen kassatorischen Unzulänglichkeit des verwaltungsgericht-
lichen Prozeßrechts vertretbar — auch Maßnahmen von Spezial-
gesetzen (des RLG. ζ. B.) über den Enteignungsleisten geschlagen 
worden sind, ist der Dualismps im Rechtschutz noch vertieft 
worden. Nur für das Requisitionsrecht hat man ihn bisher mit 
Glück vermieden.46) 

Ii. Die Gewährleistung des deutschen Eigentums war vor dem 
Grundgesetz — und ist auch heute noch — nicht b e s a t z u n g s -
fest . Vereinzelte deutsche Gerichtsentscheidungen, die unter 
Berufung auf den vor- und überstaatlichen Charakter der Ge-
währleistung, die Bindung der Besatzungsmächte durch die all-
gemeinen Regeln des Völkerrechts und das im Landkriegsrecht 
geprägte Prinzip der Unantastbarkeit des Privateigentums, end-
lich auch unter Hinweis auf eine selbstbindende Anerkennung 
des Grundgesetzes durch die Besatzungsmächte die Eigentums-
gewährleistung auch in dieser Richtung durchsetzen wollten, 
müssen ohne Sanktion bleiben, solange ihnen Gerichtsbarkeit 
über Besatzungshoheit fehlt. 

Auch das Gesetz Nr. 63 der AHK. vom 31.8.1951 (SaBl. 
S. 1055) zur Klarstellung der Rechtslage in Bezug auf deutsches 
Auslandsvermögen und andere im Wege der Reparation oder 
Rückerstattung erfaßte Vermögensgegenstände stellt die Ge-

*') BT.-Drucksache Nr. 2281 vom 28. 5.1951. 
M) S. 40 der BT.-Drucksache Nr. 2281. 
M) S. 46 derselben Drucksache. 
" ) Zum Problem: D i t t u s , Die Probleme der städtebaulichen Enteignung 

und ihre gesetzgeberische Behandlung, Referat vom 1.12.1950 vor dem 
BT.-Ausschuß für Wiederaufbau und Wohnungswesen. 

**) Vgl. etwa BGH. Ziv.-Sachen Bd. 1 S. 368/369. 
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währleistung nicht oder noch nicht wieder her. Sein Art. 2 erklärt 
die Eigentumsrechte für erloschen und Art. 3 die Erhebung von 
Ansprüchen oder Klagen für unzulässig. Das ist deutlich genug. 

In diesem Bereich und in entsprechenden Fällen sog. besatzungs-
rechtlicher Enteignungen der verschiedensten Art (auch z. B. 
durch die Gesetze Nrn. 75 und 27 u.a.) fragt sich, ob eine inner-
deutsche Schadloshaltung der Betroffenen beansprucht werden 
kann. Die Frage kann hier nur erwähnt und aufgeworfen werden. 
Sie ist z. T. bejaht worden.47) 

Eine gesetzliche Regelung besteht z. Zt. nicht. Ihre Proble-
matik beruht auf der üblich gewordenen unmittelbaren völker-
rechtlichen Inanspruchnahme des Einzelnen anstelle seines Staa-
tes. Ich glaube nicht, daß das letzte Wort hierzu auch rechtlich 
gesagt werden kann, ohne die jetzt sich mühselig anbahnende 
Wiederherstellung der deutschen Hoheit abzuwarten. Jedenfalls 
dürfte das für den Bereich der Entflechtung im innerdeutschen 
Bereich gelten, sofern sie wieder in deutsche Zuständigkeit gelangt. 

III. 
I. Inhalt und Standort des sog. S o z i a l i s i e r u n g s a r t i k e l s 15 

müssen zunächst zwangsläufig den Eindruck erwecken, daß hier 
(und so, wie geschehen) dem Grundgesetz ein Element eingefügt 
worden ist, das sich nur mit Mühe überhaupt als harmonisch und 
homogen empfinden läßt. Die Nachbarschaft der Sozialverpflich-
tung des Eigentums in Art. 14 Abs. 2 und die wiederholte Sozial-
staats-Bestimmung in den Art. 20 und 28 allein reichen hierfür 
auf Anhieb jedenfalls nicht aus, Gefühle der Harmonie zu ver-
breiten. 

Der Vergleich zu Art. 155, 156 WeimRVerf. vollends, die ihren 
Platz im breit angelegten Abschnitt 5 „Wirtschaftsleben" (Art. 
151—165) — in Gesellschaft der Vorschriften über Schutz der 
Arbeitskraft, Arbeitspflicht, Arbeitnehmergleichberechtigung und 
-Mitbestimmung — hatten, verstärkt den Eindruck einer struktur-
fremden Isoliertheit des Art. 15 im GG. insgesamt, im Grund-
rechtsteil selbst insbesondere. Seine Entstehungsgeschichte ist 
kaum geeignet, mit diesem ersten Eindruck zu versöhnen. Zwar 
ist die Sozialisierung von Beginn an thematisch in der Diskussion 
gewesen, und die sozialistische Partei, die in ihr wiederholt auch 

47) Z. B. von Jahrre iß , Rechtsgutachten (1950), Die Rechtspflicht der 
Bundesrepublik zur Entschädigung für Reparations- und Demilitarisierungs-
eingriffe der Kriegsgegner des Reiches in Privatvermögen; ebenso: G i ese, 
Enteignung und Entschädigung (1950) S. 44; der Entschädigungsanspruch 
richtet sich nach deutschem Recht auch gegen die deutsche vollziehende 
Gewalt und ist vor deutschen Gerichten geltend zu machen, „ohne daß es 
darauf ankommt, von welcher Stelle die enteignende Maßnahme getroffen 
wird", S. 46; ferner: Cartel l ier i , Dekartellisierung und Entflechtung. 
BB. 1949 S. 7X6ff. 
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das Wesentliche einer „strukturellen Umwandlung der Wirt-
schaftsverfassung"48) sah, glaubte, den Art. 15 am Schluß der 
Beratungen4·) als erstmalige verfassungsmäßige Verankerung der 
Begriffe „Gemeineigentum und Gemeinwirtschaft" feiern zu 
können, aus der „in der Vorstellungswelt der Deutschen . . . eine 
zunehmende Einsicht über die Notwendigkeit, die deutschen 
Schlüsselindustrien in Gemeineigentum zu überführen", zu er-
hoffen sei. 

Aber: dazwischen liegt erkennbar einmal, daß Art. 15, der die 
Zustimmung der beiden größten Parteien zwar gefunden hat, in 
seiner ständigen Verknüpfung mit dem Enteignungsthema sehr 
kompromißhaft und konservativ empfunden, daß zum andern 
bis zuletzt seine Entbehrlichkeit behauptet worden ist, weil So-
zialisierung nur einen Spezial-(Unter-)fall der allgemeinen Ent-
eignung darstelle; daß durch den Verzicht auf soziale Gestaltung 
im übrigen nur der Grundrechtsteil als Standort für den heutigen 
Art. 15 verblieb; und daß endlich die wesentliche Wendung „oder 
in andere Formen der Gemeinwirtschaft" nicht eigentlich aus dem 
Bemühen positiver Ausgestaltung eingefügt wurde, sondern offen-
bar lediglich zwecks Wortlaut-Angleichung an die Kompetenz-
norm der heutigen Ziffer 15 des Art. 74 GG. Von der Weite, Spann-
kraft und Folgerichtigkeit des bekannten Thoma'sehen Alter-
nativ-Vorschlages für den PR.,M) an die Spitze des Eigentums-
Artikels und der Gewährleistung des Eigentums die Wendung zu 
stellen: „Unbeschadet der staatlichen Besteuerungs- und So-
zialisierungsgewalt", ist nichts in das Grundgesetz eingegangen. 

Nach der heutigen Regelung besteht die Gefahr, daß die So-
zialisierung ohne Einsicht in Wesen und Autonomie des Instituts 
wegen ihres Standortes im Grundrechtsteil, wegen ihrer Anschluß-
stellung an Art. 14 und wègen ihrer Umhüllung durch Enteig-
nungsbegriffe als bloßer Unterfall der Enteignung zu einer zu-
sätzlichen, beliebigen, irgendwie auswechselbaren Eingriffsart 
zum Eigentum gesehen wird. Ich bekenne mich durchaus schuldig, 
an solchen vorschnellen Folgerungen mitgewirkt zu haben,61) 
und ich kann mich allenfalls durch die Güte der Gesellschaft ein 
wenig exkulpieren, in der ich mich befand. 

So erklärt sich auch, daß — zu Unrecht — bereits einer prin-
zipiell intensiven, restriktiven Auslegung des Art. 15 das Wort 
geredet worden ist, da nach der ganzen Grundrechtskonzeption 
alle Einschränkungen des Eigentums, und so auch die Sozialisie-

" ) Abg. Dr. Schmid, 8. Sitzung des GSA. vom 7.10.1948, Kurzprot. 
Pr. 10. 48 — 172 — S. 7. 

4 ') Abg. Dr. Menzel, Plenum 3. Lesung, Sten Ber. S. 205. 
»·) P. R. i l . 48 - 244. III. 
" ) In meinem Rechtsgutachten „Aktionär und Sozialisierung in Ver-

kehrs- und Energiewirtschaft" (1949) S. 29/30. 
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rung, wie man sie sieht, als Ausnahmen anzusehen und daher 
tunlichst zu limitieren seien. So wird auch verständlich, daß 
Art. 15 bereits das zweifelhafte anatomische Prädikat einer „Achil-
lesferse des Grundgesetzes und der Demokratie" erhalten hat.52) 
Da von diesen verwundbaren Körperteilen nur deren zwei existie-
ren können, sollte man ihre bildhafte Verwendung aber besser 
wohl für ernstere Gebrechen des GG reservieren. 

2. Die E i n o r d n u n g des Art . 15 in die G e s a m t s t r u k t u r 
des G G und seiner Staatszielbestimmung darf seinen insoweit 
zufälligen Standort im Grundrechtsabschnitt und seine Anknüp-
fung an die Enteignimg indes nicht überschätzen. Nur wegen 
seiner Einfügung in die Grundrechte hat Art. 15 primär nämlich 
nicht die Funktion, die Zuordnung der privaten und der öffent-
lichen Herrschaftssphäre vom Standpunkt des Einzelnen aus 
defensiv zu bestimmen, also den Schutz des Privatunternehmens 
gegen staatliche Eingriffe (hier nun in Gestalt von Sozialisierungs-
maßnahmen) zu ermöglichen und durch Wertersatz und Gerichts-
schutz tunlichst einzudämmen. 

Aus seiner immerhin ja gegebenen Sonderung von Art. 14, aus 
der Autonomie, der Eigenständigkeit der seit Jahrzehnten ent-
wickelten und der in der heutigen Sozial- und Wirtschaftsordnimg 
vorhandenen und nachweisbaren Wirksamkeit der Sozialisierungs-
idee, endlich aus der positiven Entscheidung des Grundgesetzes 
zur sozialstaatlichen Gestaltung folgt vielmehr, daß die Soziali-
sierung durch das Grundgesetz zum Inhalt seiner wirtschafts-
politischen Entscheidung gemacht und die Sozialisierung. legali-
siert worden ist. Daran ändert auch nichts, daß man dem GG. in 
der Frage seiner Wirtschaftsverfassungskraft Indifferenz nach-
sagt und in diesem Zusammenhang auch Art. 15 insoweit leicht 
bagatellisiert werden kann.®3) In der Sprache der Ökonomen54) 
stellt Art. 15 zwar nicht den ,,Akt" als solchen (der Ablösung 
der kapitalistischen Ordnung nämlich) dar. Aber der Akt wird 
doch, — wenn er stattfinden soll —, nicht mehr der sonst erfor-
derlichen Verfassungsänderung bedürfen und ohne einen Bruch 
der legalen Kontinuität stattfinden können. 

Es fragt sich sogar, ob es nicht der Grundgesetzänderung nach 
Art. 79 bedürfte, um dort, wo eine prinzipielle Eigentumsneuord-
nung an Grund und Boden, Naturschätzen und Produktions-
mitteln überhaupt in Frage steht und erfolgen soll, eine Neu-
ordnung anderer Art und Zielsetzung als der Vergesellschaftung 
i. S. des Art. 15 herbeizuführen. Denn das Eigentum an den Ob-
jekten des Art. 15 ist — wie schon angedeutet — im Sinne des 
Art. 14 Abs. ι Satz 2 durch Bejahung ihrer Sozialisierungsreife 

M) Schumacher ZfH. Bd. 113 S. 184. 
w) Vgl. K r ü g e r DVB1. 1951 S. 363«.; Raiser a . a . O . S. 182. 
M) S c h u m p e t e . a . a . O . S. 35tff. 
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inhaltlich bestimmt und gebunden, und diese gesetzliche Bindung 
ist selbst eine solche von Verfassungsrang und -kraft. Ja , ange-
sichts der in Art. 79 Abs. 3 verordneten Unantastbarkeit der 
Grundsätze des Art. 20, zu denen die Sozialstaatlichkeit zählt, ist 
mir bei einer Inhaltsbestimmung dieser Gestaltungsform, die die 
heutige soziale und wirtschaftliche Situation ernst nimmt und 
ernst nehmen muß, sogar zweifelhaft, ob auch nur der Weg der 
Grundgesetzänderung für eine solche Neuordnung über die von 
Art. 15 gegebene Zielsetzung der Vergesellschaftung hinweggehen 
könnte. 

Das ist ζ. B. von praktischer Bedeutung für die Frage, ob der 
deutsche Gesetzgeber den Art. 15 ignorieren darf, wenn ihm heute 
nach dem Rückzug der Besatzungsintervenienten die Aufgabe 
obliegt, im Bereich der bisher besatzungsrechtlich erfaßten und 
deutscher Sozialisierung unzugänglichen Unternehmensgruppen65) 
eine Neuordnimg der Eigentumsverhältnisse zu treffen. Es fragt 
sich eben sehr, ob sie sich in bloßer Restauration erschöpfen darf 
oder kraft Art. 15 nicht zur Vergesellschaftung führen muß. Ent-
sprechendes gilt von der brechenden Kraft des Art. 15 gegenüber 
solchen Neuordnungsmaßnahmen der Länder, die — auf Grund 
der Landesverfassungen eingeleitet — bisher stecken geblieben 
sind. 

Aus seiner Eigenart, primär nicht Defensiv-Grundrecht zum 
Schutz des status quo, sondern normativ-verbindliche Zielbestim-
mung einer prinzipiellen Eigentumsneuordnung in den von ihm 
erfaßten Bereichen zu sein, ergibt sich weiterhin, daß Art. 15 
nicht ein Grundrecht des status negativus oder libertatis ist, der 
gegen die öffentliche Gewalt sich richtet, sondern mindestens 
reflexartig einen „status socialis positivus"5·) zugunsten derjenigen 
Gruppen (der insbesondere am Produktionsprozeß Beteiligten) 
schafft, deren Teilhabe an der vergesellschafteten Figentums-
ordnung der Produktivgüter in Frage steht und in der bisherigen 
Ordnung fehlt. Ich denke dabei an solche sozialen Gruppen, die 
Art. 156 Abs. 2 WeimRVerf. zu umschreiben unternommen hat. 

In diesem Sinne kommt dem Art. 15 — während das Grund-
gesetz im übrigen, wie dargelegt, gegenüber nahezu allen sozialen 
und wirtschaftlichen Umwälzungen seiner Vorzeit und außer-
rechtlichen, revolutionären Einwirkungen auf erworbene Rechte 
indifferent und konservativ bleibt — eine (wenn auch begrenzte 
und rechtsstaatlich gebändigte) „fortschrittliche" Funktion zu57). 
Man braucht sie dabei keineswegs im Hinblick auf die politische 
Herkunft der Sozialisierungsidee einen „legalisierten Klassen-

M) Ges. Nr. 75 der Mil.Reg. für Kohlenbergbau und Eisen- und Stahl-
industrie; vgl. auch R a i s e r a. a. O. S. 190. 

M) N ipperdey , Gleicher Lohn der Frau für gleiche Leistung (1951) S. 18. 
*') Apel t NJW. 1949 S. 482 nennt sie „Sozialrevolutionär". 
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kampferfolg" zu nennen, wie das in den zitierten Schluß worten68) 
eines Abgeordneten des Parlamentarischen Rates in der 3. Lesung 
durchscheinen mochte. Eine solche parteinehmende Verengung 
und Belastung — ich will nicht unterstreichen, wie fern sie mir 
liegt — würde das Gewicht der grundgesetzlichen Entscheidung 
nur verringern. 

3. Mir mag entgegengehalten werden, daß diese Folgerungen 
dem möglichen Ergebnis einer exegetischen Würdigung des Art. 15 
bereits vorgegriffen haben. Das trifft in der Tat zu, wenn das Wort 
„können" — Grund und Boden usw. können . . . überführt wer-
den — im üblichen Sinne des „nicht müssen" und des nur,,dürfen" 
gedeutet wird, wie das auch bislang durchweg geschehen ist und 
dem Wort „kann" des Art. 156 entsprechen würde. 

Richtig ist zunächst sicherlich, daß Art. 15 nicht unmittelbar-
konstitutiv wirkt, wie das Art. 41 der Hessischen Verfassimg be-
kanntlich unternommen hat und ihm schließlich auch gelungen 
ist. Ohne ein auf Art. 15 gestütztes Gesetz treten also Überfüh-
rungswirkungen zweifellos nicht ein. Auch enthält Art. 15 selbst 
keinen Befehl an die Gesetzgebung. Ich frage mich indes, ob er 
nicht aber doch auch mehr als eine nur unverbindliche Ermäch-
tigung erteilt. Ihre Verbindlichkeit könnte aus den genannten 
Strukturzusammenhängen und der wirtschaftspolitischen Ent-
scheidungskraft des Art. 15 im Zusammenhang mit Art. 20, 28 
darin gesehen werden, daß der Gesetzgeber, wenn er die soziali-
sierungsreifen Güter des Art. 15 in ihrer Stellung in der Gesamt-
eigentumsordnung überhaupt prinzipiell neubestimmen will, dann 
auf den von Art. 15 gewiesenen Weg der Vergesellschaftung ver-
wiesen und ihm jeder andere Weg verschlossen ist. 

Einen normativen Zwang, heute oder morgen oder überhaupt 
zur Neuordnung zu schreiten, übt Art. 15 in der Tat nicht aus. Sie 
durch Gesetzgebung herbeizuführen, liegt in der Hand derjenigen 
politischen Kräfte, die über Initiative und Beschluß der gesetz-
gebenden Gewalt verfügen — und es hat ja den Anschein, als ob 
das in zunehmendem Maße ständisch organisierte Kräfte sind, die 
das Grundgesetz nicht durch Organschaft unmittelbar (in Parla-
ment und politischen Parteien) erkannt und anerkannt hat. Auch 
Art. ι Abs. 3 GG gibt nicht mehr an Kraft und normativem 
Effekt her, wenn er die Gesetzgebung durch die Grundrechte als 
unmittelbar geltendes Recht bindet; auch er setzt Aktivität des 
Gesetzgebers voraus. 

Aber wenn er — und insoweit könnte Art. 1 Abs. 3 meine 
Fragestellung unterstützen — aktiv wird in einer Weise, die Art. 1 5 
(wie sich erweisen wird) seinem Wesen nach voraussetzt, wenn er 
die prinzipielle Eigentumsneuordnung für die sozialisierungsreifen 

M) Vgl. oben Anm. 49. 
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Güter überhaupt anpackt, dann — so könnte man meinen — 
in der Zielsetzung des Art. 15, weil auch dieses Grundrecht den 
Gesetzgeber, wie Art. 1 Abs. 3 es ausdrückt, als unmittelbar gel-
tendes Recht bindet und das Eigentum an den Objekten des 
Art. 15 inhaltlich im Sinne ihrer Sozialisierungsreife bereits jetzt 
von Verfassung wegen gebunden erscheint. 

4. Nur „zum Zwecke der Vergese l l scha f tung" steht das 
Gesetz aus Art. 15 zur Verfügimg. Das kann zunächst gedeutet 
werden aus seinem spezifischen Zusammenhang mit der Ent-
eignungsvoraussetzung „nur zum Wohle der Allgemeinheit". 
Indem Art. 15 den Sozialisierungszweck der Vergesellschaftung 
anerkennt, nimmt er ihm nicht — wie insbesondere die wertfreie 
Auswahl der Sozialisierungsobjekte bestätigen wird, die sich aller 
Differenzierungen und Diskriminierungen ihrer bisherigen Eigner 
enthält — das Gleichheits-Prädikat, ein solcher des Allgemein-
wohls zu sein; im Gegenteil, er weist ihm dieses Prädikat zu und* 
setzt es zugleich auch voraus. Denn andernfalls wäre die Vergesell-
schaftung, die u. U. zur Depossedierung des bisherigen Eigners 
führt, als effektive Enteignung nach Art. 14 unzulässig und in 
diesem Fall und in dieser Auslegung nur haltbar, wenn Art. 15 als 
eine Durchbrechung des Art. 14 angesehen würde. Art. 15 ist 
insoweit aber keine Durchbrechung des Art. 14, sondern in seiner 
Zweckbestimmung ein aliud, das nicht, wie die Enteignung, auf 
Güterbeschaffung, sondern auf Neuverfassung des Eigentums 
zielt. Es ist also richtig, wenn angenommen worden ist, daß Art. 15 
für seine Vergesellschaftung der dort genannten sozialisierungs-
reifen Güter, soweit sie Enteignungswirküng hat, die Voraus-
setzung des Allgemeinwohls als gegeben erklärt und bestätigt. 
Entsprechendes ist früher ζ. B. schon für Art. 155 WeimRVerf. 
(Bodennutzung für Wohnungsbau usw.) angenommen worden.*·) 
Rechtstechnisch ergibt sich Gleiches daraus, daß Art. 15 Satz 2 
zwar auf die Sätze 3 und 4 des Art. 14 Abs. 3 verweist, nicht auf 
seinen Satz 1. Daraus folgt zugleich, daß die Grenze, innerhalb 
deren die Gemeinwohl-Zweckbestimmung nach Art. 14 gericht-
lich überprüfbar ist, weiter gezogen werden muß, als die richter-
liche Überprüfbarkeit eines Sozialisierungsgesetzes zulässig ist: 
sie beschränkt sich in diesem Zusammenhang — von der richtigen 
Bestimmung der Objekte i. S. des Art. 15, der neuen Eigentums-
und Wirtschaftsform und der Entschädigungshöhe abgesehen — 
darauf, ob der vom Gesetz verfolgte Zweck wirklich ein solcher 
der Vergesellschaftung ist oder sich hinter ihm ein anderer, unzu-
lässiger verbirgt — Überprüfung also nur unter dem Gesichts-
punkt des détournement de pouvoir. 

4β) E r m a n in: N i p p e r d e y , Die Grundrechte und Grundpflichten der 
Reichsverfassung Bd. III (1930) S. 302. 
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5. Der Zweck der „Vergesellschaftung" ist durch Art. 1 5 aber 
nicht nur als solcher des Allgemeinwohls auch für die enteignende 
(expropriative) Überführung der Sozialisierungsobjekte in Ge-
meineigentum usw. anerkannt; zugleich stellt er eine aus dem 
Wesen der „Vergesellschaftung" zu bestimmende Zulässigkeits-
voraussetzung jeder Sozialisierungsmaßnahme dar. Das besagt 
Mehr und Schärferes als die entsprechende Wendung des Art. 1 5 6 
Abs. ι , die auf die Eignung der Sozialisierungsobjekte zur Ver-
gesellschaftung abstellte und die Zweckbestimmung des Vor-
ganges in die neue Eigentumsform verlagerte. Wenn der — von 
der Dogmatik unserer geltenden Unternehmensverfassung aus 
betrachtet — juristisch indifferente Begriff der Vergesellschaftung 
einen Sinn gewinnen soll, der zugleich dem historisch und wirt-
schaftspolitisch entstandenen Postulat der Sozialisierung ent-
spricht, so verlangt er die Ablösung der individuellen, auf Eigen-
nutzen gerichteten und nur den allgemeinen öffentlich-rechtlichen 
Eigentumsbindungen unterworfenen Eigentumsherrschaft min-
destens durch eine Mehr- (Plural-, Mit-)herrschaft, kraft deren 
bislang von der Eigentumsherrschaft ausgeschlossene soziale Grup-
pen künftig aïl ihr beteiligt Werden.·0) Vergesellschaftung ist der 
einzige von Verfassung wegen zugelassene Sozialisierungszweck, 
und auch die neue Gestalt der erstrebten Eigentumsordnung, die 
Gemeinwirtschaft in ihren verschiedensten Formen, will primär 
als Verfassungs-, nicht als ökonomischer Begriff verstanden wer-
den ( B a l l e r s t e d t ) . · 1 ) 

Daraus erheben sich auch Z w e i f e l , ob eine bloße V e r s t a a t -
l i c h u n g dem Zweck der Vergesellschaftung g e n ü g t , weiin sie 
in der neuen Eigentumsverfassung der Sozialisierungsobjekte 
(etwa in irgendeiner Gestalt des neuen Gemeineigentums) der 
geforderten Mitbeteiligung an der Eigentumsherrschaft keinen 
Raum gibt und sich darin erschöpft, die bisher ausgeschlossenen 
sozialen Gruppen insoweit auf ihre allgemeine staatsbürgerliche 
Teilhabe zu verweisen.·2) Daraus folgt weiter, daß der Vergesell-
schaftungszweck nicht erreicht wird, wenn im Wege der enteig-
nenden Sozialisierung der bisherige private Träger der Eigen-
tumsherrschaft lediglich durch einen anderen gleichartigen aus-
getauscht wird: Legäl-Entziehung von Wohnhaus-Trümmer-
grundstücken wiederaufbau-unwilliger oder -unfähiger Grund-
eigentümer zugunsten kapitalkräftiger Privatunternehmer kann 
und wird heute zum Wohle der Allgemeinheit eben als Enteignung 
zulässig sein, stellt aber keinen Akt zum Zwecke der Vergesell-
schaftung dar. Das Baulandbeschaffungsgesetz kann also insoweit 
kein Gesetz i. S. des Art. 1 5 werden. Folgt das unmittelbarer 

Vgl. dazu K ö t t g e n VeröffVStRL. Bd. 6 (1928) S. 120 Anm. 24. 
• 1) Vgl. oben Anm. 34. 
" ) Ule in: Die Sozialgemeinschaften (1948) S. 15. 
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aus der Notwendigkeit, Gemeineigentum oder eine andere Form 
der Gemeinwirtschaft herzustellen, so liegt diese Folgerung eben-
falls bereits im Begriff der Vergesellschaftung. L e g a l - E n t e i g -
n u n g nach Art. 1 4 g e s t a t t e t den bloßen E i g e n t ü m e r a u s -
t a u s c h ohne Veränderung der prinzipiellen Verteilung der Eigen-
tumsherrschaft, V e r g e s e l l s c h a f t u n g nach Art. 1 5 dagegen 
n i c h t . Umgekehrt ist eine prinzipielle Neuverteilung der Eigen-
tumsherrschaft an den Objekten des Art. 1 5 auf den Weg der 
gesetzlichen Vergesellschaftung angewiesen ; die Individualent-
eignung auf Grund Gesetzes nach Art. 14 Abs. 3 ist ihr verschlos-
sen. Wenn daher, wie ich annehme, Verkehrsmittel dem Art. 1 5 
nicht unterfallen, können sie nicht, um ihre Sozialisierung gleich-
wohl zu erreichen, individuell nach Art. 14 enteignet werden.·3) 
Also: zu Zwecken der Vergesellschaftung darf nicht individuell 
enteignet werden. Sie ist dem Gesetz vorbehalten. 

Anders liegen die Dinge mit gesetzlichen Einwirkungen, die 
Eigentumsbindungen aus Art. 1 4 Abs. 1 Satz 2 darstellen: sie 
sind — neben gesetzlichen Vergesellschaftungen aus Art. 15 — 
zulässig, auch soweit sie Vergesellschaftungszwecken dienen, so-
lange sie eben nicht zur Enteignung führen: ja, gesetzliche Eigen-
tumsbindungen können aus dem Wunsch sozialstaatlicher Reali-
sierung heraus gerade dem Zweck der Neuordnung der Eigen-
tumsherrschaft dienen, dies indes nur an den Sozialisierungs-
gütern des Art. 15 , da er die Vergesellschaftung dem Objekt nach 
limitiert. Ein Beispiel dafür kann in der jetzigen Regelung des 
Mitbestimmungsrechts nach dem Bundesgesetze vom 21 . Mai 1 9 5 1 
gesehen werden, wenn es nicht noch treffender dem Art. 1 5 selbst 
unterstellt wird.·4) Darüber später. Art. 15 ist also keine Absage 
an nur eigentumsbindende, daher entschädigungslos zulässige 
Vergesellschaftungsmaßnahmen im Rahmen des Art. 1 4 Abs. 1 
Satz 2, sondern eine Ergänzungsnorm zu Art. 14 Abs. 1 Satz 2 für 
gleichgerichtete Aktionen. Beide Vorschriften stehen im inneren Zu-
sammenhang miteinander und mit der Sozialstaatsbestimmung des 
Grundgesetzes. Daraus ergibt sich, daß die Abgrenzung zwischen 
Eigtntumsbindung und expropriativer Vergesellschaftung im 
Rahmen des Art. 1 5 von gleich großer Bedeutung ist wie inner-
halb des Art. 1 4 zur Enteignung selbst. 

Endlich schließt der geforderte Vergesellschaftungszweck die 
Möglichkeit aus, die Sozialisierungsobjekte in Finanzmonopole 

M) Meine gegenteilige frühere Auffassung in „Aktionär und Soziali-
sierung" S. 30 muß ich revidieren. 

M ) Richtig daher: K o r sc h, Mitbestimmung und Eigentum, Referat vor 
dem Verein für Wirtschaftsrecht in Köln am 1 1 . 7. 1 9 5 1 , S. 20; U.M., AöR. 
Bd.77 S .369; and. Ans. G i e s e im Streitgespräch mit K o r s c h am 1 1 . 7 . 1 9 5 1 · 
vgl. Nr. 10 der Vortragsreihe des Deutschen Industrie-Instituts vom 
27. 8. 1951 . 
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des Bundes einzubringen,*6) womit — da Finanzmonopole nach 
Art. 105 G G der ausschließlichen Bundeskompetenz unterliegen 
— der Bund sonst seine konkurrierende Sozialisierungskompetenz 
aus Art. 74 Ziff. 15 in eine ausschließliche umwandeln könnte. 

6. In der möglichen Methode, die Sozia l i s ierungsobjekte 
zu qualifizieren, unterscheidet sich Art. 15 von Art. 156: dieser 
stellte auf die E ignung privater wirtschaftlicher Unternehmun-
gen ab, in Gemeineigentum überführt zu werden, ohne sie im 
übrigen näher zu bestimmen, insbesondere ohne sie sachlich zu 
limitieren. Das ist in Art. 15 durch Aufzählung von Grund und 
Boden, Naturschätzen (zunächst: Bodenschätzen) und Produk-
tionsmitteln geschehen, womit zweifellos andere Objekte von mög-
licher Vergesellschaftung auf dem Wege des Art. 15 (also unfrei-
williger Art) ausgesbhlossen worden sind, für ihre Eigner also ein 
Freiheitsrecht auf Nicht-Sozialisierung statuiert ist. 

Zu Zweifeln hat bislang der Begriff „Produktionsmittel" Anlaß 
gegeben, der schwerlich lediglich deshalb, weil die alte Partei-
programmatik dahin gezielt hat, auch etwa auf Verkehrsmittel 
erstreckt werden darf. Soweit das Landesrecht — wie Baden, 
Bayern, Bremen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Württemberg — in 
der Objektbestimmung weitergeht, ist es durch die Limitierung 
des Art. 15 gebrochen worden, und zwar auch, soweit die Soziali-
sierungskompetenz kraft Art. 74 Ziff. 15 konkurrierend den Län-
dern noch zusteht. Auch eine konkurrierende Kompetenz darf nur 
grundgesetzmäßig wahrgenommen werden. 

Obwohl Art. 15 — anders als Art. 156 — die Sozialisierungs-
objekte in allen drei Richtungen irgendwie im naturwissenschaft-
lichen Urzustand (Grund und Boden, Naturschätze) oder in ihrer 
ökonomischen Funktion (Produktionsmittel) anspricht, stellt er 
durch den Vergesellschaftungszweck und die Absicht der „Über-
führung" in eine neue Eigentums- oder Wirtschaftsform weit-
gehend darauf ab, daß die fraglichen Objekte bereits im Zeit-
punkt des gesetzlichen Zugriffs in einer bestimmten Unterneh-
mensform verfaßt sind;, die „Überführung" bedeutet damit in 
aller Regel ihre Umwandlung. Art. 15 operiert also weitgehend 
mit den Unternehmungen als Sozialisierungsobjekten und sieht 
sich damit allen Schwierigkeiten gegenüber, die ihrer dogmatischen 
Erfassung und ihrer Zuordnung zum Eigentum entgegenstehen. 
Sie wurden oben bei der Enteignung bereits angedeutet. Sie er-
wachsen weiterhin aus der — hier nicht zu vertiefenden — Frage-
stellung, ob die Sozialisierung heute überhaupt noch wesentlich 
vom Eigentum her aufgeworfen und gelöst werden kann und 

M) Was W a c k e , Das Finanzwesen der Bundesrepublik(1950) S. 20, für 
zulässig erachtet. 
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nicht auf die Unternehmensleitung abzustellen ist.®·) Ohne diesen 
Umstand zu überschätzen, verdient doch auch angemerkt zu wer-
den, daß Art. 15 von der Vergesellschaftung von Grund und Boden 
usw. spricht, n i c h t vom E i g e n t u m an Grund und Boden usw. 

In diesen Zusammenhang gehört auch die Erörterung, ob Er-
langung des Mitbestimmungsrechts die Sozialisierung entbehrlich 
mache, sie gerade in besonderer Form vollziehe oder aber ihr 
gleichrangig zur Seite stehe.·7) Auch die Frage, ob der Unter-
nehmer im Regierungsentwurf eines Betriebsverfassungsgesetzes··) 
durch Beschlüsse der Gutachtenstelle, die ihm in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten entgegentreten, nur unter psychologischen Druck 
für spätere Kündigungsprozesse gesetzt werden oder ob diesen 
Beschlüssen echte Entscheidungskraft mit Folgepflicht des Unter-
nehmers zukommen soll (wie der Bundesrat in den Bremer For-
mulierungen vorgeschlagen hat), berührt das Problem, ob Mit-
bestimmung durch Einwirkung auf die Unternehmensleitung dem 
Zweck einer Art Vergesellschaftung genügt oder nicht. 

Nicht notwendig ist nach Art. 15 , daß es sich bei seinen Ob-
jekten (was Art. 14 ebenfalls nicht voraussetzt) um bisheriges 
Pr ivate igentum handelt, wie dies aber Art. 156 verlangte. Wenn 
Eigentum der öffentlichen Hand, ζ. B . der Kommunen, durch 
Maßnahmen nach Art. 1 5 in eine andere, höhere Form der Ver-
gesellschaftung überführt werden soll, so bietet er hierfür die 
erforderliche Rechtsgrundlage, ebenso, wie Kommunal- oder 
Staatseigentum nach Art. 14 enteignet werden kann.··) Daß 
Staats- und Kommunaleigentum dem Begriff des Gemeineigen-
tums von Art. 15 unterfällt, ist kein Hinderungsgrund, es zum 
Zwecke intensiverer Vergesellschaftung und zur Steigerung des 
Herrschaftsanteils bestimmter sozialer Gruppen über ihre allge-
meine staatsbürgerliche Teilhabe hinaus gesetzlichen Maßnahmen 
nach Art. 15 zu unterwerfen. Der Widerstand etwa der hessischen 
Kommunen gegen Maßnahmen nach Art. 4 1 der Hessischen Ver-
fassung brauchte dem Art. 15 gegenüber nicht gerechtfertigt zu 
sein. 

Was den Art. 15 im Hinblick auf die Sozialisierungsobjekte — 
im Gegensatz zu verschiedenen Landesverfassungen (Bremen, 
Hessen) und der der D D R — charakterisiert und dem Soziali-
sierungsinstitut des Grundgesetzes sein entscheidendes Gepräge 

M) Strauß, Wirtschaftsverfassung und Staatsverfassung (1948) S. 14; 
Gundlach, Die soziale Frage von heute nach der Lehre der Kirche, Vor-
trag auf der kath. sozialen Tagung in Essen am 23.9. 1951; Höffner , 
Die Sozialisierung der Grundstoffindustrien in der Bundesrepublik Deutsch-
land, beurteilt nach den Grundsätzen der kath. Soziallehre (1951). 

· ') Raiser a. a. O. S. 199; Schumpeter a. a. O. S. 476 Anm. 9. 
,e) BT.-Drucksache Nr. 1546 vom 31/10. 1950. 
*') Ule a. a. O. S. 14. — Der Entwurf des Ausführungsgesetzes zu Art.41, 

39 Hess.Verf. beläßt es jetzt allerdings beim Kommunaleigentum. 
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gibt (damit zugleich aber auch den Begriff der Sozialisierung aus 
seiner ideologischen und parteiprogrammatischen Verkrampfung 
löst und erhebt), ist ohne Zweifel der Verzicht des Grundgesetzes 
auf eine irgendwie wertende und diskriminierende Objekt-Be-
stimmung der Sozialisierung: die Vergesellschaftung wird damit 
durch das Grundgesetz in ihrer Anerkennung als sözialstaatliches 
Gestaltungsmittel nicht nur legalisiert.70) Sie wird aus einem 
Instrument verfassungsgegnerischen Kampfes gegen die beste-
hende und von der Verfassung gewährleistete Eigentumsverfas-
sung in dem Bereich, den Art. 15 objektiv umschreibt, zu einer 
in die prinzipielle Verfassungsverteilung zwischen öffentlichem 
und Privatem einbezogenen Entscheidung über die Eigentums-
ordnung an Grund und Boden, Naturschätzen und Produktions-
mitteln. Wessen Gut sozialisiert wird, ist in den Augen und nach 
den Maßstäben des Grundgesetzes nicht das Opfer einer Deposse-
dierung und Durchbrechung der Eigentumsgewährleistung. E r 
wird auch nicht ,,entwährt" (L. v. Stein), weil er sein Gut ver-
wirkt habe, weil ihm nach Eigenart, Größe, Herkunft oder Er-
werbsgrund ein Makel anhaftet, weil sein Eigentum irgendwie 
Unrecht ist. Die Sozialisierung wird ermöglicht, weil sie Ausfluß 
der grundgesetzlich — um nun mit dem Vorschlag T h o m a s zu 
sprechen — zugelassenen Sozialisierungsgewalt des Staates ist 
ebenso wie seine Besteuerungsgewalt. Es gehört zur gesetzlichen 
Inhaltsbestimmung des Eigentums an Grund und Boden, Natur-
schätzen und Produktionsmitteln, in der gesetzlichen Gestaltung 
ihrer Eigentumsverfassung sozialstaatlicher Ordnung erschlossen 
zu sein. 

Damit sind zugleich alle anderen staatlichen Einwirkungen, 
auch solche gesetzlicher Art, ausgeschlossen, die einen Zugriff 
aus anderer als sozialstaatlicher Zielsetzung und Motivierimg 
zwecks Vergesellschaftung bedeuten: was einzelne Landesverfas-
sungen in dieser Richtung ermöglichen wollen, wird vom Grund-
gesetz selbst ausgeschlossen. Und im Rahmen seiner selbst sind 
etwa gesetzliche Vergesellschaftungen aus Gründen des Art. 18 
(wegen Mißbrauchs des Eigentums zum Kampfe gegen die frei-
heitliche demokratische Grundordnung, also zu Zwecken des 
Staatsschutzes) unzulässig. 

7. In eine Detail-Erörterung darüber, was sich hinter dem 
unserer geltenden Rechtsordnung dogmatisch noch fremden Be-
griff des „Gemeineigentums" verbirgt oder durch ihn verhüllt wird, 
kann ich hier nicht eigentlich eintreten. Sie bleibt der Behandlung 
hier insbesondere verschlossen, soweit sie eine Neubesinnimg und 
eine vom gesamten Zivil- und Handelsrecht her notwendige ge-
setzliche Neugestaltung des Unternehmens-Verfassungsrechts vor-

»·) So: Jerusalem NJW. 1950 S. 210. 
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aussetzt. Von der angedeuteten prinzipiellen Entscheidung her 
gesehen, die Art. 15 enthält, läßt sich hier nur Folgendes fest-
stellen: 

Gemeineigentum schließt Mitherrschaft individuellen Privat-
eigentums, insbesondere des bisherigen Eigentümers, nicht aus, 
wenn es eben nur Mitherrschaft darstellt und nicht, wie das 
Konzernrecht sich ausdrückt, „maßgeblichen Einfluß" hat.71) 
Der hessische Entwurf zieht diese Grenze unterhalb 25°/0. Ob die 
Zugehörigkeit zu jener Sozialrechtssphäre, die dem Gedanken der 
hessischen Sozialgemeinschaften zugrunde liegt, den Ansprüchen 
des Art. 15 genügt, hängt wesentlich davon ab, ob Gewerkschaf-
ten, Konsumgenossenschaften (und Selbstverwaltungskörperschaf-
ten), Erscheinungen ,,politischer Stände" also, als E inbruch 
in die Demokratie (W. Weber) wirken oder das Gemeineigentum 
unmittelbar und wirklich zum öffentlichen Wohl entfalten können 
Und entfalten wollen. Das sog. Volkseigentum der Art. 40 und 41 
der Hessischen Verfassung oder derjenigen der DDR. ist nur eine 
verfassungsbedürftige unjuristische Vorstufe des Gemeineigen-
tums, das weitgehend lediglich als Staatseigentum unter zuneh-
mender Verwendung des Begriffs der öffentlichen Anstalt reali-
siert wird. Auch Otto Mayers öffentliches Eigentum ist in Art. 15 
nicht posthum zum Zuge gekommen. 

Entscheidend ist, daß alle denkbaren Gestaltungen des Ge-
meineigentums eine Form der Gemeinwir tschaf t darstellen 
müssen, womit sie zum begriffsbildenden und wesensbestimmen-
den Mittelpunkt der erstrebten neuen Eigentumsverfassung wird, 
zu deren Herstellung die Enteignung lediglich ein mögliches 
Mittel darstellt — neben vielen anderen, die Art. 15 und Art. 14 
Abs. ι Satz 2 dem Zweck der Vergesellschaftung anbieten. Ebenso 
wie in Art. 156, wo Gemeinèigentum und Gemeinwirtschaft in 
ähnlicher Zuordnung stehen, will auch in Art. 15 die Form der 
Gemeinwirtschaft diejenige Gestaltung kennzeichnen, die die 
Vergesellschaftung verwirklicht. Ihr wohnt daher ebenfalls die 
Forderung inne, die individuelle, auf Eigennutzen gerichtete und 
nur den allgemeinen öffentlich-rechtlichen Eigentumsbindungen 
unterworfene Eigentumsherrschaft abzulösen und zu ersetzen 
durch mindestens Mitherrschaft der bislang von der Eigentums-
herrschaft ausgeschlossenen sozialen Gruppen. 

Hierin liegt der Wesensunterschied der Sozialisierung zur Ent-
eignung, die insoweit indifferent ist und wirkt und sich in der 
ganz allgemeinen Zulässigkeitsvoraussetzung des Allgemeinwohls 
erschöpft. Eine Enteignung wird zum zulässigen Mittel der So-
zialisierung, das allein sie darstellt, erst und nur durch eine 
soziale Mitherrschaft sichernde, neue Eigentumsordnung am er-

n ) Fr iedlaender in: N i p p e r d e y a . a . O . Bd. III S. 332. 
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faßten Objekt. Auch aus diesem Grunde ist Enteignung als solche 
kein zulässiges und geeignetes Mittel zur Vergesellschaftung ande-
rer als der in Art. 15 genannten Objekte, da nur sie überhaupt 
der Vergesellschaftung zugänglich sind und das hierfür zu Gebote 
stehende Mittel der Enteignung nicht als Zweck mißbraucht wer-
den darf. 

8. Während Überführung in Gemeineigentum für den Be-
troffenen auch dann, wenn er — was ich für zulässig halte — 
Mitherrschaft (keine Mehrheitsherrschaft) im Gemeineigentum 
behält, Enteignung bedeutet, weil Überführung in Gemeineigen-
tum schon dem engeren, noch nicht ausgehöhlten Enteignungs-
begriff entspricht und sogar noch mit der Übereignungstheorie 
erfaßbar ist,72) kann die Überführung in „andere Formen der 
Gemeinwirtschaft" (was besonders nachdrücklich betont sei) 
auch ohne Enteignungswirkung stattfinden. Als Beispiele sind 
in der Kommentierung des Art. 15, aber ohne diese Klarstellung, 
,,die Schaffung der Vergesellschaftung dienender Organisationen, 
die auf die Verwaltung des Eigentums Einfluß nehmen", und die 
Zwangspachtung genannt worden.73) Als Beispiele kommen wei-
terhin in Betracht die gemeinwirtschaftlichen Selbstverwaltungs-
Zusammenschlüsse des Art. 156 Abs. 2, sog. gemischte Zwangs-
kartelle und verschiedene andere Gestaltungsformen, wie sie etwa 
für Kohle, Kali, Eisen, chemische Produkte und Außenhandels-
kontrolle schon seit 1919 entwickelt worden sind.74) Die dazwischen 
liegende 30jährige Erfahrung und ausländische Beispiele bieten 
weitere gemeinwirtschaftliche Formungen an, deren systematische 
Darstellung mehrfach unternommen worden ist und hier nicht 
wiederholt werden kann (Ule, Dernedde u.a.). 

Aus der generellen Verweisung in Art. 15 Satz 2 auf die Ent-
eignungsentschädigung des Art. 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 und aus 
der Satz-Konstruktion des Art. 15, auch ein Gesetz, das die Über-
führung in andere Formen der Gemeinwirtschaft (als eben Ge-
meineigentum) anordne, müsse (zugleich) Art und Ausmaß der 
Entschädigung regeln, müßte logischer Weise gefolgert werden, 
daß Art. 15 auch diese Gestaltung .zu einer anderen Form der 
Gemeinwirtschaft notwendig als Ente ignung ansieht. M. a.W. : 
der Wortlaut scheint dazu zu zwingen, eine jede gesetzliche 
Maßnahme i. S. des Art. 15, und zwar auch die Überführung ,,in 
andere Formen der Gemeinwirtschaft", als Enteignung i. S. des 
Art. 14 zu werten. Die Konsequenz — die in der Tat, soweit ich 
sehe, bislang weitgehend gezogen, jedenfalls nicht klar bestritten 
zu sein scheint*— wäre außerordentlich. Sie würde nicht nur über-
haupt immer Entschädigungspflicht auslösen, sondern auch jede 

»·) Ders. a. a. O. S. 332. 
, s) Abraham a. a. O. Anm. I I 6 zu Art. 15. 
7t) Friedlaender a. a. O. S. 338—341. 
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Differenzierung der Entschädigung danach, ob Überführung in 
Gemeineigentum oder in eine etwa viel losere Form der Gemein-
wirtschaft stattgefunden hat, ausschließen und in allen Fällen an-
gemessene Entschädigung aus Enteignung nach Art. 14 Abs. 3 
bedeuten. 

Aus dieser scheinbaren Unausweichlichkeit dürfte sich die 
Anregung erklären, nach Mitteln und Wegen zu suchen, um für 
die Entschädigungsbemessung aus Art. 15 andere Maßstäbe als 
gerade und nur die der Enteignung des Art. 14 zu ermitteln 
(W. Weber). Die Begründung ¿um Entwurf des hessischen Aus-
führungsgesetzes hat diese Anregung denn auch sogleich auf-
gegriffen. 

Demgegenüber halte ich es für sicher, daß Art. 15 in der Tat 
nicht jede Sozialisierungsmaßnahme als E n t e i g n u n g ange-
sehen wissen will, und daß er Raum dafür läßt, für solche gesetz-
lichen Maßnahmen, die zu „anderen Formen der Gemeinwirt-
schaft" (als eben Gemeineigentum) führen, ohne damit Enteig-
nung zu bewirken, eine Entschädigungsabwägung besonderer Art 
zuzulassen, die zwischen bloßen gemeinwirtschaftlichen Eigen-
tumsbindungen aus Art. 14 Abs. 1 Satz 2 ohne Entschädigung, 
der Enteignung gegen Entschädigung nach Art. 14 im Falle des 
Eingriffs dieser Intensität und — drittens — dazwischen liegenden 
gemein wirtschaftlichen Einwirkungen differenziert. Da Art. 15 
den Vergesellschaftungszweck in Bezug auf die von ihm genannten 
Objekte heiligt und für sie die Form der Gemeinwirtschaft der-
jenigen des Monopolprivateigentums vorzieht, bietet Art. 15 zur 
Abgrenzung zwischen Enteignungswirkung und jenen sog. „Ter-
tiäreinwirkungen" im Sinne der Schutzwürdigkeitstheorie auch 
materielle Wertmaßstäbe an, die eine Differenzierung aus der 
Sache heraus erleichtern und ermöglichen. Grund und Boden 
usw., die Objekte also, die Art. 15 nennt, sind in diesem Sinne 
gegenüber Vergesellschaftungsmaßnahmen mit Enteignungswir-
kung oder Opferfolgen im Sinne des aus § 75 EinLALR. abgeleite-
ten Rechtssatzes eben weniger schutzwürdig als etwa mobiles 
Eigentum oder ein Handelsgeschäft oder ein Bank- oder Ver-
sicherungsunternehmen; und was diesen gegenüber Enteignung 
bedeutet, braucht den Objekten des Art. 15 gegenüber keines-
wegs Enteignung oder unzumutbares Opfer zu sein. 

Daß Art. 15 — und zwar ebenso wie Art. 156 — expropriative 
und andere Vergesellschaftungsmaßnahmen und daher auch in der 
Entschädigungsfrage Unterschiedliches zuläßt, erscheint mir so 
banal-zutreffend, daß ich mich nahezu scheue, es hier zu unter-
streichen. Aber die bisherige Ausdeutung des Art. 15 und die 
stereotyp wiederkehrende Wendung, Sozialisierung nach Art. 15 
sei lediglich Unterfall der Enteignung, jede Aktion nach Art. '15 
erfordere Enteignungsentschädigung — die offenbar durch die 
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Schlangenblick-Wirkung des Satzes 2 von Art. 15 ausgelöst zu 
werden pflegt —, zwingen zu dieser Banalität. Daß sie auch juri-
stisch richtig ist und sich aus Art. 15 ergibt, kann seine Ent-
stehungsgeschichte bestätigen. Alle begründeten Bedenken gegen 
den „Materialien-Kult" auch gerade zum Grundgesetz entheben 
doch nicht der Notwendigkeit, in Fällen offensichtlicher Redak-
tionsmängel daraus resultierende Fehler der Interpretation auf-
zuklären. 

Ursprünglich enthielt der heutige Art. 15 als Vergesellschaf-
tungsform ausschließlich das Gemeineigentum. Man dachte zu-
nächst also nur an sog. Voll- oder Expropriativ-Sozialisierung. 
Solange das der Fall war, ist die Umhüllung des Art. 15 durch die 
beherrschende EnteignungsvorStellung absolut verständlich, er-
klärlich und einleuchtend. Die andere Vergesellschaftungsform, 
die Art. 15 heute kennt („andere Formen der Gemeinwirtschaft"), 
hat in ihm, soweit erkennbar, nicht deshalb Aufnahme gefunden, 
um aus sachbezogener Ausdeutung des „Zwecks der Vergesell-
schaftung" — ähnlich wie in Art. 156 und im Sozialisierungs-
gesetz vom 23. März 1919 — neue Formulierungen und Begriffe 
in Art. 15 selbst hineinzutragen und um auf diese Weise die ge-
meinwirtschaftlichen Gestaltungsformen anzureichern, also etwa 
dem Art. 156 nachzueifern. Wie die Materialien ergeben, ist die 
Ergänzung — und zwar offenbar ohne vertiefende Diskussion 
über die systematischen Folgen in der Entschädigungsfrage — 
lediglich erfolgt, um Art. 15 dem heutigen Art. 74 Ziff. 15, also 
der Kompetenzvorschrift, im Wortlaut anzupassen. Die zusätz-
liche Wendung im heutigen Art. 74 Ziff. 15, die Einfügung der 
Worte „oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft", hat aber 
dort gerade Eingang gefunden, um — wie der antragstellende 
Abg. Dr. Lehr sich ausdrückte — damit entsprechend Art. 156 
„neben dem Gemeineigentum im gegebenen Fall andere Formen 
der Gemeinwirtschaft" zuzulassen — andere Formen, die nach 
Art. 156 Abs. 2 zweifellos keine Enteignung und daher ohne 
Enteignungsentschädigung gestattet waren78). Sich über die 
Entschädigungsfrage auszulassen, war bei dieser Kompetenz-
vorschrift keine Veranlassung. 

Aus Redakt ionsangle ichung ist aber nun bei Art. 15 eine 
Sachergänzung geworden, und zwar — was entscheidend für 
unsere Frage hier ist — ohne die notwendigen Konsequenzen 
daraus zu ziehen für Satz 2 des Art. 15, der unverändert be-
lassen wurde in seiner Verweisung auf Entschädigungsmaßstab 
und Rechtsschutzklausel der Enteignungs-Vorschrift in Art. 14 

n ) 32. Sitzung des HA. vom 7. 1. 1949, StenBer. S. 390; ohne Diskussion 
auch weiterhin angenommen; vgl. HA. 49. Sitzung vom 9. 2. 1949, StenBer. 
S. 647. 
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Abs . 37 ·). Wenn, w a s ich also für gegeben erachte, die Überführung 
in andere Formen der Gemeinwirtschaft (als Gemeineigentum) 
auch o h n e die Tiefenwirkung der Enteignimg möglich ist, sie an-
derseits mehr als eine bloße Eigentumsbindung aus Art . 14 Abs. 1 
Satz 2 darstellt, wenn also ein tertium an Wirkung in der Neu-
gestaltung der Eigentumsverfassung vorstellbar ist, dann müßte 
der 2. Satz des A r t . 15 gelesen werden als: „ F ü r die Entschädi-
gung gilt, sofern die Überführung Enteignung bewirkt, A r t . 14 
Abs . 3 Satz 3 und 4 entsprechend, im übrigen (wie hinzuzufügen 
wäre) ist eine Entschädigungsregelung dem Sozialisierungsgesetz 
überlassen", ihm also anheimgestellt, ob und inwieweit es ent-
schädigen will . So würde das Wort „entsprechend" in Satz 2 des 
Art . 15 auch einen eigentlichen Sinn erhalten, den die Verfassungs-
Redaktoren ihm nicht eigentlich zugedacht hatten. Hier hätte der 
Gesetzgeber dann die Möglichkeit, ohne Bindung an „Äquivalenz-
vor'stellungen" der Wertablösung wegen Enteignung dem Betrof-
fenen ,,im Rahmen der neugeformten Wirtschafts- und Sozial-
struktur unter Würdigung seiner bisherigen Rechtsstellung eine 

'·) Vgl. Art. 18 in der vom ARA. in 1. Lesung formulierten Fassung 
vom 16. Ii. 1948, PR. Ii, 48—28 2 II: Nur Überführung in Gemein-
eigentum, noch keine Verweisung auf Enteignungsvorschriften I Einfügung 
dieser Verweisung auf Antrag der FDP vom 18.11.1948 — PR. 11. 48—296 
III (in Übereinstimmung mit Abg. Dr. von B r e n t a n o [CDU]), aber in 
einer von diesem Antrag abweichenden Formulierung, nämlich ,,im Wege 
der Enteignung des Art. 14" in der 27. Sitzung des GSA. vom 1. 12. 1948, 
PR. ι , 48—326 II, Kurzprotokoll S. 4; ebenso der HA. in der 18. Sitzung 
vom 4. 12. 1948, PR. ι , 49—456, KurzProt. S. 4; Erläuterung der Ein-
fügung durch Abg. Dr. Schmid (SPD) S. 216: Man hat einen besonderen 
Artikel (für die Sozialisierung) gewählt, „hat aber, um eine klare Rechts-
grundlage im Einzelfall zu schaffen, die Bestimmung aufgenommen, daß 
eine Sozialisierungsmaßnahme, wenn sie das E i g e n t u m b e t r i f f t , nur 
im Wege eines Gesetzes érfolgen kann". Auf Antrag des ARA. zur Fassung 
I.Lesung, Drucks. Nr. 370, ist die Verweisung, der heute geltenden ent-
sprechend, als Sondersatz gefaßt in die Worte: „Für die Entschädigung 
gilt Art. 14 Abs. III entsprechend", wiederholt zur Fassung 2. Lesung des 
HA. vom 25. 1.1949, Drucks. Nr. 543, endlich vom Fünferausschuß in 
seinem Vorschlag für die 3. Lesung, Drucks. Nr. 591, angenommen und 
auch vom HA. in 3. Lesung (47. Sitzung, Drucks. Nr. 612) akzeptiert worden. 
Erst in dieser Sitzung sind dann auf Antrag des Abg. Dr. S t r a u ß (CDU) 
die Worte „oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft" eingefügt worden, 
und zwar, wie er begründete, zur Anpassung an die Kompetenzvorschrift 
(damals Art. 36 Ziff. 14 und Art. 105 Ziff. 3), vgl. StenBer. d. HA. S. 617 
u. 618: „lediglich redaktionell zur Angleichung an die neue Fassung der 
entsprechenden Ziffer von Art. 36 und an Art. 105". Dabei ist es dann in-
soweit ohne weitere Diskussion geblieben. Der Sachzusammenhang zwischen 
„Gemeineigentum" und „den anderen Formen der Gemeinwirtschaft" ist 
nicht gesehen und erörtert worden, insbes. auch nicht die Frage, ob die 
Überführung in diese anderen Formen notwendig auch Enteignung bewirken 
müsse. Infolgedessen verblieb es unbesehen bei der Verweisung des Satzes 2 
auf die Enteignungsvorschriften, so daß der Anschein entsteht, als ob 
Sozialisierung jeder Gestaltungsform eben immer nur Enteignung sein und 
nur mit den für sie geltenden Maßstäben entschädigt werden könne. 

8 · 
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angemessene Existenz zu ermöglichen, nicht mehr, nicht weniger", 
und auf diese Weise wäre der Gefahr zu begegnen, ,,daß Eigen-
tumsgarantie und Sozialisierungsklausel sich gegenseitig zer-
setzen"77). 

Vielleicht ist das geltende Mitbestimmungsgesetz bereits das 
erste Beispiel einer solchen Eigentumsneuverfassung, die als 
tertium zwischen bloßer Eigentumsbindung und Enteignung steht, 
die als andere Form der Gemeinwirtschaft im Sinne von Art. 15 
wesensgemäßer denn als Eigentunisbindung zu verstehen ist und 
für die das Gesetz in zulässiger Weise die Entschädigung still-
schweigend ausgeschlossen hat. 

Der Vergleich zwischen Art. 15 und Art. 156 kann meine oben 
gegebene Argumentation stützen ; denn nach der m. E. richtigen 
Auffassung konnte der Reichsgesetzgeber auch bei expropriativer 
Vollsozialisierung die Entschädigung ausschließen; und sein 
Abs. 2 ließ andere Formen der Gemeinwirtschaft ohne Entschä-
digung zu78). Mit einem solchen Ergebnis, dem auch selbst gegen-
teilige Argumente aus der Entstehungsgeschichte nicht hinderlich 
wären, wenn man der Verfassungsnorm des Art. 15 eine eigen-
ständige, in sich selbst ruhende und durch Art. 20 und 28 ge-
stützte Kraft beimißt, würde der von Art. 15 verfolgte Zweck 
einer Wirtschaftsverfassungs-Entscheidung wesentlich gestärkt 
werden. 

9. Die J u n c t i m - K l a u s e l des Art. 15: „Gesetz, das Art und 
Ausmaß der Entschädigung regelt", im Wortlaut der des Art. 14 
Abs. 3 Satz 2 angeglichen, als Art. 15 früherer Fassungen noch 
ausschließlich mit expropriativer Sozialisierung (eben · durch 
Überführung in Gemeineigentum) rechnete, erfährt damit ihre 
zutreffende Ausdeutung. Sie hat die Bedeutung einer Gültigkeits-
vdraussetzung wie in Art. 14 für Enteignungsgesetze nur für So-
zialisierungsgesetze mit Enteignungswirkung, also für sog. Voll-
sozialisierung. Wo Überführung in andere Formen der Gemein-
wirtschaft zwar Umgestaltung der Eigentumsverfassung, nicht 
aber Enteignung bewirkt, ist das Gesetz in der Behandlung der 
Entschädigungsfrage durch die Junctim-Klausel, also formal, 
nicht gebunden. Sie braucht weder uno actu mit der Sozialisie-
rungsentscheidung zu erfolgen, noch nötigt die Klausel in ihrem 
für Art. 14 bestehenden Zwang, durch Art- und Ausmaß-Rege-
lung jedenfalls überhaupt und mehr als nominell zu entschädigen, 
auch den Gesetzgeber des Art. 15 dazu, sich gleichermaßen zu ent-
scheiden. Er kann z. B. durch Verschweigen auch Entschädigung 
ausschließen. Dem Betroffenen steht indes frei, mit der Behaup-

" ) W. W e b e r NJW. 1950 S. 402/403. 
, s) Ebenso A n s c h i i t z , Komm. 10. Aufl. (1929) S. 625 Anm. 2 zu Art. 156, 

mit P o e t z s c h - H e f f t e r gegen R. W o l í í , A r n d t ; wie diese neuerdings 
U l e a. a. O. S. 11. 
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tung, die Überführung stelle auch in diesem Fall Enteignung dar, 
vor dem ordentlichen Gericht Enteignungsentschädigung geltend 
zu machen oder im Wege richterlicher Normenprüfung die Gültig-
keit des Gesetzes überhaupt zu bestreiten, weil es solchen Falles 
die Junctim-Klausel verletzt habe. Im letzten Fall hat er beim 
Obsiegen Anspruch auf Rückgabe, nicht nur auf nachträgliche 
Entschädigung. 

Wenn speziell für Art. 15 gesagt worden ist, was für Art. 14 
sicherlich, wie ausgeführt, zutrifft, die Junctim-Klausel sei also 
„geradezu der Schlüssel zur Wesensart, Inhaltsbestimmung und 
Durchführbarkeit einer geplanten Sozialisierung, . . . mithin der 
Angelpunkt des ganzen Art. 15 überhaupt"7·), so trifft das nach 
meiner Argumentation nur die expropriative Sozialisierung, nicht 
auch andere Formierungen der Gemeinwirtschaft ohne Enteig-
nungswirkung. Nur insoweit bricht Art. 15 auch ältere, insbes. 
Landesverfassungsgesetze, die noch nicht vollzogen worden sind, 
was für den bekannten hessischen Vorgang m. E. allerdings zu-
trifft80). 

10. ,.Überführung durch Gesetz" nennt Art. 15 die Rechts -
form, durch die der Vergesellschaftungszweck realisiert wird. 
„Überführung" ist im hier fraglichen Zusammenhang zwischen 
Eigentumsordnung und ihrer· hoheitlichen Beeinflussung eine 
durchaus verfängliche und verleitliche Vorstellung — scheint sie 
doch im Sinne der Überführungs- und Übereignungstheorie dem 
Vorgang im Sinne einer Enteignung zu präjudizieren. Ein solcher 
SchluB aber wäre verfehlt. Wenn aus dem Vorhergehenden er-
kennbar geworden ist, daß Vergesellschaftung nach Art. 15 alle 
möglichen Einwirkungen auf das Eigentum — und eben nicht nur 
Enteignung — kennt und zuläßt, so kann „Überführung" in die-
sem Zusammenhang nur ganz untechnisch und schon gar nicht 
sachen-rechtlich verstanden werden. Dann heißt Überführung 
nichts anderes als „Umgestaltung", „Umformung", nämlich zum 
Gemeineigentum oder zu einer (anderen) Form der Gemeinwirt-
schaft. In diesem Sinne wäre Art. 15 zu lesen: „Die Eigentums-
ordnung für Grund und Boden, Naturschätze und Produktions-
mittel kann . . . in eine solche des Gemeineigentums oder anderer 
Formen der Gemeinwirtschaft umgestaltet werden". Wird Art. 15 
so verstanden, so gewinnt auch der Vorbehalt des Gesetzes, die 
Verweisung auf das Gesetz im formellen und materiellen Sinne 
als die einzige hierfür verfügbare Rechtsform, ihren tieferen Sinn : 
während Art. 156, der ebenfalls den Gesetzesvorbehalt verwendete, 
ebenso wie Art. 153 dahin verstanden worden ist, er lasse So-
zialisierung durch Gesetz und auf Grund Gesetzes, also auch durch 

" ) W. W e b e r N J W . 1950 S. 404. 
··) Insoweit richtig: W. W e b e r a. a. O. S. 404. 
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Verwaltungsakt zu·1) — erklärlich deshalb, weil die WeimRVerf. 
insoweit noch formal-indifferent war —, bedeutet die gleiche 
Formulierung in Art. 15 heute den Ausschluß aller exekutiven 
Sozialisierungsmaßnahmen. Die Entstehungsgeschichte bestätigt 
das eindeutig81). Ist das aber der Fall,so erhebt sich sogleich die 
Frage nach der Zulässigkeit von Individual-Sozialisierungsgesetzen 
in Bezug auf etwa ein einzelnes Unternehmen. Wenn Art. 15 als 
Grundlage der Umgestaltung der Eigentumsordnung an seinen 
Objekten verstanden wird und der Gleichheitssatz und Art. 19 
Abs. ι insoweit auch den Sozialisierungsgesetzgeber binden, so 
muß die I n d i v i d u a l - S o z i a l i s i e r u n g als u n z u l ä s s i g ange-
sehen werden, ist Sozialisierung also zulässiger Weise immer nur 
Gruppen-Sozialisierung88). Dabei mögen selbstverständlich nach 
natürlichen, ökonomischen, betriebswirtschaftlichen, auch all-
gemeinvolkswirtschaftlichen Maßstäben aus Grund und Boden, 
aus den Naturschätzen und aus allen Produktionsmitteln ihrer-
seits einzelne Objekt-Gruppen nach sachlichen Gesichtspunkten 
ausgegrenzt werden, wenn dadurch nur die individuelle Erfassung 
eines Einzelobjekts als solchen unterbleibt. Wo allerdings etwa 
ein Unternehmen einen einzelnen Bereich von Produktionsmitteln 
monopolartig umfaßt, wird auch seine Sozialisierung zulässig sein 
müssen. 

Damit bin ich am Ende meiner exegetischen Versuche. 

I i . Ein Schlußwort auch hier zu den Fragestellungen der B e -
s a t z u n g s l a g e : In den Gebieten der deutschen Wirtschaft, in 
denen aus besatzungspolitischen Gründen (der Entmilitarisierung, 
der Entflechtung usw.) deutsche Neugestaltungen bislang ausge-
schlossen waren, stehen deutsche Entscheidungen heran und bevor, 
soweit die Ablösung des Besatzungsstatuts sie ermöglichen wird. 
Das Gewicht vorläufiger Besatzungsmaßnahmen, das sich im Be-
reich des Mitbestimmungsgesetzes vom Mai 1951 noch erwiesen 
hat, wird dabei umso mehr zurücktreten, je radikaler derRückzug 
des Besatzungsrechts sich vollzieht. Im Fall der I. G. Farben hat 
er die Restauration ermöglicht, was nicht ohne Widerspruch ge-
blieben ist und die oben gestellte Rechtsfrage von der Verbind-
lichkeit des Art. 15 berührt. Jedenfalls dürfte sich die Periode, 
in der Entscheidungen des deutschen Gesetzgebers aus Art. 15 
besatzungsrechtlich sistiert waren, ihrem Ende nähern. 

Es ist daher verständlich, daß die Frage, ob der deutsche Ge-
setzgeber sich künftig in dieser Richtung v ö l k e r r e c h t l i c h durch 

M) Fr ied laender a. a. O. S. 333. 
*') A x m a n n , Zur Auslegung des Art. 15 GG., (ungedruckte) Hamb. 

Diss. 1950, S. 100. 
u ) H e y l a n d , Die Sozialisierungsbestimmungen der Verfassung des 

Landes Hessen vom 11. 12, 1946 als Rechtsproblem (1951) S. 14; v. Man-
goldt a. a. O. S. 106; A b r a h a m a. a. O. Anm. II 4 S. 4 zu Art. 15. 
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Vertrag binden soll, wird oder darf, am Schuman-Plan heftig 
umstritten wird. Der Auffassung, die nationale Eigentumsordnung 
bleibe durch den Plan kraft Art. 83 unberührt84), steht die gegen-
teilige·5) gegenüber, durch Kartellverbot und Verflechtungs-
kontrolle aus Art. 66 und 67 hemme er die Ausführung des Art. 15 
GG. Daß ein Instrument wie der Schuman-Plan im Falle seiner 
deutschen Ratifikation rechtlich den deutschen Gesetzgeber 
insoweit binden dürfte, wenn sein Inhalt dahin zielt, hängt \'on der 
Verfassungsstärke des Art. 15 im Hinblick auf Art. 79 Abs. 3 GG. 
ab. Der Gedanke, daß Sozialisierung international sein oder aber 
nicht sein könne, würde allerdings in Frage gestellt, soweit eine 
völkerrechtliche Bindung des Gesetzgebers und Sistierung des 
Art. 15 GG. eintritt. 

M} Menzel, Gutachten über staats- und völkerrechtliche Fragen des 
Vertrages Uber die Gründung der europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl vom 18. 4.1951 (1951) S. 9; S t e i n d o r f f , Europa-Archiv 1951 S. 3957; 
Ophttls NJW. 1951 S. 291 ; Hal l s te in in: B a a d e , Probleme des Schuman-
plans (Diskussion zwischen Hallstein, Predöhl, Baade am 5. 5. 1951, Kieler 
Vorträge 1951) S. 33; B lankenage l , Der Schumanplan (1951) S. 10; Abg. 
Albers (CDU), 161. BT.-Sitzung vom 12. 7. 1951, StenBer. S. 6532 B. 

**) R i t seh l , Gutachten über die volkswirtschaftliche Bedeutung des 
Schumanplans (1951) S. 19, vgl. aber auch S. 9; Schi l ler in: Hamburger 
Denkschriften zum Schumanplan (1951) S. 51 Ziff. 13b; Henle, Der 
Schumanplan vor seiner Verwirklichung (1931) S. 2 ff., aber nicht ganz ein-
deutig; Abg. Henssler (SPD), 161. BT.-Sitzung vom 12. 7. 1951, StenBer. 
S. 6539 C. 
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Enteignung und Sozialisierung 

ι. Art. 14 GG. unterscheidet sich von Art. 153 WeimRV. im 
wesentlichen in drei Punkten: 

a) in der ausdrücklichen Zulassung von Legalenteignungen 
und der Erstreckung des Enteignungsschutzes auf ihre 
Folgen; 

b) darin, daß die (mit dem Erlaß des Enteignungsgesetzes jetzt 
notwendig verbundene) Entschädigungsregelung (,,Junctim-
Klausel") eine Gültigkeitsvoraussetzung der Enteignung 
darstellt; 

c) in dem Verbot, Enteignungs-Entschädigung und (oder nur) 
den Rechtsweg durch Gesetz auszuschließen. 

2. Das Grundgesetz ist — außer in Art. 13g — indifferent gegen-
über vorgängigen sozialen Umivälzungen und Kriegsfolgen. Es 
enthält insoweit weder unmittelbare positive Gestaltungen noch 
(negativ) Ablösungen erworbener Rechte. Seine Auslegung muß 
demgegenüber die Sozialstaats-Bestimmung des Art. 20 im Sinne 
des Art. 14 Abs. 2 zur Geltung und Auswirkung bringen. 

3. Inhaltsbestimmung und Sozialgebundenheit des Eigentums im 
Sinne des Art. 14 sind unter Abweichung von Art. 153 durch 
folgende Umstände gekennzeichnet: 

a) Eigentum des Art. 14 ist wegen zwischenzeitlicher Wandlung 
der Staatsstruktur und der Methoden staatlicher Wirtschafts-
politik weitergehender öffentlich-rechtlicher Bindung aus 
staatlicher Lenkung erschlossen; 

b) die in Art. 14 vorbehaltene und zugelassene Inhaltsbestim-
mung des Eigentums durch Gesetz im (nur) materiellen 
Sinn ist einzigartig im Grundrechtsteil des Grundgesetzes 
und bedeutet anderes und mehr als zulässige gesetzliche 
Eigentumsbeschränkung, nämlich positive Normierbarkeit 
des Eigentümer-Machtbereichs; 

c) die soziale Pflichtbindung des Eigentums ist nicht nur Aus-
legungsregel, sondern auch Beauftragung und Ermächtigung 
des Gesetzgebers zur sozialstaatlichen Gestaltung im Eigen-
tumsbereich. Er ist darin durch Art. 2 is. 1 GG. nicht 
begrenzt. 
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4. Enteignung ist weder geeignetes noch legales Mittel zur Aus-
schaltung des Eigentümers aus sozialen Machtpositionen, da 
Enteignung Wertersatz auslöst. 

5. Enteignung, nur zulässig auf Grund einer Eigentums-Bewer-
tung im Vergleich seiner Gemeinnützlichkeit in der Hand des 
Betroffenen und in der des Begünstigten oder der Allgemeinheit, 
ist final bestimmt durch die künftige Eigentumsverwendung, 
nicht durch den Zweck der ,,Entsetzung" des Betroffenen. Hierin 
unterscheidet sich die Enteignung von der entschädigungslosen 
Konfiskation mit ihrem Zweck, den bisherigen Eigentümer seines 
Eigentums zu entkleiden. 

6. Die künftige Auslegung des Art. 14 steht vor der Entscheidung, 
ob der Enteignungsbegriff im weiten Sinne der bisher herrschen-
den Auffassung oder im früheren engeren Sinne (,,Überfüh-
rung" des Entzogenen oder Begünstigung eines bestimmten 
Unternehmens) zu verstehen ist. Seine begriffliche Wiederein-
engung, dogmatisch zu bejahen, zwingt zur (dogmatisch anfecht-
baren) künftigen Differenzierung gesetzlicher Eigentumsbin-
dungen i. S. von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 in solche ohne Entschä-
digung und andere, die wegen Auferlegung besonderer Opfer 
(nach dem aus § 75 Einl.ÄLR. entwickelten ungeschriebenen 
Rechtssatz) zur Entschädigung verpflichten, aber bundesgesetz-
lich für entschädigungslos erklärt werden können, überwiegende 
sozialstaatliche Notwendigkeiten sprechen für eine solche effek-
tive Angleichung des Art. 14 an Art. 153, der den reichsgesetz-
lichen Ausschluß der Enteignungsentschädigung zuließ. 

7. Die Entschädigungsregelung der ,, Junctim-Klausel" (Art. 14 
Abs. 3 Satz 2) ist Gültigkeitsvoraussetzung der Enteignung. Ge-
setzgeber und Exekutive .tragen insoweit das Risiko des Fehl-
griffs: ohne Entschädigungsregelung durch Gesetz oder auf 
Grund Gesetzes enteignetes Eigentum ist zurückzugeben, nicht 
nur zu entschädigen. Die Tragweite der Junctim-Klausel und 
das Risiko des Fehlgriffs verringern sich mit der Wiederein-
engung des Enteignungsbegriffs (vgl. oben Nr. 6), da Bindungs-
gesetze i. S. des Art. 14 Ais. 1 Satz 2 der Klausel nicht unter-
liegen. 

8. Gesetzliche Eigentümsbindung und Legalenteignung aus Grün-
den des Art. 18 (zum Verfassungsschutz wegen Mißbrauchs des 
Eigentums zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung) sind unzulässig, da Art. 18 die Verwirkung der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vorbehält. 

9. Art. 14 Abs. 3 verlangt angemessene, verbietet bloße Nominal-
entschädigung. 

10. Der gerichtliche Rechtsschutz des Art. 14 ist dreigeteilt in Ver-
waltungs-, ordentliche und Verfassungsgerichtsbarkeit und über 
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Art. 153 hinaus allseitig und vollkommen. Seine Aufspaltung ist 
nachteilig für die Einheitlichkeit und die Wirksamkeit des 
Rechtsschutzes, aber auch für die Effektivität der Inanspruch-
nahme des Eigentums zum allgetneinen Wohl. 

11. Standort, Wortlaut und Verknüpfung des Art. 15 GG. mit 
Enteignungsvorschriften des Art. 14 GG. verleiten dazu, Sozia-
lisierung lediglich als eine Art möglichen Eingriffs ins Eigentum 
zu begreifen und ihre Eigenständigkeit als Verfassungsinstitut 
zu übersehen. 

12. Art. 15 stellt primär keine defensive Grundrechtsverbürgung 
zwecks Entschädigungs- und Gerichtsschutz gegen Sozialisierung, 
sondern eine positive Wirtschaftsverfassungs-Entscheidung und 
die reflexrechtliche Gewährleistung eines positiven sozialen Status 
zuGunsten bisher an der Eigentumsherrschaft unbeteiligter sozialer 
Gruppen dar. 

13. Art. X5 äußert selbst keine konstitutive Wirkung und zwingt 
nicht zu gesetzlicher Initiative. Er kann aber als bedingt-ver-
bindlich für den Gesetzgeber verstanden werden, falls dieser eine 
prinzipielle Neuordnung der Eigentumsverfassung an den in 
Art. 15 genannten Objekten überhaupt unternimmt. 

14. Daß Vergesellschaftung der in Art. 15 genannten Objekte auch 
im Falle ihrer expropriutiven Überführung tn eine Form der 
Gemeinwirtschaft zum Wohle der Allgemeinheit stattfindet, wird 
von Art. 15 verbindlich festgestellt und ist insoweit (anders als 
nach Art. 14 Abs. 3 GG.) gerichtlich unüberprüfbar. 

15. Vergesellschaftung der Sozialisierungs-Objekte ist Zulässigkeits-
und Gültigkeitsvoraussetzung des Sozialisierungsgesetzes und ver-
langt Ablösung der individuellen, auf Eigennutzen gerichteten 
Eigentumsherrschaft mindestens durch eine Mitherrschaft bisher 
von ihr ausgeschlossener sozialer Gruppen. Vergesellschaftung 
gestattet — anders als Legalenteignung nach Art. 14 Abs. 3 — 
keinen bloßen Eigentümeraustausch ohne prinzipielle Neuord-
nung der Eigentumsherrschaft. Für diese steht umgekehrt nur 
der Weg der gesetzlichen Vergesellschaftung nach Art. 15 offen, 
nicht der der Individualenteignung nach Art. 14 Abs. 3. Durch 
bundesgesetzliche Herstellung von Finanzmonopolen kann nicht 
sozialisiert werden. 

16. Entschädigungslose gesetzliche Eigentumsbindungen der in Art. 15 
genannten Objekte (aber nur dieser) nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 
sind auch zum Zwecke der Vergesellschaftung im Sinne des Art.i$ 
zulässig und stehen innerlich mit der Sozialisierung und mit der 
Sozialstaatsbestimmung im Zweck-Zusammenhang. 

17. Andere als die in Art. 15 genannten Objekte sind der gesetz-
lichen Vergesellschaftung nicht zugänglich. Weitergehendes Lan-
desrecht ist gebrochen und künftig ausgeschlossen. 
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18. Art. 15 bestimmt die Sozialisierungsobjekte unter Verzicht auf 
wertende, insbesondere diskriminierende Qualifikation dieser 
Güter oder ihrer bisherigen Rechtsträger. Sozialisierung ist daher 
nicht Verwirkungsfolge, folglich auch nicht zulässig als Maß-
nahme des Verfassungsschutzes i. S. des Art. 18. 

ig. Gemeinwirtschaft ist verfassungsrechtlicher .begriffs- und Wesens -
bestimmender Mittelpunkt der (zwecks Vergesellschaftung er-
strebten) neuen Eigentumsverfassung, Enteignung ist nur ein 
inôgliches Mittel zu ihrer Verwirklichung. 

30. Überführung in andere Formen der Gemeinwirtschaft (als Ge-
meineigentum) braucht nicht Enteignung zu bewirken. Entgegen 
dem durch Redaktionsmängel mißverständlich gewordenen Wort-
laut läßt Art. 75 auch Sozialisierungsgesetze ohne Enteignungs-
wirkung zu, deren Entschädigungsregelung nach ,,ob" und ,,in-
wieweit" dem Gesetzgeber ohne Bindung an Wertvorstellungen 
des Art. 14 Abs. 3 Satz 3 aus der Zweckbestimmung des Art. 15 
heraus zusteht. 

21 Die Junctim-Klausel des Art. 15 als Gültigkeitsvoraussetzung 
(Sozialisierung nur „durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß 
der Entschädigung regelt") bezieht sich nur auf expropriative 
Sozialisierung, nicht auf gesetzliche Überführung ,,in andere 
Formen d;r Gemeinwirtschaft" (als Gemeineigentum nämlich) 
ohne Enteignungswirkung. 

32. ,,Überführung" in Art. 15 bedeutet im untechnischen, nicht 
sachenrechtlichen Sinne lediglich ,, Umgestaltung" oder ,, Um-
formung". 

33. „Gesetz" in Art. 15 bedeutet Gesetz im formellen und materiellen 
Sinne und darf (in der Regel) nicht Individualgesetz sein (Art.ig 
Abs. I). 



Enteignung und Sozialisierung 
2. Mitbericht von Privatdozent Dr. H e l m u t K . J . R i d d e r , Frankfurt a.M. 

Ich glaube nicht gegen die Gepflogenheiten bei den Veranstal-
tungen diesef Vereinigung zu verstoßen, wenn ich als Mitberichter 
mich meiner heutigen Aufgabe nicht in dem allzu ängstlichen 
Bestrebfen unterziehe, meinen Ausführungen um jeden Preis von 
den Ausgangspositionen des Hauptberichts abweichende Gesichts-
punkte zugrundezulegen. Andererseits beabsichtige ich nicht, am 
Hauptbericht haftend, mich auf eine bestätigende Wiederholung 
oder eine widerlegende Bekämpfung des vom Herrn Vorredner 
Vorgetragenen festzulegen. Auf einem mittleren Wege möchte ich 
vielmehr, im Gegensatz zu seinen vortrefflichen Darlegungen, die 
eine bestechende Exegese der Art. 14 und 15 des Grundgesetzes 
(GG.) darstellen, das T h e m a sehr wörtlich nehmen. Das wird 
mich jedoch in meinen Bemerkungen, die schon dem Umfang nach 
kaum mehr als ein bescheidener Anhang in der Gestalt eines er-
weiterten Diskussionsbeitrags sein können, die vorgetragene 
Exegese verschiedentlich kreuzen lassen. Ich bitte um Ihre gütige 
Nachsicht für etwaige Wiederholungen, deren Unterdrückung den 
Zusammenhang dessen, was ich zu sagen habe, zerreißen würde, 
und verspreche Ihnen, mich in solchen Fällen tunlichst kurz zu 
fassen, und, wenn eben möglich, es mit einem Hinweis auf die in 
Betracht kommenden Leitsatzziffern des Berichts bewenden zu' 
lassen. 

I. 

In den bisher erschienenen Erläuterungswerken zum GG., die 
offenbar die Beziehungen zwischen den in fataler nachbarlicher 
Enge stehenden und unangemessenen knapp und wohl zu vor-
sichtig formulierten Bestimmungen des Art. 14 Abs. 3 und des 
Art. 15 GG. als ein Spezialitätsverhältnis ansehen, lesen wir: ,,Die 
Sozialisierung ist ein Sonderfall der Enteignung des Art. 14 Abs. 3 " 
(Abraham im „Bonner Kommentar")1); ,,Die Sozialisierung bil-

] ) H. J . A b r a h a m : Bern. II 1 zu Art. 15, Kommentar zum Bonner Grund-
gesetz (Bonner Kommentar), Hamburg 1950. Ders. vorher — Bern. II 6 
zu Art. 14 — : „Ein Sonderfall der Enteignung kann die Sozialisierung 
sein". (Der Textzusammenhacg ergibt zweifelsfrei, daS dieser Satz mit dem 
vorzitierten gleichbedeutend sein soll.) 
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det einen Sonderfall der Enteignung . . . " (Giese) ') ; „Der Art. (75) 
behandelt einen Unterfall der Enteignung des Art. 1 4 Abs. 3 " 
(von M a n g o l d t ) 3 ) 4 ) . 

Wesentliches Ziel meiner Ausführungen ist es darzutun, daß 
solche Behauptungen, die, über eine Interpretation der in Betracht 
kommenden Verfassungsbestimmungen hinausgehend, auch meist 
den Anspruch auf allgemeinere Gültigkeit erheben, einer kritischen 
Nachprüfung nicht standzuhalten vermögen — : Enteignung und 
Sozialisierung sind inkommensurable Größen. Man kann aller-
dings wohl hinsichtlich eines nicht unbeträchtlichen Teiles staat-
licher Sozialisierungseingriffe feststellen, daß sie, wie die herge-
brachte Enteignung und die Konfiskation, Aufhebungen von pri-
vaten Eigentumsrechten sind. Ich werde diese Eingriffe ,,Sozial-
entwährungen" nennen. Sozialentwährung, Enteignung und Kon-
fiskation sind miteinander vergleichbar. Sie können mit der zu-

*) F r i e d r i c h Giese , Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 
Textausgabe mit Erläuterungen, 2. erw. Aufl., Frankfurt a. M. 1951, Bern. 2 
zu Art. 15, S. 48. 

3) Hermann von Mango ldt , Das Bonner Grundgesetz, Kommentar, 
Berlin u. Frankfurt a. M., Bern. 2 zu Art. 15, S. 105. 

4) Ähnlich äußert sich auch die Kommentarliteratur zu den entsprechen-
den Bestimmungen der neuen deutschen Landesverfassungen, ζ. B. Adolf 
Süsterhenn u. Hans S c h ä f e r , Kommentar der VerfassungfUr Rheinland-
Pfalz, Koblenz 1950, zu Art. 6off. der VRhPf. vom 18. 5. 1947, insbesondere 
Bern. 6c zu Art. 60, S. 257; Georg Gel ler u. K u r t K l e i n r a h m , Die Ver-
fassung des Landes Nordrhein-Westfalen mit Nebengesetzen, Göttingen 1950, 
Bern. 2 zu Art. 27 der VNRW. vom 28. 6.1950, S. 141 f. : „Abs. 1 behandelt 
die Sozialisierung . . . Die Überführung in G«meineigentum, eine Enteig-
nung . . . " ; Hans N a w i a s k y u. Claus L e u s s e r , Die Verfassung des Frei-
staates Bayern vom 2. Dezember 1946, systematischer Überblick und Hand-
kommentar, München u. Berlin 1948, S. 241, zu Art. 160 der BayV.: „Recht-
lich ist die Vergesellschaftung als Sonderfall der Enteignung zu behandeln". 

Genau so die Monographien und Zeitschriftenaufsätze, ζ. B. (statt vieler) 
F r i e d r i c h Giese, Enteignung und Entschädigung früher und heute, eine 
verfassungstheoretische Untersuchung, Tübingen 1930, an mehreren Stellen; 
F r a n z W. J e r u s a l e m , Das Bonner Grundgesetz und die hessische Soziali-
sierung, insbesondere der Eisenbahnbetriebe, NJW. 3 (1950), S. 2ioff . , 
210: „Die Sozialisierung ist lediglich ein Fall der Enteignung, die 
(der ?) besonderen Zwecken dient". 

Wegen der Verkennungen, die teilweise auch im Parlamentarischen Rat 
(PR.) geherrscht haben (Abg. Dr. S t rauß u. Dr. Seebohm), vgl. A b r a h a m 
a. a. O. Bern. I 3 zu Art. 15. Die wichtige Äußerung des Abg. Dr. Schmid 
im PR., es handle sich bei der „Sozialisierung" nicht um einen „Sonderfall 
der Individualenteignung", sondern um einen „Fall der strukturellen Ände-
rung der Wirtschaftsverfassung" (zit. b. A b r a h a m a. a. O.; von dort über-
nommen b. Werner Weber , Zur Problematik von Enteignung und Soziali-
sierung nach neuem Verfassungsrecht, NJW. 3 (1950), S. 401 ff., 402 Anm. 5), 
verliert bei der Wiedergabe durch von Mangoldt (a.a.O.) infolge Ein-
schiebung des Wörtchens „nur" („nicht nur um einen Sonderfall . . .") 
ihre eindeutige Linie. 

Im einzelnen ist das Ausmaß der Ungenauigksit oder Verfehltheit der 
hier inkriminierten Erklärungen, von denen nur eine kleine Auswahl an-
geführt wurde, von Fall zu Fall recht verschieden. 
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sammenfassenden Bezeichnung „Expropriationen" belegt werden, 
wenn man darunter — anter teilweiser Loslösung von älteren Be-
griffsinhalten dieses Wortes — nichts weiter als eben die Auf-
hebung von Eigentumsrechten versteht. Damit werden sie von den 
gesetzlichen F'gentumsbindungen (Eigentumsbeschränkungen) ab-
gehoben. 

Mein Versuch muß sich vorab um eine Aufhellung sowohl des 
juristischen als auch des allgemeinen terminologischen und be-
grifflichen Nebels bemühen, der sich seit 1919 in zunehmendem 
Maße in der Wissenschaft und in der Rechtsprechung, sowie auch 
teilweise — wenn schon das nicht am meisten ins Gewicht fällt — 
in der Gesetz- und Verfassungsgebung um die Problematik von 
Enteignung und Sozialisierung gelegt hat5). Der nach dem Erlaß 
des GG. erste grundsätzliche — und, soweit ich sehe, bislang ein-
zige — in diese Richtung zielende Vorstoß Werner Webers·) ist 
weithin auf Ablehnung oder Ignorierung gestoßen, die im Grunde 
dem Ansatz Webers, nämlich dem Unternehmen der Differen-
zierung überhaupt, gelten. 

Diese Reaktion bestätigt die Richtigkeit einer Diagnose, die 
der neueren geistesgeschichtlichen Gesamtentwicklung zu stellen 
ist : Es scheint nachgerade zum Kernbestand ihrer Tragik zu ge-
hören, daß die realen Fakten einerseits und deren geistige Erfas-
sung, Durchdringung, Verarbeitung, Bewältigung und Spiegelung 
andererseits auf zwei Bahnen ablaufen, die sich zwar gegenseitig 
noch irgendwie beeinflussen und einander noch irgendwie zugeord-
net sind — wenngleich das „Wie" rational oft schwer erfaßbar ist 
—, sich jedoch an der Zeitordinate immer mehr gegeneinander 
verschieben. Das zwangsläufige Ergebnis sind schiefe Frontstel-
lungen in der politischen Auseinandersetzung und ein Klingen-
kreuzen auf verfehltem Gelände im wissenschaftlichen Streit-
gespräch, Erscheinungen, die auch die jüngste Diskussion um unse-
ren heutigen Verhandlungsgegenstand schwer belastet haben. 

II. 
Die „Enteignung" (früher „Expropriation")7) ist das ältere der 

beiden Themaelemente. Der Ausdruck gehört bekanntlich seit 
mehr als hundert Jahren auch dem Wortschatz des deutschen 

') Die Lage ist ζ. Z. immer noch so, daß ζ. B. im Punkte der Enteignung 
ein und dieselbe Entscheidung (DOG.Beschl. vom 13. 4. 1950 — I S . 31/49, 
DVB1. 1950, S. 760ff. — AöR. 77 (1951), S. 79ff.) einen Besprecher (Rolf 
Stödter, DVB1. S. 762f.) zu längeren dogmatischen Ausführungen über 
die „Einzelaktstheorie" der Enteignung veranlassen kann, während sie einem 
andern (Werner Weber, AöR. S. 86) insofern nicht mehr abnötigt als die 
lakonische Bemerkung: „Mit Enteignung hat der Fall nichts zu tun". 

') Vgl. Anm. 4 vorletzter Abs. 
') Zu ihrer Dogmengeechichte vom römischen Recht bis zum europäischen 

Konstitutionalismus Georg Meyer, Das Recht der Expropriation, Leipzig 



Enteignung und Sozialisierong 1 2 7 

Gesetzgebers an8), seitdem die verfassungsmäßig-grundrechtliche 
Verbürgung der Unverletzlichkeit des Privateigentums·) den zu-
vor mit der Lehre vom jus eminens des Landesherrn und vom 
Notstandsrecht des Staates gerechtfertigten Zugriff der Obrigkeit 
auf das Privateigentum 1 0) an die Voraussetzung des Gesetzes 
geknüpft hat. Sein rechtsbegrifflicher Inhalt war bis 1 9 1 9 einiger-
maßen scharf umgrenzt („klassischer Enteignungsbegriff" 1 1). 
Seither hatte unter dem Einfluß einer Rechtsprechung der höch-
sten deutschen Gerichte, die ex post im Hinblick auf die Bestim-
mungen der Weimarer Reichsverfassung (WeimRV.) über ,,Das 
Wirtscnaftsleben" als verfassungsfeindlich bezeichnet worden 
ist 1 1), angeregt und begünstigt durch die Stellungnahmen des 
überwiegenden Teils des Schrifttunis, die vielberufene, von ihren 
Verfechtern meist „Erweiterung" 1 3 ) , von mehr Neutralen ,,Aus-

1868; M a x L a y e r , Principien des Enteignungsrechtes, Leipzig 1902; vgl. 
auch R o l f S t ö d t e r , Öffentlich-rechtliche Entschädigung, Hamburg 1933, 
S. 52ff . , und E r n s t F o r s t h o f f , Lehrbuch des Verwaltungsrechts, I. Bd.: 
Allgemeiner Teil, München u. Berlin 1950, S. 49 ff. u. 238 ff. 

') Erste deutsche Enteignungsgesetze ab 1821 angef. b. H a n s Quecke 
u. K o n r a d B u s s m a n n , Reichsenteignungsrecht, 2. wesentl. erw. Aufl., 
Berlin 1939, S. 1 ; ausführlichere Angaben b. M e y e r a. a. O. S. I46ff. 

*) Z. B. §§ 31/32 der Verfassungsurkunde für das Kurfürstentum Kur-
hessen vom 5. I. 1831 ; Titel IV § 8 der Verfassungsurkunde für das König-
reich Bayern vom 26. 5. 1818. 

10) Über jus eminens und dominium eminens als Konstruktionsgrundlage 
der Enteignung W i e a c k e r (Werner W e b e r u. F r a n z Wieacker) , Eigen-
tum und Enteignung, Hamburg 1935, S. 38Í. ; über die Einheit von Ent-
eignung und Notrecht noch bei G r o t i u s vgl. L a y e r a. a. O. S. 36 Anm. 1 . 
In einem modernen Obrigkeitsstaat, Spanien, sucht die Doktrin heute noch 
unmittelbar an G r o t i u s (De jure belli ac pacis II , 14, 7) anzuknüpfen; 
demgemäß unterscheidet man auch bei eigentumsrechtsaufhebenden großen 
Verstaatlichungsmaßnahmen: 1. Eingriffe titulo supereminentis dominii, 
2. Eingriffe titulo poenae oder confiscatio ( José L u i s V i l l a r P a l a s i , La 
actividad industrial del estado en el derecho administrativo, Revista de 
Administración pública [RAP.], I [1950] Nr. 3 [Sept.-Dez.] , S. 53ff . , 1 1 5 ! 
Anm. 87). 

1 1 ) Definitionen dieses die Legalenteignung ausschließenden und grund-
sätzlich nur die Enteignungsfähigkeit von Immboliarsachrechten anerken-
nenden „klassischen Enteignungsbegriffs" b. W a l t e r J e l l i n e k , Ver-
waltungsrecht, 3. Aufl. 1931 , unveränderter Neudr. Offenburg 1948, S. 402; 
T h e o d o r M a u n z , Verwaltung, Hamburg 1937, S. 293. Über „Spezial-
gesetze über Enteignung von Mobilien" und „Enteignung geistigen Eigen-
tums" im 19. Jahrhundert jedoch recht ausführlich auch schon L a y e r 
a. a. O. S. 578ff. bzw. 589ff. 

l f ) Kritisch rückblickende rechtspolitische Würdigung von Recht-
sprechung und Schrifttum b. W i l l i b a l t A p e l t , Geschichte der Weimarer 
Verfassung, München 1946, S. 341 fi. 

" ) Vgl. etwa G e r h a r d A n s c h ü t z , Die Verfassung des Deutschen 
Reiches vom 1 1 . August 1919, ein Kommentar für Wissenschaft und Praxis, 
4. Bearb. 14. Aufl., Berlin 1933, Bern. 7 f f . zu Art. 153 , S. 709ff., abweichend 
von der früheren Auffassung des Verfassers. 
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Weitung"14) und von ihren Gegnern „Auflösung des Enteignungs-
begriffs" 15) genannte Trübung der juristischen Enteignungsvor-
stellungen eingesetzt, die, wie Werner Weber es ausdrückt, mit 
der Unterwerfung der Juristen unter einen „vulgären Enteig-
nungsbegriff" endet, nach welchem jeder Vorgang als Enteignung 
erscheint, ,,bei dem jemand durch einen Akt der Gesetzgebung 
oder der Exekutive als Eigentümer oder in einer andern Ver-
mögensposition unerwünschtermaßen geschmälert" wird1·), der 
also u. a. auch die sog. Eigentumsbindungen des öffentlichen 
Rechts — dieser Stand war mit dem Hamburger Denkmalsurteil 
des Reichsgerichts erreicht17) — und rechtswidrige Eingriffe in 
sich aufnimmt. Seine letzte Übertreibung findet dieses eigentüm-
liche posthume Nachblühen liberal gewandelter iura quaesita 
etwa in der Charakterisierung starker gesetzlicher Steuerprogres-
sionen als ,,Enteignimg", wie (nicht nur) die Tagespresse sich 
heute vielfach auszudrücken beliebt1®). 

Es kann nun zwar nicht zweifelhaft sein, daß das GG. in Art. 14, 
ebenso wie die in Betracht kommenden Bestimmungen der neuen 
deutschen Landesverfassungen, den Enteignungsbegriff nach einer 
jedenfalls der „klassischen Enteignung" gegenüber sehr stark aus-
geweiteten Auffassung verstanden wissen will. Mit der positiven 
Zulassung der Legalenteignung und mit der stillschweigenden, 
aber fraglosen, Anerkennung der Enteignungsfähigkeit von Mo-
biliarsachrechten und Forderungsrechten aller Art 1·) knüpft es an 
den von Lehre und Rechtsprechung bis 1949 entwickelten Begriff 
an und ist insoweit sicher nicht „hinter die mit der .Auflösung des 
Enteignungsbegriffs' unter der Weimarer Verfassung entstandene 
Rechtslage zurückgegangen"*0). Aber eine notwendige Resektion 

" ) Ζ. B. Ernst Rudolf Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, In-
stitutionen des öffentlichen Arbeits- und Unternehmensrechts, Tübingen 
1932. S. 97-

" ) Am bekanntesten Carl Schmitt , Die Auflösung des Enteignungs-
begriffs, JW. 1929, S. 495 ff. 

" ) Werner Weber, Problematik . . . . S. 401. 
1T) RGZ. 116/268, 272. — Das Urteil ist vom 1 1 . 3.1927. 
i a) In den Rechtsstaaten westlich-liberaler Herkunft wird das Be-

steuerungsrecht des Staates überhaupt heute noch vielfach konstruktiv mit 
dem dominium eminens verbunden; vgl. ζ. B. Louisville Bank v. Radford 
295 U.S. 555, 602: „For the Fifth Amendment commands that, however 
great the nation's need, private property shall not be thus taken even for 
a wholly public use without just compensation. If the public interest 
requires, and permits, the taking of property of individual mortgagees in 
order to relieve the necessities of individual mortgagors, resort must be 
had to proceedings by eminent domain; so that, through taxat ion, 
the burden of the relief afforded in the public interest may be borne by 
the public". Damit erscheint die Besteuerung gleichzeitig als eine ent-
schädigungslose Enteignung höherer Stufe. 

»·) Zum letzten Punkt Forsthoff a. a. O. S. 243 t. 
So die wohl kurz vor ErlaQ des GG. von Forsthoff a. a. O. S. 244 

formulierte, an den Verfassunggeber gerichtete Forderung. 
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des Mißwuchses der Enteignungsvorstellungen von 1927 ist durch 
die Positivierung des unbedingten Vorranges des allgemeinen 
Sozialstaatsgebots (das als E i n z e l norm nur den Art. 15 in den 
Gesamtzusammenhang der auch in der prinzipiellen Ausgestaltung 
des Eigentumsrechts „konservativ-respektierenden" Verfassung 
eingesprengt hat) erfolgt; sie löst jedenfalls die entschädigungs-
losen Eigentumsbindungen (Art. 14 Abs. 1 Satz 2) aus der Um-
klammerung durch die Enteignung*1). Und wenn das „Risiko des 
Fehl(ein)griffs" ohne Entschädigungsregelung nunmehr der Ge-
setzgebung und Exekutive aufgebürdet ist"), d. h. „Enteignung" 
ohne Entschädigungsregelung nicht mehr Enteignung, sondern 
nur rechtswidriger, zur Rückgabe oder zur Naturalrestitution ver-
pflichtender Eingriff ist, so bedeutet das einen zweiten entschei-
dend wichtigen Schritt zur Rekonstituierung der Enteignung als 
Rechtsinstitut. 

III. 
Das Element „Sozialisierung" erweist sich beim Versuch von 

Analyse und Definition als weitaus hartnäckiger. Der Ausdruck ist 
scheinbar mit einer Reihe anderer vertauschbar: Vergesellschaf-
tung, Vergemeinschaftung, Verstaatlichung, Nationalisierung, 
„Vervolklichung"M) sind einige der häufiger gebrauchten ver-
meintlichen Synonyma. 

Unleugbar eignet dem Wort „Sozialisierung" eine Sprengkraft, 
die Sprengkraft politischen Ekrasits, die sich aus seiner bekannten 
gesellschaftswissenschaftlichen und parteiideologischen Verwur-
zelung erklärt: Der Vorsitzende des Deutschen Gewerkschafts-
bundes soll unlängst auf einer Pressekonferenz geäußert haben, 

" ) Die Rechtsprechung seit dem Inkrafttreten des GG. erschließt sieh 
dieser Erkenntnis offenbar nur zögernd (vgl. Wttg.-Bad. VGH., Senat Stutt-
gart, rechtskr. Vorbesch, vom 20. 5. 1950 — II 48/50, JurZtg. 1951, S. 86f 
= Ziegler VwRspr. 3 [1951] Nr. 99), wenn sie auch ab und an im An-
schluB an Erwägungen des Reichsgerichts undeutlich (1) „mit Rücksicht 
auf die Sozialgebundenheit aller privaten Vermögensrechte (Art. 14 Abs. 2 
GG.)", (2) „die Sozialpflichtigkeit des Grundeigentums", (3) „in Notzeiten" 
nur „einen Eingriff von längerer Dauer und erheblicher Intensität" als Ent-
eignung betrachtet, wobei das Rangverhältnis dieser drei beispielhalber aus 
einer Entscheidung (Hamb.OVG., Urt. vom 30. 6.1950 — Bf. I 685/49, 
MDR. 4 [1950], S. 569) zitierten Momente nicht geklärt und keine Kriterien 
an Hand gegeben werden, die sichere Führung zur Abgrenzung von Ent-
eignung und Eigentumsbindung gewähren könnten. Das Urt. vom 9 . 1 1 . 1950 
(Bf. II 184/50; Ziegler VwRspr. 3 [1951] Nr. 100) hält es für „denkbar", 
daB „geringfügige Eingriffe" in das Grundeigentum, ζ. B. „Begradigungen 
und andere ähnliche geringfügige Bodenabtretungen" nicht als (entschädi-
gungspflichtige) Enteignungen anzusehen sind. Nur spärlich sind allent-
halben die Bemerkungen über das Verhältnis von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 GG. 

" ) Hinweis auf Leits. 7 des Berichts. 
M) Friedrich Giese, Unternehmen in Stiftungsform?, Frankfurter 

Allgemeine Zeitung für Deutschland (FAZ.), Nr. 214 vom 14. 9. 1951. 

VetAffentliehuafco der Suiurechtilehrer, H«ft 10 
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des „harten Klanges" wegen spreche er nicht von „Sozialisierung", 
sondern (wie die Gesetzentwürfe der SPD) von „Neuordnung der 
Wirtschaft", meine aber dasselbe14). Der deutsche Gesetz- und 
Verfassungsgeber seit 1919, die neuen sowjetzonalen Landes-
verfassungen nicht ausgenommen, gebraucht die Bezeichnung fast 
gar nicht15). 

Wir können einen Rechtsbegriff der Sozialisierung n i c h t ge-
winnen, wohl aber versuchen, die Vorgänge, die der Ursprung 
des modernen Kampfes um die Sozialisierung sind und die alle 
Kennzeichen der eingangs erwähnten zeitlichen Spannung zwi-
schen Faktizität und Bewußtwerdung und bewußter Gestaltung 
der sozialen Phänome tragen, richtig zu deuten. Damit gelangen 
wir (nur) zu einem allgemeinen, vor dem rechtlichen Felde liegen-
den Sozialisierungsbegriff, der indes beträchtliche Auswirkungen 
auf die rechtliche Kategorienbildung zeitigt. 

Dem kultivierten, aber in gewisser Weise naiven Individualis-
mus des Hohen Mittelalters'·) war (nach einer Zwischenperiode 
des Zerfalls) zunächst die gelassen-humanistische, sodann die 
polemisch-aufklärerische bewußte Konzentration des geistigen 
Aufwandes auf das Individuum gefolgt, welch letztere in der 
Revolution des Dritten Standes die Proklamierung der Freiheits-
und Menschenrechte auslöste. Späte Frucht dieses Zehrens vom 
Baum der Erkenntnis für das Staatsrecht und die Staatsrechts-
lehre war das ausgereifte restriktive System des ausgehenden 
19. Jahrhunderts mit seiner liberalen Theorie, die bis in unsere 
Tage fortwirkt. Was jedoch die soziale Wirklichkeit angeht, so war 
bereits das Wort Goethes nach der Kanonade von Valmy, soweit 

M) J. E., Doch Sozialisierung?, FAZ. Nr. 216 vom 17.9. 1951. 
u ) Ausnahme etwa Art. 165 Abs. 2 WeimRV. — Vgl. Heinrich Fr ied-

länder , Artikel 156. Sozialisierung, in: Die Grundrechte und Grundpflichten 
der Reichsveriassung, Kommentar zum zweiten Teil der Reichsverfassung, 
Herausg. Hans Carl N i p p e r d e y , 3. Bd., Berlin 1930, S. 322ft., 323; 
Car l -Hermann Ule, Verfassungsrechtliche Probleme der Sozialisierung, 
Hamburg 1948, S. 15 f. — Die Landessatzung für Schleswig-Holstein vom 
13.12. 1949 (nach den Streichungen durch das verfassungsändernde Gesetz 
vom 20. Ii. 1950, GVB1. S. 289) und die Vorläufige Niedersächsische Ver-
fassung vom 13. 4. 1951 enthalten sich angesichts der einschlägigen Be-
stimmungen des GG. überhaupt einer besonderen Regelung der Sozial-
ordnung von Landesverfassungs wegen (vgl. zur VorlVNdS. Werner 
Weber , Die Verfassung Niedersachsens, AöR. 77 [1951], S. 362ff., 363). 

Einen Definitionsversuch macht bezeichnenderweise auch Art. 165 
Abs. 3 WeimRV. nicht ; die Bestimmung enthält lediglich eine B e z u g -
nahme auf „Sozialisierungs"-Gesetze. Der einzige Versuch einer Begriffs-
iestlegung ist wohl die VO. betr. den Bergbau vom 18. 1. 1919 (RGBl. S. 64) 
— vor Erlaß der WeimRV. 1 — ; über sie Justus Wilhelm Hedemann, 
Reichegericht und Wirtschaftsrecht, ein Bild deutscher Praxis, Jena 1929, 
S. 113 f. 

M) Vorzüglich ausgewiesen etwa an der Parzival-Dichtung des W o l f r a m 
von Eschenbach. 
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es die Vollendung der Befreiung des Individuums gemeint haben 
mag, mit einiger Verspätung ausgesprochen. Denn was der Olym-
pier dort mit Schaudern und Entzücken verkostete, war faktisch 
der Salut zur „Industrial Revolution", zu einem Kollektivierungs-
prozeß größten Ausmaßes. 

Dieser Prozeß zeigte sich in der Berufsbetätigung und der wissen-
schaftlichen Forschung17) ebensowohl wie bei der industriellen 
Produktion in der immer weiter aufgezweigten Arbeitsteilung, 
im fortdauernden Absinken des einzeln kämpfenden Soldaten 
zum Teilchen massierter Armeen18), in der Entleerung des per-
sönlichen Eigentumsrechts durch tatsächliche Trennung des 
imperium vom dominium··), in der Verkehrung der Vertrags-
freiheit durch monopolistisch erzwungene Arbeitsverträge und in 
zahlreichen weiteren Vorgängen des sozialen Lebens, die mit be-
sonderer Klarsichtigkeit von dem jüngeren Karl Marx registriert 
worden sind (und nach seiner späteren Lehre zur Sprengung ihrer 
„kapitalistischen Hülle" drängen). Marx spricht bei ihrer Dar-
stellung — der kein Aufriß eines sozialistischen Systems folgt — 
von der „Vergesellschaftung der Arbeit". Andere nennen die 
Gesamtheit dieser Vorgänge, an denen alle Nationen der zivilisier-
ten Welt teilhaben, „Sozialisieçung" („socialization" — eng-
lisch —, „spontane Sozialisierung", „Sozialisierung ini weiteren" 
oder „weitesten Sinne"). Ich bezeichne sie — unter Rücküber-
setzung der spanischen Übertragung des Marxschen „Vergesell-
schaftung" und des älteren englischen „socialization" — als „So-
zialifikation"30) (das Wort ist häßlich, aber, wie mir scheint, von 
prägnanter Kürze). Mit ihr haben wir es nicht unmittelbar zu 
tun»1). 

Die Sozialifikation, die Umwandlung des Arbeitsprozesses in 
etwas Unpersönliches mit all ihren Auswirkungen auf die Sozial-
struktur, ein historisch gegebener Vorgang, der als solcher jede 
Frage nach seiner „Logik" oder nach seiner Erwünschtheit zu-
rückweist, ist die Ursache der Forderungen nach Sozialisierung 
(„bewußte Sozialisierung"), wie sie, beginnend in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts, zunächst und vor allem vom sozialistischen 

*') Koch Robert Koch konnte der Mikrobenjagd mit Hilfe eines selbst-
konstruierten Mikroskops obliegen. 

'·) Ernst Jünger hat den heutigen Krieg gelegentlich als ein Ringen 
der Produktionen bezeichnet. 

" ) Der Kleinaktionär der GroB-AG. als typisches Beispiel I 
*°) „socialificación" : Manuel Garcia-Pelayo, Sobre los supuestos y 

consecuencias de la socialización, RAP. a. a. O. S. 13ff. , 13. 
31) Sie ist überhaupt in der Regel nicht gemeint, wenn heute Politiker, 

Wirtschaftler und Juristen von „Sozialisierung" reden; auch nicht bei 
Äußerungen zu Rechtsfragen der Sozialisierung aus sozialistischer Feder 
(vgl. z. B. Harald Koch, Rechtsform der Sozialisierung unter besonderer 
Berücksichtigung der Sozialisierung in Hessen, Hamburg 1947). 

9 · 
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Schrifttum der „utopisch-empirischen" Art, später auch aus 
sozial-ethischen Überlegungen christlicher Denker, teils in An-
knüpfung an scholastische Naturrechtslehren, durch die päpst-
lichen Sozialenzykliken und aus anderen, meist minder bedeutsa-
samen Richtungen erhoben worden sind. 

Gemeinsam ist diesen — im übrigen erheblich divergierenden — 
Forderungen, in deren Vokabular, je nach ihrer Provenienz, das 
Wort ,,Sozialisierung" häufig, selten oder gar nicht vorkommt, 
das Bestreben, den Sozialifikationsprozeß durch Beseitigung des 
Widerspruchs zwischen der durch die Sozialifikation erzeugten 
sozialen Wirklichkeit und der als ungerecht empfundenen, 
durch die vorhandene Rechtsordnung gestützten einseitigen Macht-
verteilung innerhalb der Gesellschaft aufzufangen und die durch 
ihn entstandenen Spannungen nach bestimmten Leitbildern im 
Sinne einer sozialen Gerecht igkeit auszugleichen. Sie wen-
den sich also allesamt gegen die Perpetuierung der Sozialordnung 
eines einzelnen geschichtlichen Augenblicks durch das staatliche 
Recht, das diese Sozialordnung als vorgegeben behandelt8*), wo-
bei, wie im Denken des 19. Jahrhunderts überhaupt33), den wirt-
schaftlichen Grundlagen der Sozialordnung ein besonders hoher 
Rang beigemessen wird. Soweit die Forderungen in ihrer radikal-
sten Erscheinungsform auf die völlige Zertrümmerung der staat-
lichen Daseinsform der Völker abzielen, sind sie in der Tat utopisch 
— auch für die Sowjet-Union hat die von Lenin erhoffte Stern-
stunde einer vom Staat befreiten Gesellschaft nicht geschlagen —. 
Im übrigen sprachen und sprechen sie — und zwar immer mehr 
mit dem Dahinschwinden des Dualismus von Staat und Gesell-
schaft34) — zum Zwecke der erwünschten Neugestaltung den 
Staat als Rechtgeber und Ausüber der öffentlichen Verwaltung 
an35), der dem Umschlagen der individualistischen Freiheitsver-
bürgung in ihr Gegenteil — in der Sprache Hegels : ihrer „dia-
lektischen Anti-These" — ein Ende bereiten, bzw. die von Gott 
gegebene und naturrechtlich begründete wahre Persönlichkeits-
freiheit wiederherstellen soll. 

3*) Daß die Rechtsordnung jener Zeit die Elastizität nicht besaß, die sie 
die Kluft hätte schließen lassen können, und daß die Rechtslehre, teils in 
verhängnisvoller Blindheit, teils auch durch mehr oder minder bewußte 
Festigung oder Entwicklung von ,,sub rosa"-Instituten den Zwiespalt viel-
fach verschärfte, beruhte auf den politischen Voraussetzungen der Ver-
fassung (vgl. auch Forsthoff a. a. O. S. 53). 

**) Vgl. Edward Hallet Carr, The Soviet Impact on the Western 
World, New York 1948, S. 87 ff. 

**) Vgl. Forsthoff a .a .O. S. 3. 
**) So sehr deutlich nicht nur viele sozialistische Strömungen, sondern 

auch die thomistieche katholische Soziallehre, ζ. B. in bezug auf die Be-
seitigung des Pauperismus (vgl. Alexander Horvath, Eigentumsrecht 
nach dem hl. Thomas von Aquin, Graz 1929, S. 158f.). 
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Dabei begegnen sie insbesondere heute, nach den schweren 

Wirtschaftsschädigungen und Vermögenszerstörungen und -Um-
schichtungen im Gefolge der beiden Weltkriege, dem verwaltungs-
staatlichen Gebaren des modernen Staates, der bereits als neuer 
promotor salutis publicae vielfältige Eingriffe in die Sozialord-
nung vornimmt. Es bedarf angesichts der regelmäßig anzutreffen-
den Vermengung dieser modernen verwaltungs- und wohlfahrts-
staatlichen Maßnahmen mit solchen der Sozialisierung — das 
sind nach dem soeben Ausgeführten alle diejenigen, die im Be 
wußtsein und nach dem Willen ihrer Urheber Entsprechungen 
auf den Anruf der Sozialifikation sind3·) — eines nachdrücklichen 
Hinweises darauf, daß nur die letzteren ihre charakteristische 
Zweckbestimmung vom Gedanken einer sozialen iustitia distribu-
tiva empfangen, womit natürlich keineswegs gesagt sein soll, daß 
die ersteren per definitionem diesem Gedanken zuwiderlaufen 
müßten37). Sehr oft wird auch der Fall gegeben sein, daß eine 
Maßnahme Elemente beider Arten aufweist. Dann bedarf es einer 
überaus sorgfältigen Analyse, und zwar nicht nur für den allge-
meinen Zweck wissenschaftlicher Erkenntnis überhaupt, sondern 
auch für die Bestimmung ihrer Rechtsnatur, wenn es sich um 
einen rechtlichen Vorgang handelt. 

Die hier gegebene Definition von ,,Sozialisierung": bewußte 
und gewollte Entsprechung auf den Anruf der Sozialifikation — 
greift sehr weit ; aber jeder Versuch, einen unanfechtbaren engeren 
Sozialisierungsbegriff zu umreißen, ist erfahrungsgemäß zum 
Scheitern verurteilt ; er führt zu Verschwommenheiten oder endet 
mit den Temperamentsausbrüchen von Glaubensbekenntnissen. 
Bemühungen um einen rechtl ichen oder verfassungsrecht-

" ) Ganz anders die durchweg von starken apriorischen Werturteilen ge-
tragenen Definitionen von „Sozialisierung" in den Staats- und Wirtschafts-
wissenschaften; vgl. z .B . W i l h e l m R ö p k e , Stichwort „Sozialisierung" 
im HdwbStW. 4. gänzl. umgearb. Aufl., 7. Bd., Jena 1926, wo die Grund-
linie der späteren polemischen Werke dieses Verfassers bereits eindeutig 
zutage tritt . 

37) ,,. . . daß man mit besonderer Vorsicht Eingriffe infolge besonderer 
Umstände, sei es im Kriege, sei es in sonstigen Notzeiten, sei es auf Grund 
besonderer Gefahrmomente, in konkreten Fällen scheiden mu3 von Ein-
griffen, die in der Gesinnung und ihren Zielen eine grundsätzliche Um-
gestaltung im Sinne der Sozialisierung bezwecken" ( F r i t z H a u s s m a n n , 
Rechtsstaat und „Wirtschaftslenkung", Ein Beitrag zum Problem: Staat, 
Recht und Wirtschaft, Basel 1938, S. i99ff-)> wird nicht nur im ausländi-
schen Schrifttum, sondern auch in den so dogmatisch formulierenden deut-
schen Untersuchungen zum Wirtschaftsrecht fast immer übersehen. Ein 
typisches Beispiel für das Verfehlen des Grundproblems ist die Abhandlung 
,,Wirtschaftsrecht" von F r i e d r i c h K l a u s i n g (Arbeiten zum Handels-, 
Gewerbe- und Landwirtschaftsrecht, Nr. 62, Beiträge zum Wirtschaftsrecht, 
ι . Bd., Marburg 1931, S. i f f . , i3ff . , igf . , 69u . passim), in der die undeut-
lichen Versuche der Unterscheidung von Kriegs- und Sozialisierungs-
maßnahmen nicht zum Grundsätzlichen vorstoßen. 
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lichen Sozialisierungsbegriff oder gar um verfassungsrechtliche 
Sozialisierungsbegrifle halte ich für unfruchtbar und verfehlt, 
weil sie grundlos konkrete (verfassungs-)rechtliche Teilregelungen 
der Sozialisierung verallgemeinernd als die (Rechts-)Regelung 
der Sozialisierung hinstellen müssen. Das ist jedoch für keine der 
existierenden Verfassungen zutreffend; und die Größe des geregel-
ten Ausschnitts sowie die Dichte der jeweiligen Regelung sind 
leider von Fall zu Fall sehr verschieden. Es ist daher auch nicht 
von ungefähr und sicher nicht wegen des ,,harten Klanges" allein 
so, daß der Gesetzgeber sich den Gebrauch des Wortes versagt. 
Man sollte auch in der wissenschaftlichen und politischen Aus-
einandersetzung, wohl im Auge behaltend, daß man es mit So-
zialisierungsvorgängen zu tun hat, doch besser jeweils den in Be-
tracht kommenden Vorgang von vornherein genauer bezeichnen88). 

Art. 15 GG. spricht von der „Überführung in Gemeineigentum 
oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft zum Z w e c k e der 
V e r g e s e l l s c h a f t u n g " . Gemeint ist, daß die Überführung usw. 
der Objekte des Art. 15 durch Intervention des Staates zu ihrem 
Vergesellschaftetsein, d. h. einer Anpassung an die Sozialifikation, 
führen soll. Demgemäß ist die Überführung usw. eine Sozialisie-
rung. Genauer gesagt, ist sie, wie noch zu zeigen sein wird, eine 
Phase eines durchgängigen vom Staate betriebenen Soziali-
sierungsprozesses. Seine Erledigung war insbesondere von den 
sozialistischen Parteien mit der Losung „Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel!" längst gefordert worden3·); er ist zur Zeit 
der aktuellste und vielleicht der überhaupt wichtigste der So-
zialisierungsvorgänge. 

E i n e moderne Verfassung, die der jungen italienischen Repu-
blik, bezieht sich dem Sinne nach auf die Sozialifikation und 
basiert auf dem Gedanken allumfassender Sozialisierung als der 
Staatsaufgabe (Art. 1 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 2 der Verfassungs-
urkunde vom 27 . 12 . 1947 < 0 ) ) . 

„Verstaatlichung" („nationalisation" — französisch und eng-
lisch) bedeutet die Uberführung in Staatseigentum. Verstaat-

" ) Dann würde übrigens auch wahrscheinlich eine Entgleisung der folgen-
den Art nicht unterlaufen: „Was ist . . . gemeint, wenn in den einzelnen 
Verfassungen von Sozialisierung die R e d e ist ? Die Verfassungen gebrauchen 
den Ausdruck Sozialisierung überhaupt nicht . . ." (Ule a. a. O. S. 15). 

" ) Eine Zusammenstellung der wichtigsten parteipolitischen Wirtschafts-
programme und Leitsätze enthält Haussmann a. a. O. S. 3o6ff. 

40) Diese Bestimmungen sind allerdings gegenüber dem Art. 1 des Ent-
wurfs bereits etwas abgeschwächt. Dort waren die jetzt in Art. 1 Abs. 1 
u. Art. 3 Abs. 2 enthaltenen Vorschriften zueammengefaßt und in pro-
noncierter Weise an die Spitze der „Disposizioni Generali" und der ganzen 
Verfassung gestellt: „L'Italia è Repubblica democratica. La Repubblica 
italiana ha per fondamento il lavoro e la partecipazione effettiva di tutti 
lavoratori ^'organizzazione politica, economica e sociale del Paese". 
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lichung kann mit Sozialisierung einhergehen41) und tut es vielfach 
auch, wie alle Verstaatlichungen in England nach dem Zweiten 
Weltkrieg und ein großer Teil der Verstaatlichungen in Frank-
reich seit 1944, braucht es aber keineswegs. Fiskalisches Staats-
eigentum ist genau so sozialisierbar wie individuelles Privat-
eigentum. 

IV. 

Es liegt auf der Hand, daß für eine s t a a t s r e c h t l i c h e Be-
trachtung die Bereiche „freiwilliger" Sozialisierungen **) ausschei-
den, auch, soweit sie auf Grund staatlicher Initiative (ζ. B. infolge 
zweckentsprechender staatlicher Beratungstätigkeit) in Gang kom-
men. Der Sinn der heutigen Themastellung, die durch die Ver-
knüpfung „Enteignung und Sozialisierung" stillschweigend das 
Element „Eigentum" im Sinne der Enteignungslehren43) voraus-
schickt, kann m. E . ferner nur sein, lediglich diejenigen Soziali-
sierungsvorgänge in die Untersuchung einzubeziehen, die, wie die 
Enteignung, hoheitlich das grundrechtlich befestigte individuelle 
Privateigentum berühren. Auch diese sind noch sehr zahlreich. Sie 
liegen weithin auch auf den Gebieten des Arbeits- und Wirt-
schaftsrechts44). 

Für die weiteren Ausführungen hätte die Arbeitsfassung des 
Themas also etwa zu lauten: „Das Verhältnis von Enteignung 
und Sozialisierungseingriffen in das Eigentum". 

41) So Ju l ius von Gierke mit der oft zitierten Stelle aus „Die Einheit 
des Rechtes", in: Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Konkurs-
recht, m (1948), S. 39ff., 50f. 

" ) Dahin gehören ζ. B. manche genossenschaftliche Bildungen (ihnen 
sind ζ. T. bereits Rechtsformen bereitgestellt), zwanglose, d. h. nicht unter 
Ausnutzung von Monopolstellungen erzielte Abmachungen begrenzten Um-
fange unter Sozialpartnern über Gewinnverteilung u. ä. m. Die „freiwilligen" 
Sozialisierungen fallen praktisch nicht sehr ins Gewicht. 

Vom Blickpunkt des Unternehmensrechts will Kurt Bal lerstedt , 
Unternehmen und Wirtschaftsverfassung, JurZtg. 1951, S. 486ff., 488, eine 
Regelung des Mitbestimmungsrechts durch Betriebsvereinbarung (eine „frei-
willige" Sozialisierung), die Eigentumseingriffe mit sich bringt, nicht anders 
werten als einen hoheitlichen Eigentumseingriff. 

e ) = „alle privaten Vermögensrechte", wie seit Martin Wol f f , Reichs-
verfassung und Eigentum, in: Festgabe für Wilhelm Kahl, Tübingen 1923, 
S. 3ff., trotz Fehlens einer eigentlichen Begründung daselbst (Walter 
Scheicher: Art. 153. Die Rechte und Pflichten aus dem Eigentum, b. 
Nipperdey a. a. O. S. 196ff., 201 ff.; vgl. aber S. 128 dieses Mitberichts) 
kaum bestritten. 

u ) In unbestimmt, aber sehr lebhaft empfundener Weise führt Giese 
(Enteignung und Entschädigung, S. 17) in einem Atemzug „Bodenreform", 
„Sozialisierung" (gemeint ist „Überführung in Gemeineigentum") und 
„Verhütung wirtschaftlicher Machtkonzentration" als mit „Enteignung( I) 
verbundene Sonderfälle" auf. In der Tat handelt es sich in allen drei Fällen 
um eigentumsaffizierende Sozialisierunesvorgänge. 
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V. 

Unter der Herrschaft des GG. ist eine Einwirkung der Staats-
gewalt auf das Privateigentum als 

1. Eigentumsbindung (Inhaltsbestimmung des Eigentums) oder 
2. Expropriation (Aufhebung von Eigentumsrechten) 

möglich. 

Eine Expropriation kann als 
a) Verwaltungsexpropriation — Enteignung, 
b) Sozialexpropriation — Sozialentwährung oder 
c) Strafexpropriation — Konfiskation (Einziehung, Verwirkung) 

in Erscheinung treten45). — 

Der Hauptbericht hat mit Recht betont, daß die in Art. 14 
GG. vorbehaltene und zugelassene (entschädigungslose) Inhalts-
bestimmung des Eigentums durch das einfache Gesetz die posi-
tive Normierbarkeit des Eigentümermachtbereichs bedeutet. Das 
ist freilich der Hauptsache nach nichts grundsätzlich Neues. Das 
sog. Vollrecht des Eigentums ist niemals grenzenlos gewesen4·). 
Die nicht sonderlich glückliche Wendung „immanente Eigentums-
bindungen" und noch mehr die Wendungen „gesetzliche Eigen-
tumsschranken" oder „Einschränkungen" oder „Beschränkungen 
des Eigentums" sind nicht durchsichtig genug. Das Vorhanden-
sein solcher „Bindungen" und die Möglichkeit neuer gesetzlicher 
„Bindungen'.' sind kaum je ernstlich bestritten worden. Sie be-
sagen: Das Eigentum deckt nur das, was ihm die konkrete Rechts-
ordnung von vornherein zuerkennt, hinter der stets die durch die 
Rechtssetzung verbindlich werdende Sozialauffassung der öffent-
lichen Meinung mit ihren wechselnd messenden Zuweisungsge-
sichtspunkten steht. Das Eigentumsrecht ist für die konkreten 
Eigentümer-Sach-Beziehungen erst mit Festlegung von „Inhalt 
und Schranken" durch die (allgemeinen) Gesetze konstituiert47). 

Über die Abgrenzung der Eigentumsbindung durch Gesetze, 
deren Möglichkeiten jetzt Art. 19 GG. absteckt, von der Ent-

") Eine Einordnung des Sonderfalles der Besteuerung ist für die Behand-
lung des Themas nicht notwendig; auch wird nicht geprüft, ob ein „Staats-
notrecht" weitere Eingriffe rechtfertigen könnte. 

w) Was sich beispielhaft darin zeigt, daß selbst eine introvertierte Sachen-
rechtsdogmatik älteren Stils das „Vollrecht" nur durch eine begrenzte 
Figur veranschaulichen kann (, aus der man dann die dinglichen Teilrechte 
als Segmente herausnimmt usw.). Ein unbegrenztes Recht ist ohnehin ein 
Widerspruch in sich. 

4?) Nur bei einem (unzulässigen) Ausgehen von der bürgerlich-rechtlichen 
Vorschrift des § 903 BGB. und einer rein buchstäblichen Interpretation 
dieser Bestimmung kann man zu der Auffassung gelangen, die „Eigentums-
beschränkungen" stünden dem Eigentumsrecht „entgegen". 

Bei GrUnhut (Stichwort „Enteignung", HdwbStW. 3. gänzl. umgearb. 
Aufl., 3. Bd., Jena 1909) sind die Eigentumsbindungen allerdings noch nach 
der Vorstellung zivilistischer Schikaneverbote die durch ein Veto des Staates 
gegenüber dem Eigentümer, der nach dem Satz „qui iure utitur neminem 
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eigming habe ich nicht zu handeln48), jedoch noch zu bemerken, 
daß zu den gesetzlichen Eigentumsbindungen a minore auch die 
verfassungsgesetzlichen des GG. selbst gehören, die durch Art. 1 5 
normiert sind. Das Entsprechende hatte für Art. 153/156 WeimRV. 
mit voll genügender Schärfe erst Ernst Rudolf H u b e r am späten 
Abend des kurzen Lebenstages der WeimRV. festgestellt4·). Das 
Privateigentum an den in Art. 1 5 enumerativ aufgezählten „ver-
gesellschaftungsfähigen" Objekten wird durch das GG. selbst in 
„einer besonderen Form des allgemeinen ,sozialen Vorbehalts"' 
im Sinne des Sozialstaatsgebots neu konstituiert60). Diese (ent-
schädigungslose) Eigentumsbindung, die in aller Regel den freien 
Verkehrswert der betroffenen Gegenstände erheblich mindern 
dürfte, da man sich von seiten des Gesetzgebers der nach Art. 1 5 
zugelassenen Uberführungsgesetze zu versehen hat, — sie kann 
praktisch einem Veräußerungsverbot gleichkommen — ist So-
zialisierung, und zwar die erste rechtliche Phase eines weiter-

laedit" handelt, durchgesetzten Gebrauchsmodifikationen als Äquivalent 
ausgleichender sozialer Gerechtigkeit, alào Billigkeitsbeschränkungen des 
strengen Rechts. Sie sind noch längere Zeit nachher oit als dem „an sieb 
vorhandenen" Eigentumsrecht aufliegende „Legalservituten" bezeichnet 
worden. Bei L a y e r lag jedoch die Beschränkung schon im Objekt bzw. im 
Recht selbst und wurde nicht mehr von außen hineingetragen (a. a. O. 
S. 42 f. : „ . . . eine Eigenschaft [bzw. . . . eine Modifikation des (prinzipiell 
unbeschränkt gedachten[!]) Rechtes] . . . ein dauernder Zustand . 1 .")· 
Unter der WeimRV., deren Art. 153 die Eigentumsgarantie nicht als Frei-
heitsrecht im liberalen Sinne wiedergab, sondern insbesondere durch seinen 
Abs. 2 (wie allgemein der ganze 5. Abschn. des 2. Hauptteils) zum Ausdruck 
brachte, daß der Eigentumsbegriff der RV. auf gebundenen Eigentums-
vorstellungen aufbaute, ist auch nicht mehr versucht worden, das Eigentum 
„prinzipiell unbeschränkt" zu denken (wie Mart in Wolff a. a. O. S. 7ff. 
restfrei dargetan hat). 

Der von „Inhalt und Schranken" handelnde Wortlaut veranlaßte freilich 
einen neuen Versuch der Differenzierung (so nicht befriedigend Scheicher 
a. a. O. S. 208Í.' — anders als die dort zitierten Autoren); danach waren 
gesetzliche „Inhaltsbestimmungen" des Eigentums die Festlegungen der 
rechtlichen Herrschaft des Eigentümers nach dem objektiven Privatrecht 
(Hinweis auf §§ 903 ff. BGB.), „Schranken" die Grenzen der Ausübung dieser 
Herrschaft, also die alten Gebrauchsmodifikationen unter starkem Ver-
blassen ihres äquitablen Charakters. Dieser Versuch, der wegen Art. 14 
Abs. ι Satz 2 GG. heute wiederholt werden könnte, verkennt die Tatsache, 
daß die Bestimmung von Inhalt und Schranken des Eigentums die Fest-
legung der Größe Eigentum und die Frage nach den sog. Eigentum»· 
bindungen nur das Messen dieser Größe ist. 

Unbestrittenermaßen lösen Eigentumsbindungen in keinem Fall eise Ent-
schädigung aus, soweit nicht der Gesetzgeber ausnahmsweise und ausdrück-
lich aus Billigkeitserwägungen der umgekehrten Richtung eine solche zu-
erkennt. 

**) Hinweis auf Leits. 3, 6 u. 7 des Berichts. 
4*) E r n s t Rudolf Huber , Bedeutungswandel der Grundrechte, AöR. 60 

(1933), S. i f f . , 42ff., insbesondere 43 Anm. 80a. 
50) Insoweit kann man in jedem Fall von einer „konstitutiven Wirkung" 

des Art. 15 sprechen (Hinw. auf Leits. .13 des Berichts). 
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zuführenden Sozialisierungsvorgangs. Seine zweite ist bei Erlaß 
des Überführungsgesetzes nach Art. 15 die Überführung usw. Diese 
ist nicht Enteignung; aber sie enthält in der ersten Alternative 
des Art. 15 („Überführung in Gemeineigenüim") eine Sozial-
entwährung. 

Die Einführung des Ausdrucks „Sozialentwährung" bedarf einer 
sie rechtfertigenden Erläuterung. 

Lorenz v. Stein hat in seiner großangelegten Entwährungs-
lehre versucht*1), Enteignung und Grundentlastung, d.h. die 
rechtsreformatorische Herstellung der sozialen Freiheit des Grund-
eigentums mit allen dadurch involvierten Aufhebungen, Ablösun-
gen und Umbildungen ganzer Klassen von überalterten Privat-
und öffentlichen Rechten zwecks Liquidierung ständestaatlicher 
Restbestände, die schon Roesler in ihrem tieferen Zusammen-
hang richtig als Neubildung des öffentlichen Rechts angesehen 
hat"), unter dem einheitlichen Gesichtspunkt einer oberbegriff-
lichen ,,Entwährung" zusammenzufassen. Das ist, wie bereits 
kurze Zeit später unbestritten war83), wegen der durchgreifenden 
Verschiedenheit der respektiven Eigentumseingriffe nicht angän-
gig. Fast alles, was die Kritik an Stein zur Klärung dieses Unter-
schiedes herausgearbeitet hat, was ζ. B. L a y e r an Enteignung und 
Grundentlastung exemplifiziert hat, behält seinen Wert auch heute 
für den Vergleich von Enteignung und rechtsaufhebendem So-
zialisierungseingriff in das Eigentum. Will man den entscheiden-
den Unterschied im Akzent der Eingriffe zum Ausdruck bringen, 
so dürfte man die hergebrachte Enteignung als Verwaltungsent-
eignimg, den Sozialisierungseingriff als Sozialenteignung bezeich-
nen. Nur um von vornherein ein erneutes Fragen nach einem zu-
sammenfassenden Enteignungsbegriff auszuschlieQen, behalte ich 
für die erste den Ausdruck „Enteignung" bei und nenne die zweite 
,, Sozialen!Währung' '. 

Der Unterschied von Enteignung und Sozialentwährung er-
hellt im einzelnen durch die folgende Gegenüberstellung, in die 
zur Verdeutlichung z.T. auch die Konfiskation einbezogen wird: 

Jede Enteignung ist in ganz entschiedener Weise von ihrer kon-
kreten Zweckbestimmung erfüllt. Mag dies Merkmal für eine Unter-
scheidung von Enteignung und Eigentumsbindung vielleicht auch 
nicht weiter förderlich sein**), so sehr dient es einer scharfen Ab-
grenzung der Enteignung von der Sozialentwährung. Sowohl die 

«) L. Stein, Verwaltungslehre T. VII, Stuttgart 1868, S. 293ff. 
'*) Hermann Roesler , Lehrbuch des Deutschen Verwaltungsrechts, 

I. Bd. Das sociale Verwaltungsrecht, 1. Abteilung, Erlangen 1872, S. 365. 
**) Roesler a. a. O. S. 366; Woldemar v. Rohland, Zur Theorie und 

Praxis des Deutschen Enteignungsrechts, Leipzig 1875, S. 2 f.; Lay er a.a.O. 
S. 29Ü., insbesondere 30 Anm. 1. 

M) Hinw. auf Leite. 6 des Berichts. 
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förmlichen Enteignungen, sei es durch Gesetz, sei es durch Ver-
waltungsakt auf Grund eines Gesetzes, als auch, wofern man wei-
teren Enteignungsvorstellungen anhängt, die sonstigen „sich als 
Enteignung darstellenden" staatlichen Maßnahmen dienen der 
Güterbeschaffung für konkrete Vorhaben des öffentlichen Wohles 
oder sonstwie der Begünstigung oder Ermöglichung solcher Vor-
haben — es können durchaus solche der Linderung sozialer Not 
sein —, deren sich der hier typisch verwaltungsstaatlich auftretende 
Staat fördernd annimmt oder die er selbst durchführt. Es kann 
aus Gründen der Vereinfachung also für die beabsichtigte Gegen-
überstellung offen bleiben, ob etwa die zeitlich beschränkte In-
anspruchnahme beweglicher Sachgüter quoad usum nach Requi-
sitions- und Leistungsgesetzen oder die Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen Privater für öffentliche Verwaltungsäufgaben 
solche Güterbeschaífungen und damit Enteignungen sind"). 
Schließlich mag auch etwa ein Bauverbot zwecks Erhaltung von 
Baumbeständen6*) Enteignung sein. In jedem Fall ist der charak-
teristische Zweck der Enteignung — in deren Begriff freilich mir 
die Aufhebung von Rechten liegt67) — der positive der Ermög-
lichung oder weiteren Förderung eines konkreten") Verwaltungs-
vorhabens. 

Der Eingriff der Sozialentwährung — in ihrem Begriff liegt 
ebenfalls nur die Aufhebung von Rechten —, wie er z. B. in der 
gesetzlichen ,,Überführung in Gemeineigentum" nach Art. 15 GG. 
enthalten ist, dient nicht einzelnen konkreten positiven Verwal-
tungsvorhaben, sondern steht nach dem Willen des sich hier vor 
allem sozialstaatlich gebarenden Staates im Dienste der sozialen 
Gerechtigkeit und des sozialen gerechten Ausgleichs®·). Nur des-
wegen und nur unter dem Bezugspunkt der sozialen Gerechtigkeit 
wird dem „Wohl der Allgemeinheit" gedient, während bei der 
Enteignung die Erwägungen materieller Nützlichkeit ohne diese 
Bezugnahme tragend sind. 

" ) Für die ersteren verneinend Werner Weber a. a. O. S. 402; für die 
letzteren ebenso Hans Peter Ipsen, Gesetzliche Indienstnahme Privater 
für Verwaltungeaufgaben, in: Um Recht und Gerechtigkeit, Festgabe fttr 
Erich Kaufmann, Stuttgart u. Köln 1950, S. 141 ff., 155 ff· 

M) Scheicher a.a.O. S. 224. 
M) Im Sinne Scheichers a. a. O. S. 224, 225 Anm. 41. 
" ) ,,. . . ein bestimmtes öffentliches Unternehmen oder gemeinnütziges 

Vorhaben . . . " (Schelcher a. a. O. S. 227). 
**) Mit dieser Gegenüberstellung soll, wie noch einmal betont sei, nicht 

ein Gegensatz von Verwaltungsstaat und Sozialstaat behauptet werden. 
Jeder Sozialstaat muß Verwaltungsstaat sein, um Sozialstaat sein zu können. 
Es kommt mir auf den Akzent der staatlichen Tätigkeit an. Bei der Ver-
waltungsenteignung zum Zwecke der Linderung sozialer Not gibt der Staat 
dem letztlich Begünstigten ein Almosen (aus fremder Tasche), ohne daß es 
darauf ankommt, ob dem Empfänger damit sein auf die soziale Gerechtigkeit 
bezogenes Recht wird. 
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Bei der Enteignung wird die Entprivatisierung der Güter auch 
von seiten des enteignendëh oder das Enteignungsrecht verleihen-
den Staates sozusagen mit dem Ausdruck des Bedauerns für den 
Betroffenen um des Verwaltungsvorhabens willen gesehen, weil 
eine freie vertragliche Regelung vom Betroffenen abgelehnt wurde 
öder würde oder aus anderen Gründen praktisch nicht durchzu-
führen wäre. 

Bei der Sozialentwährung kommt es auf die Entprivatisierung 
des Vermögens des Betroffenen entscheidend an, weil der Privat-
charakter des Vermögens für aktuell oder potentiell sozialschädlich 
gehalten Wird. Gegenüber dieser iiegatorischen Zweckbestimmung 
der Soziäientwährüng sind die positiven Zweckaspekte allgemeiner 
Art (neiië Impulse für die Volkswirtschaft, Hebtíñg des Lebens-
standards breiter Schichten u. ä.) höchstens vdft zweitrangiger 
Bedeutung und solche besonderer Art (Erhöhung der Rentabilität 
in einem bestimmten Wirtschaftszweig ü. ä.) nahezu belanglos 
(diesbezügliche Erwartungen werden übrigens bekanntlich nach 
den bisher vorliegenden Erfahrungen regelmäßig enttäuscht40). 

Damit rückt die Sozialentwährung in eifie — gegen W e b e r — 
doch sehr große Nähe zur Konfiskation — auch diese ist begriff-
lich nur Aufhebung von Rechten —, die außerdem einen betonten 
punitiven Charakter hat. Die Sozialèntwâhrung nimmt insofern, 
wie auch in anderen Beziehungen, eine Mittelstellung zwischen 
der Enteignung und der Konfiskation ein, von deren drei Anwen-
dungsfällen (krimiiialstrafrechtliche Konfiskation, ordnungs(straf)-
rechtliche Konfiskation, Konfiskation der politischen Verfemung) 
das GGi die beideñ ersten fraglos zugelassen und die letzte, abge-
sehen von Art. 18'1), fraglos nicht zugelassen hat. 

Wir erkennen so die Enteignung als Rechtsaufhebung mit der 
positiven Zweckrichtung unmittelbarer Ermöglichung konkreter 
Verwaltungsvorhaben durch Zuführung von Werten zur Förde-
rung des allgemeinen Wohles, die Sozialentwährung als Rechts-
aufhebung mit der negativen Zweckrichtung der Beseitigung oder 
Verhütung sozialschädlicher Rechtsau£übung unter Erhaltung der 
betroffenen Werte durch Rechtspositivierung von Geboten sozialer 
Gerechtigkeit, was u. U. erst mittelbar eine (wohlverstandene) 
Förderung des allgemeinen Wohles bewirkt, und die Konfiskation 
als Rechtsaufhebung zur Vergeltung rechtswidrigen Verhaltens 
und zur Verhinderung solchen Verhaltens fernerhin, bei der Be-

··) Allein die Zahlen aus dem ersten Wirtschaftsjahr der sozialisierten 
und verstaatlichten französischen Industrie dürften für einen National-
ölconomen erschütternd sein (vgl. die Angaben bei Henry P. de Vr ies 
u. B e r t h o l d H. H o e n i g e r , Post-Liberation Nationalizations in France, 
in: Columbia Law Review 5α (1950), S. 629ff., 649ff.). 

•1) Aber Hinw. auf Leits. 8 des Berichts wegen der Zuständigkeit. — 
Eine Ausnahmebestimmung ist auch Art. 139. 
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griff und Zweck nahezu in eins fallen und das Schicksal der er· 
faßten Werte nicht interessiert. 

Eine Mittelstellung nimmt die Sozialentwährung auch bezüg-
lich der Entschädigungsregelung ein, wie aus dem bisher Gesagten 
folgen muß. Das Vermögen des „mit dem Ausdruck des Bedau-
erns" Enteigneten genießt den vollen Schutz der vorhandenen 
Rechtsordnung. Sie kompensiert für den bei grundsätzlich nicht 
erschütterter Ruhelage der eigentumsrechtlichen Verhältnisse er-
folgenden Eingriff durch Gewährung voller bzw. angemessener 
Entschädigung. Das Vermögen des von der Konfiskation Betrof-
fenen ist nicht geschützt; er befindet sich vor der vorhandenen 
Rechtsordnimg gegenüber dem bei grundsätzlich nicht erschütter-
ter Ruhelage der eigentumsrechtlichen Verhältnisse erfolgenden 
Eingriff im Unrecht und erhält keine Entschädigung ·*). Der So-
zialentwährte war bis zur Vornahme des Eingriffs von der vor-
handenen Rechtsordnung geschützt; durch den Eingriff, der 
gleichzeitig die Eigentumsverfassung grundsätzlich ändert — 
Privateigentum alter Art an den überführten Objekten wird nicht 
mehr entstehen können·3) —, gerät er der werdenden Ordnung 
gegenüber in einen Unrechtszustand. Wenn ihm gleichwohl kraft 
positiver Vorschrift eine Entschädigung zuerkannt wird, so des-
wegen, weil die Schutzwürdigkeit seines Vermögens und die Ruhe-
lage der Eigentumsverfassung erst mit dem Eingriff — oder, wenn 
Sie wollen, erst eine juristische Sekunde vor dem Eingriff — auf-
gehört haben. Eine solche Entschädigung trägt demgemäß noto-
rischen Biîligkeitscharakter. 

Wenn die östlichen Staaten die Eigentümer von Produktions-
mitteln (im Sinne der sozialistischen Parteidoktrinen) entschädi-
gungslos expropriiert haben, so entspricht das dem Umstand, daß 
das dortige Rechtsbild von einem extremen progressiven „wissen-
schaftlichen" Sozialismus geprägt ist, für den der positive Un-
rechtszustand der betroffenen Vermögen bereits vor dem Eingriff 
erreicht ist. Dort geht die Sozialentwährung notwendig in der 
Konfiskation auf84); und diese stellt kein Rechtsinstitut mehr dar^ 

*') Auch wer gegen den ungeschriebenen Rechtssatz verstößt, sich selbst 
so zu verhalten bzw. seine Sachen in einem solchen Zustand zu halten, d&ß 
daraus keine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung erwächst, 
befindet sich dem polizeilichen Eingriff gegenüber in einem Unrechtszustand. 
Der rechtmäßige polizeiliche Eingriff in das Privateigentum ist im Regelfall 
eine ordnungs(straf)rechtliche Konfiskation. 

*') Alte Enteignungsgesetze sahen vielfach sogar vor, daß der Enteignete 
nach Erledigung des Verwaltungsvorhabens sein nicht mehr benötigtes 
Eigentum zu Vorzugsbedingungen zurückerwerben konnte. Der Gedanke, 
daß ein Sozialentwährter sein früheres Eigentum in altes Recht zurück-
kaufen könnte, wäre absurd. 

" ) Als allgemeine „abrogation of private property" (Andrei Y . 
V y s h i n s k y , The Law of the Sovjet State, übersetzt v. Hugh W. Babb, 
mit einer Einf. v. John N. Hazard, New York 1948, S. 75). 
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sondern ist, eine Unterscheidung von strafenden und politisch ver-
femenden Zügen nicht mehr zulassend, Teil der revolutionären 
Zäsur in der gesamten staatlichen Rechtsordnung. Nur aus der 
Brechung der. neuen Rechtsvorstellungen an dem überkommenen 
begrifflichen und terminologischen Bestand erklärt sich der viel-
fach zu Mißdeutungen Anlaß gebende sprachliche Ausdruck, den 
solche revolutionären Konfiskationen oft finden. Im Westen sucht 
man das rechtsstaatliche Gewissen bei politischen Konfiskationen 
auf dürftiger rechtlicher Grundlage bisweilen durch naive Fehl-
benennungen zu beschwichtigen·'). — 

Aus der obigen Gegenüberstellung folgt, daß die Sozialentwäh-
rung im Gegensatz zur Enteignung kein Rechtsinstitut, sondern, 
wie die Grundentlastung es war, eine Rechtsreform ist. Die unter 
die Enteignung fallenden Tatbestände können beliebig wieder-
kehren. Der Staat bedient sich der Enteignung ad hoc. Deshalb 
liegt ihr Schwerpunkt auch — trotz Zulässigkeit der Legalenteig-
nung··) — im Individualakt. 

Die Sozialentwährung hat eine einmalige Aufgabe; sie erfüllt die 
Mission der Sozialisierung. Das GG. läßt ausdrücklich, wie es der 
Sache ansteht, für die Sozialentwährung nach Art. 15 nur den 
Gesetzesweg zu. Und es muß verlangt werden, daß diese Gesetze 
nicht nur einen Tei l der Unternehmen eines bestimmten Industrie-
zweiges erfassen. 

VI. 

Sozialentwährung ist die in der Überführung nach der ersten 
Alternative des Art. 15 GG. enthaltene Rechtsaufhebung·7). Aber 
auch die Überführung nach der Alternative zwei kann eine Sozial-
entwährung enthalten. Das wäre ζ. B. der Fall, wenn ein Gesetz 
über das wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer 
(,,eine andere Form der Gemeinwirtschaft") diesen die Majori-
sierung der Eigentümer und Kapitaleigner bei den Verwaltungs-
entscheidungen in-den Aufsichtsräten und Vorständen ermög-

M) Mit aller Schärfe verwahrt sich Marcel Waline, Traité Elémentaire 
de Droit Administratif, 6. Aufl. Paris (1951). S. 3 1 5 ! (Fall der Verstaat-
lichung der „Usines Renault"), gegen eine solche Bemäntelung „d'une con-
fiscation de caractère pénal ou pseudo-pénal, ou pour un motif exclusivement 
politique (prévenir une agitation ouvrière menaçante)", der eine rein fiskali-
sche Verstaatlichung ohne Schaffung eines „service public" folgte. 

··) Hans Peters , Lehrbuch der Verwaltung, Berlin-Göttingen-Heidel-
berg 1949· S. 176: , , . . . durch formelle Gesetze". 

·») Nur den Gesamtvorgang der Überführung (Rechtsaufhebung plus 
Begründung neuer „Gemeineigentumsrechte") wird man füglich als „soziale 
Umschichtung" (Werner Weber a. a. O. S. 402) bezeichnen dürfen. 
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lichte·8). Das Bundesgesetz v. 21. 5 . 1 9 5 1 " ) tut das durch die Ein-
führung des „elften Mannes" a limine wohl noch nicht70). 

Handelt es sich bei der Einführung des Mitbestimmungsrechts 
eindeutig um Sozialisierung, so werden Gesetze zur „Boden-
reform" genauestens daraufhin zu untersuchen sein, ob und in-
wieweit sie wirklich Reform-, d. h. Sozialisierungsgesetze, und 
damit ihre rechtsaufhebenden Eigentumseingriffe Sozialentwäh-
rungen sind. Hier werden oft allgemeiner Vergesellschaftungs-
zweck und konkrete Verwaltungszwecke der Flurbereinigung, der 
Beschaffung von Bau- oder Siedlungsland, der Bevölkerungs-
wanderungs- und -berufslenkung u. a. m. miteinander im Ge-
menge liegen. Überwiegen diese Verwaltungszwecke — das wird 
meistens der Fall sein —, so sind die rechtsaufhebenden Eigen-
tumseingriffe Enteignung. 

Die Unterscheidung ist wichtig für die Bemessung der Ent-
schädigung, worauf ich sogleich eingehen werde. 

Doch zuvor noch ein Wort zur „Entflechtung" und zu sonstigen 
Maßnahmen der Verhütung oder Beseitigung „übermäßiger wirt-
schaftlicher Machtkonzentration". Sie sind, wenn man von ge-
wissen außenpolitischen Beeinflussungen und von den besatzungs-
rechtlichen Vorbehalten einmal absieht, als rechtspositivierende 
Billigkeitsformen nach der sozialen Gerechtigkeit geradezu Mo-
delle von Sozialisierung. Nur wenn das GG. eine verfassungs-
kräftige positive Gesamtentscheidung für eine bestimmte Wirt-
schaftsverfassung, nämlich die der freien oder modulierten Wett-
bewerbswirtschaft, getroffen hätte — was nicht der Fall ist71) —, 
würden diese Eingriffe das Privateigentum nicht tangierenT*). 

ee) Die Verwaltungsbefugnis gehört zum Eigentumsrecht. Ihre Be-
schränkung ist Rechtsaufhebung; ob mehr oder minder umfangreich, ist 
gleichgültig. Daher m. E. im Ausgangspunkt verfehlt H a n s K o r s c h , Mit-
bestimmung und Eigentum, Köln 1951 (Referat vor dem Verein für Wirt-
schaftsrecht am Ii . 7. 1951). 

··) BGBl. I S. 347. 
, 0) Vgl. auch U.M.: Wirtschaftliches Mitbestimmungsrecht und Ent-

eignung, AöR. 77 (1951). S. 366ff. 
71) So überzeugend gegen Böhm und die Freiburger Schule H e r b e r t 

K r ü g e r , Grundgesetz und Kartellgesetzgebung, Göttingen 1950, nach 
grundlegenden Ausführungen S. lof. 

" ) In der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika ist eine solche 
Gesamtentscheidung offenbar erreicht (in den common law-Ländern wird 
auch das Verfassungsrecht durch die verbindlichen gerichtlichen Prä· 
zedentien weitergebildet; und ihnen folgt auch das moderne kodifizierende 
Antl-Trust-Gesetzesrecht). Der Unterschied zum deutschen Recht wird ver-
kannt von Joseph Kaskel l u. Rudolf B. Schlesinger, Monopole — 
Trusts — Kartelle in Amerika und Deutschland, Hann.-Münden 1951, 
S. 23, 59. Das individualistische Rechtsdenken der Amerikaner ist noch 
undoktrinär genug, um ohne Rechtsreform eine Selbstkorrektur der Rechts-
ordnung zu ermöglichen, bevor die „dialektische Anti-These" Wirklichkeit 
wird. 
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Heben diese Maßnahmen Eigentumsrechte auf, was bei aktiven 
(Nur-)Entflechtungen der Fall sein wird, so sind sie Sozialent-
währung: Hier erschöpft sich also der Sozialisierungsvorgang in 
der Sozialentwährung. Die Maßnahmen unterfallen aber nicht, 
jedenfalls nicht unmittelbar, dem Art. 15, der sich nur über So-
zialentwährungen verhält, die mit der Überführung usw. verbun-
den sind, und für diese doch vorschreibt, daß Eingriff und Über-
führung durch ein Gesetz uno actu vorzunehmen sind. Die Zu-
lässigkeit von Entflechtungsmaßnahmen ist vielleicht nicht ganz 
über jeden Zweifel erhaben. Auf Art. 14 kann sich der Eingriff 
jedenfalls nicht stützen (fehlt es doch übrigens schon an einem 
konkreten öffentlichen Verwaltungsvorhaben). Sie kann m. E. nur 
unmittelbar aus dem Sozialstaatsgebot und der Sozialpflichtig-
keit des Eigentums, deren Anwendungsfall der Art. 15 ist, her-
geleitet werden. Für die Fragen der Entschädigung, des Rechts-
weges im Streitfall und der Form der Entwährung (nur durch Ge-
setz, nicht auf Grund eines Gesetzes!) ist Art. 15, nicht Art. 14, 
entsprechend heranzuziehen. Nach S c h e i c h e r , der die „expro-
priative Sozialisierung" nach Art. 156 Abs. 1 WeimVR. richtig 
als eine auf besonderer Verfassungsvorschrift beruhende Ausdeh-
nung der „ V o r s c h r i f t e n für die Enteignung" (nicht: der Ent-
eignung!) ansah73), wären solche Maßnahmen unter der WeimRV. 
wohl nicht zulässig gewesen. Will man über die in Art. 15 GG. 
ausdrücklich zugelassenen Sozialentwährungen nicht hinausgehen, 
so muß man die Zulässigkeit von eigentumsrechtsaufhebenden 
Entflechtungsmaßnahmen überhaupt verneinen: mit Art. 14 GG., 
mit der Verwaltungsenteignung, haben sie nichts zu tun. 

VII. 

Das GG. hat dem durch Sozialentwährung Betroffenen mittels 
der Verweisung auf Art. 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 eine Entschädi-
gung zuerkannt, die ich schon oben als Billigkeitsausgleich charak-
terisiert hatte, und ihm wegen der Höhe der Entschädigung im 
Streitfall den Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten eröffnet. 
Nichts zwingt jedoch dazu, wegen einer gesetzestechnischen Ver-
weisung, wie sie übrigens in den neuen deutschen Landesverfas-
sungen bei den entsprechenden Vorschriften nicht zu finden ist74), 
auch den Maßstab für die Angemessenheit der Entwährungsent-
schädigung einer besseren Erkenntnis zuwider dem Vorgang der 

") S c h e i c h e r a. a. O. S. 227; widerspruchsvoll aber schon Λαοί. 43 das. 
M) Vgl. Art. 159/160 der Verf. d. Freistaates Bayern vom 2. 12. 1946, 

Art. 8/28 der Verf. f. Württemberg-Baden vom 28. 11. 1946 (hier jedoch 
bei Art. 28 eine Trübung des Sozialisierungsgedankens durch rein ver-
waltungsstaatliche Erwägungen), Art. 45/39ff. der Verf. d. Landes Hessen 
vom I I . 12. 1946, Art. 15/98 der Verf. f. Württemberg-Hohenzollem vom. 
18. 7.1947, Art. 60/61 der Verf. f. Rheinland-Pfalz vom 18. 5. 1947. 
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Enteignungsentschädigung des Art. 14 zu entnehmen. Die Mate-
rialien des GG. und die darin zum Ausdruck kommenden Inten-
tionen mancher Mitglieder des PR. können es sicher nicht75). 

Entscheidend für die Bemessung der Entwährungsentschädigung 
muß ihr Billigkeitscharakter sein, der Umstand, daß die Verfas-
sung, die das Sozialisierungsgesetz zuläßt (und vielleicht sogar 
für den Fall, daß überhaupt eine eigentumsrechtliche Neuordnung 
an den Objekten des Art. 15 vorgenommen wird, vorschreibt), 
welches rechtsreformierend einer großen Bewegung des Billig-
keitspendels folgt, auch noch dessen sofortigem Rückschwingen 
ein wenig nachgeben will. Unter Berücksichtigung dessen wird die 
vorgeschriebene „gerechte Abwägung der Interessen der Allge-
meinheit und der Beteiligten", um gleich mit dürren Worten das 
im Ergebnis praktisch Wichtige zu sagen, dazu führen, daß die 
Entschädigung oft, wenn nicht regelmäßig, geringer sein wird, als 
sie sein würde, wenn dieselben Rechte durch eine Enteignunug 
aufgehoben worden wären. Bei der Abwägung der Interessen -
für die Enteignungsentschädigung geht es darum, dem voll schutz-
würdigen Enteigneten ein Äquivalent, d. h. einen vollen Wertersatz 
zu verschaffen, soweit nicht die Interessen der Allgemeinheit ein 
Weniger erfordern, während bei der Interessenabwägung für die 
Entwährungsentschädigung die · Ausgangs Vorstellung gleichwer-
tiger Entschädigung entfällt : Gerechtes Subtrahieren vom vollen 
Wertersatz auf der einen, gerechtes Addieren zum Nichts auf der 
andern Seite! Daß eine Sozialisierung nach Art. 15 erst bei einem 
Abgehen von den Entschädigungsmaßstäben des Art. 14 ohne einen 
Ruin der Staatsfinanzen möglich wird, wäre natürlich, für sich 
allein genommen, kein Grund, einen andern Maßstab zu nehmen. 

Die Feststellung der praktischen Undurchführbarkeit von Ge-
setzen nach Art. 15, -die Sozialentwährungen mit sich bringen, 
wegen finanzieller Insuffizienz des Staates gegenwärtig und auf 
absehbare Zeit, wenn die Entschädigung nach den Maßstäben der 
Enteignungsentschädigung bemessen werden müßte, ist übrigens 
zu elementar, als daß sie von denjenigen, die für eine Gleichstellung 
der beiden Entschädigungen eintreten, nicht hätte getroffen wer-
den müssen. Es wäre der gemeinsamen deutschen Sache dien-
licher, wenn diejenigen, die den Erlaß von Sozialisierungsgesetzen 
nicht wünschen, die letztlich doch nur gesetzgebungspolitischen 
(und damit freilich auch zwangsläufig allgemeinpolitischen) Ziele 
ihrer Argumentationen offen zu Tage treten ließen. — Autoren, 
die der WeimRV. nicht sonderlich freundlich gesonnen waren, 
haben deren Grundrechtsteil mehrfach ein „interfraktionelles Par-

" ) Dankbar darf man die erfrischende Bemerkung W a l t e r J e l l i n e k s , 
Die Verwaltungsgerichtsbarkeit, Referat, Verhandlungen des 38. Deutschen 
Juristentages, Tübingen 1951, Teil D S. 3, über diese Auslegungsmethode 
verzeichnen. 

Veröffentlichungen der StaaUrechtslehrer, Heft 10 10 
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teiprogramm" oder noch ätzender eine „Plakatsäule der Weimarer 
Koalition"?·) genannt. Das Wort vom ,,Verständigungsfrieden", 
der ,,bürgerliches, sozialistisches, katholisch-naturrechtliches Ge-
dankengut" nebeneinander gestellt habe77), wird der Ehrlichkeit 
des Kompromißwillens der Weimarer Nationalversammlung sicher 
mehr gerecht ; wir dürfen es auch auf die Grundrechte des GG. an-
wenden. In einem aber hat das Wort von der „Plakatsäule" recht, 
und auf diese Schwäche soll das gebrauchte Bild ja gerade mit 
infamer Pointiertheit hinweisen: Zu einer Einheit nach einer ge-
meinsamen politischen Ideologie waren die Grundrechte von Wei-
mar — und sind die Grundrechte von Bonn — nicht verschmolzen 
worden. Will man bei Art. 15, der einzigen Bestimmung des GG., 
die der sozialstaatlichen Dynamik unmittelbar Raum geben kann, 
nach dem „Plakat" sehen, so muß man feststellen, daß seine 
Grundfarbe ein eindeutiges Rot ist78). Daran kann man post festum 
nichts dadurch ändern, daß man es durch eine schwarze, blaue 
oder gelbe Brille betrachtet. 

Aber Art. 15 zwingt den Gesetzgeber ja nicht zum Tätigwerden. 
Ob von den mit dieser Bestimmung gegebenen Sozialisierungs-
möglichkeiten Gebrauch gemacht wird, ist auf der politischen 
Ebene auszutragen. Dort wird auch der, der vom Neuen Europa 
„Patriotismus" verlangt, wie er früher von den Nationalstaaten 
verlangt wurde, die Bedenken vortragen dürfen, die vor genau 
100 Jahren Donoso Cortés in seiner berühmten Rede über Europa 
gegen den Sozialismus angemeldet hat"). 

Und hier drängt sich eine weitere verfassungsrechtliche Erwä-
gung auf: Ich glaube nicht, daß mit Art. 15 eine Ermächtigung 
von unbegrenzter Dauer erteilt ist. Die Sozialisierungen, die Art. 15 
im Auge hat, die Überführung usw. von Grundstoffindustrien, 
Naturschätzen, Grund und Boden, sind ein vehementer Span-
nungsausgleich quasi-revolutionärer Art. Zum Beleg dessen darf 
etwa auf das Beispiel Frankreichs verwiesen werden, das den 
Großteil der wichtigsten Maßnahmen dieser Art in der revolutions-
ähnlichen Periode zwischen der Befreiung von der deutschen Be-

' ·) W i e a c k e r a. a. O. S. 45. 
" ) Rudolf Smend, Die Verfassung des Deutschen Reiches, Berlin 1929, 

S. X X I I I . 
7·) Die katholische Soziallehre hat ζ. B. in jüngster Zeit eindeutig gegen 

die „Vergesellschaftung der Produktionsmittel" Stellung genommen (Hans 
Hirschmann, S. J . Jenseits von Kommunismus und Sozialismus, Fest-
vortrag zur 60-Jahr-Feier der Enzyklika „Rerum Novarum" im Rathaus 
Berlin-Schöneberg am 15. 5. 1951, ungedr.); das gilt jedoch mit gewissen 
Einschränkungen: ,,. . . hay casoa especiales en que la socialización es 
licita y es oportuna" (F. Rodriguez, Aspectos sociales de la nacionalisación, 
RAP, a. a. O. S. i73ff., 187 Anm. 38, nach den Kommentierungen des 
„Osservatore Romano" zu „Quadragesimo anno"; dort auch zahlreiche 
weitere Belege). 

' · ) Donoso Cortés, Obras Completas II, Madrid 1946, S. 3iof. 
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satzungsmacht und dem Erlaß der Verfassung der Vierten Re-
publik hinter sich gebracht hat. Einer v e r f a s s u n g s r e c h t l i c h e n 
Ermächtigung zu solchen Maßnahmen dürfte in besonders hohem 
Maße die Eigenschaft innewohnen, bei Nichtbenutzung in ver-
hältnismäßig kurzer Zeit obsolet zu werden. Ich kann das nur an-
deuten und nicht wagen, mit konkreten Maßen aufzuwarten. Je-
denfalls halte ich, falls die Kräfte sich überlegen durchsetzen soll-
ten, die u. a. heute die Sozialentwährung auf das Prokrustesbett 
der Enteignimg spannen, in dieser Beziehung einen Selbstverzehr 
der Ermächtigung nach relativ kurzer Frist für möglich. Ob die 
Abdrängung eines Gewitters eine gescheite politische Wetter-
macherei ist, steht allerdings wieder auf dem politischen Blatt. 
Der Gesetzgeber jedenfalls muß sich entweder zum Handeln ent-
schließen und sich dabei darüber klar sein, daß seine Entschei-
dungen nicht rückgängig gemacht werden können·0) ; oder er han-
delt nicht; dann muß er damit rechnen, daß er vielleicht später 
nicht mehr handeln kann oder mit solchen Gesetzes verfassungs-
widrig handeln würde, was ihm u. U. die Stelle zu bescheinigen 
hätte, die sich ohnehin wegen ihrer politisch weittragenden Rechts-
entscheidungen in einer denkbar prekären Lage befindet. 

Ein positiv-verfassungsrechtliches Sozialisierungsgebot oder 
selbst eine wahrscheinlich bedingt gebietende Gestattung, wie die 
des Art. 15 GG,. kann also ein Danaergeschenk für ein politisch 
nicht reifes Staatsvolk sein. Und da sind es gerade die beiden 
Nationen mit der erregtesten jüngsten politischen und Verfassungs-
geschichte in Europa, die sich auf diesen Weg begeben : Deutsch-
land und Italien81). 

*°) Die Engländer haben für ihre Sozialisierungen das Wort von den zu 
Rührei zerschlagenen Eiern gefunden, denen die alte Form nicht zurück-
gegeben werden kann. 

u ) Teil I, Titel III, insbes. Art. 43 ff. der VU. (wie aus den Materialien 
hervorgeht, u. a. nach dem Vorbild von Weimar; vgl. ζ. B. Paolo Emilio 
T a v i a n i , Il diritto di proprietà, Bericht, in: La nuova costituzione italiana, 
Rom o. J.. S. 133«·)· 

IO* 



Leitsätze des Mitberichterstatters 
über Enteignung und Sozialisierung 

1. „Enteignung" und ,,Sozialisierung" sind inkommensurabel. 

2. Die ,,Enteignung" ist ein einigermaßen scharf umreißbares 
Rechtsinstitut·, „Sozialisierung" ist kein Rechtsbegriff·, „So-
zialisierung" sind alle bewußten und gewollten Entsprechungen 
auf den Anruf der ,,Sozialifikation". 

3. ,,Sozialifikation" ist die Umwandlung des Arbeitsprozesses in 
etwas Unpersönliches mit ihren Auswirkungen auf die tatsäch-
liche Sozialstruktur ; sie ist ein historisch gegebener Vorgang. 

4. Staatsrechtlich greifbar sind nur die vom hoheitlich handelnden 
Staat durchgeführten Sozialisierungen. 

5. Staatliche Sozialisierungsmaßnahmen stehen vorab im Dienst 
sozialer Gerechtigkeit·, sie sind von den Eingriffen des nur ver-
waltungs- und wohlfahrtsstaatlich auftretenden Staates in die 
Individualsphäre auch zum Zweck der Bestimmung ihrer Rechts-
natur zu unterscheiden. 

6. Unter dem GG. sind Einwirkungen der Staatsgewalt auf private 
Eigentumsrechte als 
a) „Eigentumsbindungen" (Inhaltsbestimmung des Eigentums) 
oder als 
b) „Expropriationen" (Aufhebung von Eigentumsrechten) 
statthaft. — 

„Expropriationen" treten als 
a) „Enteignung", 
b) „Sozialentwährung" oder 
c) „Konfiskation" 
in Erscheinung. — 

Sozialisierungseingriffe in das Privateigentum sind entweder 
„Eigentumsbindungen" oder „Sozialentwährungen"; sie sind 
nicht „Enteignung". 

7. Die „Überführung in Gemeineigentum" (Art. 75 GG.) enthält eine 
„Sozialentwährung" ; die „Überführung in andere Formen der 
Gemeinwirtschaft" kann eine „Sozialentwährung" enthalten; auch 
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„Sozialentwährungen", die nicht mit „Überführung" usw. nach 
Art. 15 verbunden sind, sind statthaft (?) und nach Art. 15 zu 
behandeln. 

8. Die Enteignungsentschädigung ist eine Entschädigung strengen 
Rechts ; die vorgeschriebene Interessenabwägung hat vom Gedanken 
des Wertersatzes auszugehen. Die Sozialentwährungsentschädi-
gung hat Billigkeitscharakter; bei der Interessenabwägung für 
ihre Bemessung entfällt der Ausgangspunkt des Äquivalenz-
Postulats. 

ç. ,,Sozialentwährungen" sind als Sozialisierungsmaßnahmen quasi-
revolutionärer Art. Verfassungsermächtigungen zur Vornahme von 
Sozialisierungen durch den Staat können bei Nichtbenutzung ob-
solet werden (Ì). 



Enteignung und Sozialisierung 
3. A u s s p r a c h e 

v. Mangoldt-Kiel: Weil ich auch hier wieder als Mitglied des 
Parlamentarischen Rates angesprochen worden bin, darf ich viel-
leicht das Wort zu ein paar Ergänzungen nehmen. Ich darf zu-
nächst sagen, daß wahrscheinlich alle Mitglieder des Grundsatz-
ausschusses den Ausführungen der beiden Referate mit größtem 
Interesse gelauscht hätten. Denn alle die Fragen, die wir damals 
sehr eingehend erörterten, sind hier wieder aufgetaucht. Und ich 
darf weiter sagen : wir sind uns damals vollkommen klar darüber 
gewesen, daß die beiden Artikel die Auslegung vor viele schwie-
rige Aufgaben stellen würden. Alle Ausschußmitglieder hätten 
daher sicher mit Freude diesen wegweisenden Ausführungen hier 
zugehört. Ich selbst kann von mir nur sagen, daß ich von ihnen 
reichen Gewinn gehabt habe. Nun habe ich schon eben zugegeben, 
daß wir selbst bei Abfassung der Art. 14 und 15 uns vollkommen 
klar waren, daß wir alle die Fragen, die jetzt auftauchen, damals 
gar nicht lösen konnten. Ich darf ferner zu der Frage, die Herr 
Ridder an mich gestellt hat, sagen, daß ich im Moment darauf 
nicht antworten kann, weil ich die Materialien nicht hier habe. 
Vielleicht bin ich auch nicht fleißig genug gewesen, indem ich nicht 
vor der Tagung zu Hause noch die ganzen Protokolle durch-
gesehen habe. Ich muß daher manches aus dem Gedächtnis vor-
tragen, das allerdings nach drei Jahren da und dort trügen könnte. 
Indes gibt es bestimmte Dinge, die mir sicher im Gedächtnis ge-
blieben sind und mit denen ich vielleicht hier doch etwas bei-
tragen kann. 

Zunächst einmal ist ganz sicher, daß Art. 15, das möchte ich 
Herrn Kollegen Ipsen gegenüber sagen, ein Kompromiß ist. Wir 
waren uns völlig klar darüber, daß die beiden Art. 14 und 15 ihrer 
Struktur nach in den Grundrechtskatalog nicht recht paßten, in 
etwa, weil schon Art. 14 in die Wirtschaftsordnung hinüberführt, 
die ja eigentlich von dem Gesetzgeber nicht behandelt werden 
sollte. Hier haben historische Reminiszenzen eine Rolle gespielt, 
aus denen heraus man geglaubt hat, auf die Eigentumsgewähr-
leistung nicht verzichten zu dürfen. Art. 15 andererseits ist rein 
politisch bedingt. Er bedeutet seiner ganzen Form nach ein Kom-
promiß zwischen den beiden großen Parteien, die hier zu einer 
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Einigung gelangen mußten. Ich bin auch der Auffassung von 
Herrn Ipsen, einer Auffassung, die wohl auch in den Verhandlun-
gen des Pari. Rates zum Ausdruck gekommen ist, daß der Art. 15 
für den Bereich des Grundgesetzes eine Legalisierung der Soziali-
sierung bedeutet. 

Nun zu einer anderen Frage : Es ist schon häufig gesagt worden, 
und etwas Ähnliches ist auch hier aufgetaucht, nämlich der Vor-
wurf — vielleicht darf ich einmal so sagen —, daß der Pari. Rat 
zu wenig auf die Fragen eingegangen sei, die eigentlich im Hinter-
grund gestanden hätten. Herr Ipsen hat etwa angeführt, daß eine 
Auseinandersetzung mit der Frage der wohlerworbenen Rechte 
fehle, und dann auf die schwierigen Fragen hingewiesen, die sich 
aus der Gegensätzlichkeit zu Art. 139 GG. ergeben. Ich darf dazu 
nur auf den Zwang der damaligen Situation hinweisen, die einfach 
den Art. 139 forderte mit allen seinen Eingriffen in die Grund-
rechte, über die wir uns vollkommen klar waren. Nun sehe ich, 
das muß ich ganz offen sagen, bei den Kritikern des Grundgesetzes 
doch aber eine gewisse Inkonsequenz in ihrer Haltung. Einmal 
wird immer wieder die Forderung in den Vordergrund gestellt, 
daß das Grundgesetz nur ein Provisorium hätte sein dürfen. An-
dererseits hätte es alle jene Frageji beantworten sollen. Mag das 
Grundgesetz aus dem auch von mir bedauerten Perfektionismus 
an vielen Stellen allzusehr in die Einzelheiten gegangen sein, so 
sollte doch bei seiner Beurteilung immer davon ausgegangen wer-
den, daß es praktisch nur ein Provisorium sein konnte und daß 
die große Zahl der Fragen, die heute gerade zu den Art. 14 und 15 
auftauchen, vom Parlamentarischen Rat nicht einmal in etwa 
angegriffen werden konnten. Vieler dieser Fragen sind wir uns 
bewußt gewesen. Wir haben uns aber gesagt, man müsse sich hier 
bescheiden. Wer einmal verfolgt, welche Schwierigkeiten diese 
Fragen heute dem Bundestag machen, wie viele der von Herrn 
Ipsen angeschnittenen Fragen heute noch der Erledigung harren, 
der wird einsehen, daß es unter dem ständig herrschenden Zeit-
drange kaum möglich war, weiter zu kommen. 

Ein paar kurze Worte ferner zum Eigentumsbegriff des Grund-
gesetzes : Meiner Erinnerung nach trifft es durchaus die im Pari. 
Rat herrschenden Auffassungen, wenn Ipsen ausgeführt hat, daß 
der Eigentumsbegriff hier ein anderer sein muß als der des Art. 153 
WRV. Ich glaube, auch auf gewisse Vorgänge verweisen zu können, 
die hier aufklärend wirken können, nämlich die Diskussionen um 
die Formulierung des Art. 2. Für Art. 2 hatte der Allgemeine Re-
daktionsausschuß Formulierungen gewählt, die in etwa den extrem 
liberalen Vorschriften des Eigentumsparagraphen des BGB, des 
§ 903, entsprachen. Diese wurden aber rundweg abgelehnt. Daraus 
ergibt sich dann, daß die Auffassungen des Pari. Rates vom Eigen-
tum durchaus andere waren. Nun ist hier gestern davon die Rede 
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gewesen, daß der Gesetzgeber des GG. sich in einer Gedanken-
welt bewegt habe, daß dem GG. Auffassungen zugrundelägen, 
die etwa denen der Zeit des Jahres 1830 entsprächen. Ich muß 
eigentlich sagen, daß ich derartige Behauptungen für die wissen-
schaftliche Diskussion um das GG. kaum für sehr förderlich halten 
kann. Denn schließlich waren die Mitglieder des Parlamentarischen 
Rates — ich will ganz von mir absehen — doch Menschen, die 
mitten im Leben ihrer Zeit standen und von denen man nicht 
kurzum sagen kann, daß sie sich ganz in der Geisteswelt der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts befunden hätten. Das kann im übrigen 
auch deshalb nicht zutreffen, weil viele von den Mitgliedern des 
Ausschusses, der hier in erster Linie beteiligt war, nicht Juristen 
waren und daher die juristischen Finessen gar nicht übersehen 
konnten, aber sehr wohl ein Urteil über die Fragen der Zeit und 
über die Probleme um das Eigentum hatten. 

Des weiteren darf ich die folgende Frage anschneiden — die 
Reihenfolge mag vielleicht nicht ganz geschickt sein —: Herr 
Ipsen hat die Frage aufgeworfen, ob das von ihm als Junctim-
Klausel bezeichnete Entschädigungsjunctim des Art. 14 nur eine 
redaktionelle Änderung oder Einfügung sei ; ob der Parlamentari-
sche Rat wirklich übersehen habe, was er damit festlegte, ob das 
also wirklich so beabsichtigt war. Aus meiner Erinnerung darf ich 
dazu sagen, daß diese Frage, diese Verbindung, von Anfang an 
eine sehr starke Rolle gespielt hat. Ich glaube, mich da auch nicht 
in meiner Erinnerung zu täuschen ; denn ganz ähnliche Grundsätze 
wie die, die sich hier niedergelegt finden, tauchen ja auch in Art. 19 
Abs. ι auf. Das spricht stark dafür, daß sich diese Klausel sèhon 
von Anfang an in Art. 14 vorfand. 

Ganz kurz eingegangen werden muß hier auch auf die viel-
umstrittene Behauptung, daß die Entschädigung nach dem letzten 
Satz des Abs. 3 des Art. 14 von einer nur nominellen bis zur vollen 
Entschädigung reichen könne. Ich darf dazu sagen, daß der Be-
griff der nominellen Entschädigung, das muß ich gestehen, hier 
vielleicht unglücklich gewählt ist. Meiner Erinnerung nach ist 
dabei allerdings an Fälle gedacht worden, bei denen — wie bei 
manchem spekulativen Eigentumserwerb — der Erwerber selbst 
nur einen sehr geringen Vermögenseinsatz gemacht hat, bei denen 
er also bei einer späteren Enteignung, schon aus der sozialen Ge-
staltung des GG. heraus, mit dem Verkehrswert überentschädigt 
wäre. In der damaligen Zeit ist uns aber nicht klar geworden, daß 
wir mit der Verwendung der Bezeichnung „nominelle Entschä-
digung" etwas zum Ausdruck brachten, was wir eigentlich nicht 
sagen wollten. Jedenfalls kann nach der ganzen sonstigen Ge-
staltung des GG. nicht die Rede davon sein, daß hier eine Rege-
lung getroffen werden sollte, die es ermöglichte, den Betroffenen, 
einfach ohne Röcksicht auf die ganzen Umstände des Falles voll-
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kommen entschädigungslos zu enteignen, also zu konfiszieren. 
Das war sicher nicht die Absicht des Gesetzgebers. Ich darf an 
dieser Stelle vielleicht auch folgendes bemerken: Wenn in meinem 
Kommentar zu dieser Frage Ausführungen aus dem Bericht über-
nommen worden sind, den ich für das Plenum des Pari. Rates zu 
erstatten hatte, so bitte ich .doch die Schwierigkeiten zu berücksich-
tigen, die für einen Kommentator gegeben sind, der in der gesetzge-
benden Versammlung neutraler Berichterstatter zu sein hatte und 
nun zu seinem eigenen Bericht kritisch' Stellung nehmen muß. Ich 
will Ihnen verraten, daß ich das an anderen Stellen meines Kom-
mentars bereits getan habe. Das ist dann aber leider dem Schrift-
tum nicht aufgegangen, das sich zum Teil noch auf meinen Be-
richt stützt, obwohl ich inzwischen bereits von dessen Auffassun-
gen abrückte. 

Noch zu einem letzten Punkt, nämlich zu den Fragen des Art. 15· 
Die eigentlichen Fragen tauchen hier meiner Meinung nach erst 
bei den Worten „Überführung in Formen der Gemeinwirtschaft"; 
und nicht bei den Worten „Überführung in Gemeineigentum" aüf. 
Das war auch die Auffassung des Pari. Rates. Das ermöglicht es 
mir, deutlich zum Ausdruck zu bringen : Wir waren uns wohl be-
wußt, was es mit der Ergänzung durch die erstere Formel auf 
sich hatte. Sie geht zurück· auf einen Brief des damaligen 
Abgeordneten im Parlamentarischen Rat, Dr. Lehr, — auch da 
bitte ich zu entschuldigen, wenn ich mich auf mein Gedächtnis 
verlassen muß — , der eine Anregung nach dieser Richtung aus 
den Kreisen der Industriellen bekommen hatte, die bei der Ge-
samtentwicklung sehr großes Gewicht darauf legten, daß nicht 
nur die Überführung in Gemeineigentum stehen blieb, sondern 
vor allem die Überführung in die Gemeinwirtschaft hineingenom-
men wurde. Das geschah aber erst zu einem ziemlich späten Zeit-
punkt, zu dem wir uns nicht sehr viel davon versprachen, die 
Diskussion über diesen Artikel noch einmal aufzunehmen und 
damit noch einmal alle Fragen aufzurollen. Daher die vom Herrn 
Erstreferenten gerügten Unstimmigkeiten. Das wird vielleicht 
zur Klärung beitragen. 

Scheuner-Bonn: Die beiden schönen Referate, die wir heute 
gehört haben, ergänzen sich trefflich. Sie haben es verstanden, 
den Gegenstand von verschiedenen Ausgangspunkten her zu er-
hellen, sich aber doch in vielen Ergebnissen zu begegnen. Gegen-
über so abgewogenen Gedankengebäuden ist Einzelkritik schwie-
rig. Ich will dennoch eine Stellungnahme zu einzelnen Thesen 
versuchen. 

Zunächst eine methodische Vorbemerkung. Jede Diskussion 
über das Problem Enteignung und Sozialisierung muß — das hat 
Herr Ridder dankenswerterweise gezeigt — von der geistigen 
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und soziologischen Situation der Gegenwart ausgehen. Herr Ipsen 
hat uns in die soziologischen Feststellungen, die seinen Ausfüh-
rungen zu Grunde liegen, nicht hineinblicken lassen. Aber selbst-
verständlich geht auch er von solchen Überlegungen aus. Zwei 
Gegebenheiten werden dabei vor allem wesentlich sein : Die Schwie-
rigkeiten in der Erfassung des Enteignungsbegriffes hängen zu-
sammen in der Veränderung der Kategorien des Eigentums, die 
längst ihre klassische Gestalt aufgegeben haben. Darüber hinaus 
mußte die tiefe soziale Umgestaltung der letzten 50 Jahre auch 
den Enteignungsbegriff in ihre Bewegung einbeziehen. Das Eigen-
tum ist heute vielfach nur mehr eine Funktion anderer rechtlicher 
Zusammenhänge. Es kann, ζ. B. in der Frage der Bildung indu-
striellen Eigentums, nur mehr von den Grenzen der Besteuerung 
her erfaßt werden. Das große Eigentum aber, wie ich die Herr-
schaft über die wirtschaftlichen und sozialen Machtstellungen 
nennen möchte, ist inlmer ein Teil der gesamtpolitischen Ordnung 
gewesen und wird von dieser mitgeformt. Am Problem des Mit-
bestimmungsrechts kann man die Auflösung des scharfumrisse-
nen Eigentumsbegriffs des 19. Jahrhunderts deutlich studieren. 
In jener umfassenden Inhaltsbestimmung des Eigentums als 
absoluten Verfügungsrechts lag das Recht zur Direktion eines 
Betriebes natürlich einbegriffen. Wenn wir dagegen heute die 
Einräumung der Mitbestimmung nicht als eine Enteignung, son-
dern als eine neue, soziale Definition des Eigentumsinhalts sehen, 
so kann man überhaupt nur von einem gewandelten Eigentums-
begriff her zu dieser Lösung kommen. 

Herr Ipsen hat die Methoden der Verfassungsauslegung mit 
einer — nur manchmal etwas Schwindel hervorrufenden — Mei-
sterschaft gehandhabt. Ganz gehe ich mit ihm einig, wenn er die 
Idee des Sozialstaats, des sozialen Rechtsstaats, ernst nimmt. 
Art. 20 und 28 GG» betonen diesen Gedanken an so maßgebender 
Stelle, daß er in der Tat als fundamentaler Auslegungsgrundsatz 
für das ganze Grundgesetz Anerkennimg verdient. Damit stehen 
wir freilich vor der Notwendigkeit, das soziale und das rechts-
staatliche Moment, Gleichheit und Freiheit zu versöhnen, wobei 
der Akzent heute mehr auf der Gleichheit und dem sozialen Be-
streben liegt, als auf den liberalen Gedanken. 

Was den Begriff der Enteignung anlangt, so wird seine Er-
örterung immer noch von dem Aufsatz bestimmt, den Carl Schmitt 
1929 zugunsten des klassischen Enteignungsbegriffs veröffentlicht 
hat; sein Einfluß ist auch bei Werner Weber und Ernst Forsthoff, 
denen beiden wir grundsätzlich neuere Stellungnahmen verdan-
ken, noch spürbar. Ich bin darüber erfreut, daß Herr Ipsen trotz-
dem den modernen weiteren Enteignungsbegriff mit der Mög-
lichkeit der Legalenteignung akzeptiert hat. Die Forderung einer 
Rückkehr zum alten engeren Enteignungsbegriff verkennt, daß 
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unser heutiger Staat in weitem Umfang die Enteignung unmittel-
bar durch Gesetz vollzieht. Dem muß die Verfassung dadurch 
begegnen, daß sie auch für den Gesetzgeber bindend den Ent-
eignungsbegriff, und eben einen weiteren Begriff, festlegt. 

Schwieriger ist die Frage der Abgrenzung zwischen sozialer 
Eigentumsbindung und Enteignung. Hier kann ich gewisse Be-
denken nicht verhehlen. Herr Ipsen hat die Bestimmung von 
Inhalt und Grenzen des Eigentums im wesentlichen dem Er-
messen des Gesetzgebers überantwortet. Er hat dabei die Ein-
maligkeit dieser Ermächtigung des Gesetzgebers zur eigentlichen 
Inhaltsbestimmung eines Grundrechts in Art. 14 betont. Aber 
auch in Art. 12 finden wir den Satz: ,,Die Berufsausübung kann 
durch Gesetz geregelt werden." Auch hier liegt dennoch eine Bin-
dung des Ermessems vor, die nicht übersehen werden darf. Aus 
dem Institut des Eigentums und seiner Anerkennung heraus fol-
gen bestimmte Bindungen des Gesetzgebers, die es zu beachten gilt. 

Zu eng ist der Begriff der Konfiskation bei Herrn Ipsen, wäh-
rend ich hier mit Herrn Ridder einig gehe. Konfiskation ist nichts 
anderes als entschädigungslose Enteignung. So wird auch der Be-
griff im Völkerrecht verstanden. Von ihm sondern sich klar ab die 
strafweisen und präventiven Maßnahmen der Einziehung und Ver-
wirkung wie sie Art. 18 und 139 GG. gegen den politischen Gegner 
zulassen. Beide Bestimmungen sieht man daher in einer rechts-
staatlichen Verfassimg nicht ganz ohne Bedenken. 

Die Frage der Enteignungsentschädigung hat Herr Ipsen mehr 
mit leichter Hand behandelt, obwohl sie eine Kernfrage darstellt. 
Hier erheben sich eine Reihe von Fragen. Ist der Maßstab der 
Entschädigung in Art. 14 GG. der gleiche wie in der Weimarer 
Verfassung ? 

E s scheint, als ob Art. 14 die Möglichkeit eröffnet, zu einer 
leichten Differenzierung gegenüber dem früheren Maßstab zu ge-
langen, nicht aber eine prinzipielle Abwendung von der angemes-
senen Entschädigung zu vollziehen. Eine andere Frage beschäf-
tigt mich in diesem Zusammenhang. Die Entschädigung erfolgt 
in Geld. Darf die Entrichtung dieser Entschädigung auf lange 
Frist hinaus geschoben werden? Bei der heutigen Struktur des 
Währungsrechts gibt es keine volle Entschädigung in Geld. Der 
Staat hat die Herrschaft über die Währung und bei langdauernden 
Verpflichtungen damit auch über seine Verbindlichkeiten. Er kann 
mit der einen Hand währungspolitisch wegnehmen, was er mit der 
anderen nominell verspricht. Dadurch besteht aber die Gefahr 
einer Herabdrückung der Entschädigung auf einen formalen Be-
trag. In den meisten heutigen Staaten besteht untér sozialen 
Gesichtspunkten eine leicht inflatorische Tendenz. Damit wird 
nicht nur die Sicherheit jedes in Geld ausgedrückten Vermögens 
wertes auf die Länge aufgelöst, auch jede Entschädigung, deren 
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Zahlung auf lange Frist hinausgeschoben wird, wird dadurch mög-
licherweise zu einem nur partiellen oder gar bloß formalen Aus-
gleich. Wenn beispielsweise der Entwurf zum hessischen Aus-
führungsgesetz zur Sozialisierung eine Abfindung durch Hergabe 
von Schuldverschreibungen mit langjähriger Laufzeit vorsieht, so 
kann die Entschädigung nur mehr als formelle bezeichnet werden. 
Auch muß man sich fragen, ob die 25% des Eigentums, die dem 
Eigentümer verbleiben sollen, nicht eher ein nicht gezahlter Ent-
schädigungsanteil sind, als eine echte Mitbeteiligung am Eigen-
tum, die eine wirkliche Mitbestimmung nicht mehr gewährt. 

In der Frage der Sozialisierung stimme ich Herrn Ridder bei, 
daß Definitionen hier nicht möglich sind. Zweifelhaft ist mir der 
Versuch von Herrn Ipsen, bei der Sozialisierung solche Fälle zu 
unterscheiden, die entschädigungspflichtig sind und solche, die es 
nicht sind. Ich würde es vorziehen, den Begriff der Sozialisierung 
auf entschädigungspflichtige Eingriffe zu beschränken und andere 
Vorgänge als soziale Eigentumsbindimg anzusehen, also in Art. 15 
die gleiche Grenzlinie zu ziehen wie in Art. 14. Die entschädigungs-
losen „anderen Formen der Gemeinwirtschaft" wollen mir nicht 
recht einleuchten. Die Frage sollte man noch einmal durchdenken. 
Für die Entschädigung bei der Sozialisierung liegt ein Grund-
irrtum in der Annahme, daß Gewährung angemessener Entschä-
digung die Sozialisierung wirtschaftlich unmöglich mache. Man 
übersehe doch nicht, daß etwa bei großen Gesellschaften nur das 
Aktienkapital entschädigt wird, das bei der üblichen Bildung von 
stillen Reserven und der steuerlich erzwungenen Dividenden-
beschränkung den wirklichen Realwerten nicht entspricht. Die 
Frage hängt mit der weiteren Entscheidung zusammen, ob wir 
Herrn Ridder folgen wollen, der sagt: ,,Sozialisierung ist Sozial-
entwährung, nimmt im Grunde nicht mehr als sozial tragbar 
empfindendes Eigentum fort", oder ob wir — und das ist meine 
Ansicht —· die Lösung von Herrn Ipsen vorziehen, der aus Art. 15 
den Gedanken einer Diskriminierung des erfaßten Eigentums ver-
bannt. Zum Schluß: Vergessen wir nicht, die Frage des großen 
Eigentums hängt stets mit der politischen Ordnung zusammen. 
Der Feudalismus des Mittelalters war eine Funktion des Staats-
rechts, nicht nur des Privatrechts. In der Auffassung der Gegen-
wart ist gegenüber anderen Vorstellungen des 19. Jahrhunderts 
das große Eigentum wieder — das zeigen die Institutionen der 
Sozialisierung und des Mitbestimmungsrechts — in den politischen 
Kreis hineingezogen. 

Flume-Göttingen: Wenn „Grund und Boden, Naturschätze 
und Produktionsmittel" voll sozialisiert würden, so hätten wir 
zweifellos eine ganz andere „Verfassung", als wir sie jetzt haben. 
Damit wäre die Privatrechtsordnung weitgehend aufgehoben, was 
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auch eine völlige Änderung unserer politischen Existenz bedeuten 
würde. Wir würden in einer anderen „Verfassung" leben. Dieser 
grundsätzliche Umsturz der Verfassung soll nun durch ein ein-
faches Gesetz, und zwar nicht nur durch ein einfaches Bundes-
gesetz, sondern sogar durch ein einfaches Landesgesetz herbei-
geführt werden können. Wäre das richtig, so bestände nach dem 
Grundgesetz die groteske Situation, daß alle möglichen Ordnungs-
bestimmungen, Kompetenzverteilungen usw. unter Verfassungs-
schutz gestellt wären, daß aber die grundsätzliche Gestaltung 
unserer Rechtsordnung des verfassungsmäßigen Schutzes ent-
behren würde. Dem ist jedoch nicht so. Die Entschädigungsbe-
stimmung des Art. 15 GG. ist die verfassungsmäßige Garantie des 
privaten Vermögensrechts und unserer an diesem orientierten 
derzeitigen Rechtsordnung. Wegen des Entschädigungszwanges ist 
es unmöglich, unsere am privaten Vermögensrecht orientierte 
Rechtsordnung ohne Verletzung der Verfassung umzustürzen. Es 
verstößt gegen die Verfassung, wenn man durch einen Abbau der 
Entschädigungsbestimmung die Garantie des privaten Vermögens-
rechts aushöhlen und damit den Umsturz unserer Rechtsordnung 
ermöglichen will. 

Man versucht den Umsturz auf zwei Wegen : einmal, indem man 
die Entschädigung des Art. 15 GG. devalutiert, und ferner, indem 
man Sozialisierungseingriffe, durch welche die Substanz des pri-
vaten Vermögensrechts mehr oder weniger beseitigt wird, ohne 
daß das private Vermögensrecht formell weggenommen wird — 
und die Technik der modernen Gesetzgebimg gewährt bei der 
unterstellten, nicht mehr an der Rechtsidee orientierten Allmacht 
des Gesetzgebers scheinbar unbegrenzte Möglichkeiten — als über-
haupt nicht entschädigungspflichtig hinstellt. 

Beide Wege verstoßen gegen das Gesetz, weil das Gesetz im 
Grundsätzlichen negiert wird. 

In den Referaten ist der Kontakt der Sozialisierungsfrage mit 
dem Bekenntnis der Verfassung zum Sozialstaat und sozialen 
Rechtsstaat hergestellt worden, als ob die Sozialisierung mit die-
sem Bekenntnis identisch oder seine notwendige Folge sei. Davon 
kann aber keine Rede sein. Es ist noch sehr die Frage — und die 
Erfahrungen sprechen dagegen —, ob ein sozialisierter Staat auch 
ein Sozialstaat und erst recht ein sozialer Rechtsstaat ist. Es ist 
dann aber unzulässig, in einer rechtlichen Argumentation den 
positiven Affekt, der mit dem Begriff des „Sozialen" verbunden 
ist, für die Bestrebungen nach einer Durchführung der Sozialisierung 
auszunutzen. Es wird damit ein ethischer Wert usurpiert, um 
Zwecke zu erreichen, die mit diesem ethischen Wert nichts zu tun 
haben oder nichts zu tun zu haben brauchen, ja ihm sogar strikt zu-
wider sein können. 
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Rai ser-Göttingen: Ich bin wie Herr Flume Privatrechtler, 
kann aber seinen von der Romanistik und dem Liberalismus be-
stimmten Standpunkt nicht teilen. Wir stehen vor der Schwierig-
keit, daß das Grundgesetz die hier diskutierten Fragen nicht zu 
Ende gedacht hat und daß darum in der Verfassung selbst Wider-
sprüche klaffen. Als Juristen haben wir die Aufgabe, damit fertig 
zu werden. Herr Ipsen hat versucht, das Problem mit Hilfe einer 
exegetischen Feinarbeit zu lösen, die brillant war, aber in mir doch 
Schwindelgefühle erregt hat. 

Der Sachverhalt ist dqch der: Die Verfassung hat in ihrem 
Grundrechtsteil in fast reaktionär zu nennender Weise den Ge-
danken der Freiheit des Einzelnen herausgestellt und sich um die 
Sicherung dieser individuellen Freiheitssphäre bemüht. In diesen 
Zusammenhang gehört auch die traditionelle Eigentumsgarantie 
des Art. 14. Unmittelbar daneben steht aber der Act. 15, der aus 
einer ganz anderen geistigen Welt kommt. Was ist hier vor sich 
gegangen? Lassen wir einmal den Wortlaut der beiden Bestim-
mungen beiseite und denken wir an die politische Situation, in 
der sie entstanden sind, und an die Erlebnisse der Männer, die sie 
gemacht haben. Da war auf der einen Seite die Parole der Freiheit : 
los von der Diktatur und den Schikanen der totalitären Systeme, 
auch los von dem Bild des Ostens! Aber gleichzeitig war man sich 
mehr oder weniger klar bewußt, daß man durch die schwierigen 
Zeiten nicht durchkommen werde, wenn man nicht die Möglich-
keit zu einer sozialeren Gestaltung der Wirtschaftsordnung min-
destens offen hält. Daher die Kompromißlösung, neben den Art. 14 
den Art. 15 zu stellen, dem ja auch die CDU zugestimmt hat. 
Daher andererseits die lockere Fassung des Art. 15 und, im Gegen-
satz zum Osten, das Verbot der entschädigungslosen Enteignung. 
Dabei liegt es ja nicht so, wie Herr Flume es in allzu starker Ver-
einfachung sieht, als sei Sozialisierung nur in der östlichen Form 
der Vollsozialisierung mit totaler Wirtschaftsplanung möglich. 
Diese Form sollte allerdings wohl durch das Nebeneinander der 
Art. 14 und 15 ausgeschlossen werden. Aber wir wissen doch heute, 
daß man, wie das in England und Frankreich geschehen ist, auf 
einzelnen Gebieten sozialisieren kann, ohne deshalb die ganze 
Wirtschaftsverfassimg umzugestalten. 

Die beiden Bestimmungen entstammen also verschiedenen gei-
stigen Welten und dürfen nur mit großer Vorsicht dogmatisch 
auf einen Nenner gebracht werden. Trotzdem möchte auch ich 
einen Schritt zum Versuch einer Harmonisierung machen. Ich 
gehe dabei davon aus, daß Eigentum je nach der Wirtschafts- und 
Sozialverfassung, in die es hineingestellt ist, etwas ganz verschie-
denes bedeutet. Nim hat sich das Grundgesetz auf keine bestimmte 
Wirtschafts- und Sozialverfassung festlegen wollen. Ich lasse dahin-
gestellt, ob das richtig war, und wieweit das überhaupt gelungen 
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ist. Herr Krüger hat, wenn ich ihn richtig verstanden habe, kürz-
lich in seiner Schrift zur Kartellfrage sogar behauptet, das Grund-
gesetz habe sich auf das System des Laissez-faire festgelegt. Das 
halte ich für unrichtig. Vielmehr hat das Gesetz in dieser Frage 
einen weiten Spielraum für verschiedene Möglichkeiten lassen 
wollen und gelassen. Dem sollte auch die Auslegung Rechnung 
tragen und nicht mehr Bindungen in das Gesetz hineintragen, als 
notwendig ist. Man sollte seinen provisorischen Charakter stärker 
betonen, wie das schon Herr v. Mangoldt vorgeschlagen hat. Dies 
vorausgeschickt wird man vielleicht sagen können: Die Eigen-
tumsgarantie des Art. 14 gilt der Verteidigung des politisch unge-
fährlichen, ja höchst erwünschten Eigentums in der Hand des 
einfachen Bürgers, dessen Unabhängigkeit damit gesichert wird. 
In diesem Rahmen hat die Garantie nach wie vor einen guten, 
politisch berechtigten Sinn. Eigentum kann aber auch eine andere,, 
aggressive Bedeutung haben, nämlich da, wo es ökonomische und 
dann auch politische Macht über Andere verschafft. Hier wird 
das Eigentum aus einer privaten zu einer öffentlichen Angelegen-
heit, und daraus folgt das in der Verfassung ermöglichte Recht 
des Staates, die Herrschaftsbefugnisse des Eigentümers stärker 
zu beschränken. Wer heute Produktionsmittel in ein Unternehmen 
hineinsteckt, muß sich darauf gefaßt machen, daß er über sie nur 
in den Grenzen verfügen kann, die heutzutage der Führung eines 
Unternehmens gesteckt sind, daß er diese Herrschaft also teilen 
muß, sei es mit dem Staat, der wirtschaftslenkende Maßnahmen 
ergreift, sei es mit politischen oder sonstigen Machtgruppen, die 
bei der Unternehmensführung mitzureden verlangen. Für solche 
Beschränkungen der Macht des Eigentümers schafft Art. 15 die 
Grundlage. Art. 14 gilt also,mehr dem Schutz des konsumtiven 
Eigentums und seiner defensiven Funktion; Art. 15 bezieht sich 
auf das Eigentum, das einen öffentlichen Charakter angenommen 
hat. Art. 15 ermöglicht Wirtschaftslenkungs- und Mitbestimmungs-
Maßnahmen. Darin stimme ich Herrn Ipsen zu. Das sind auch 
keine Enteignungsmaßnahmen, für die ein Anspruch auf Ent-
schädigung bestünde. 

Kaufmann-Bonn: Zunächst möchte ich Worte des Dankes 
sagen an die Herren Referenten und Korreferenten. Ich habe 
außerordentlich wertvolle Anregungen empfangen, ohne daß ich 
freilich mit den Problemen meinerseits fertig geworden bin. 

Es wird Sie vielleicht interessieren, daß die Fragen nicht nur, 
wie hier, auf der Ebene der nationalen Grundrechte eine Rolle 
spielen, sondern auch sehr lebhaft auf internationaler Ebene er-
örtert worden sind und erörtert werden. Da sind zunächst die 
Grundrechte des Europarates. Man hat sich in der konsultativen 
Versammlung des Europarates zunächst auf die klassischen Grund-
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rechte unter Ausschluß de. Eigentumsgarantie beschränken wollen, 
hat dann aber gesehen, daß das nicht recht geht, und daher beschlos-
sen, eine Zusatzkonvention zu schaffen, in die noch drei weitere 
Grundrechte aufgenommen werden sollten. Uns interessiert hier die 
Eigentumsfrage. Esist für die heutige Zeit bezeichnend, daß eine leb-
hafte Diskussion sogar über die Frage geführt worden ist, ob zur 
Eigentumsgarantie auch zumindest das Prinzip der Entschädigung 
gehört. Das ist sogar von einigen westeuropäischen Staaten abge-
lehnt worden. Dann hat man sich aber darauf besonnen, daß 
gerade auch dieseStaaten internationalrechtlich entschieden auf dem 
Schutz des Privateigentums bestehen und für Eingriffe in das 
Privateigentum Entschädigung verlangen. Wir brauchen nur an 
den britisch-persischen und den amerikanisch-mexikanischen öl-
konflikt zu denken ; auch die Franzosen haben in keiner Weise unter-
lassen, gegenüber den polnischen Nationalisierungen Ansprüche auf 
Entschädigung geltend zu machen. Den Versuch, der gemacht wurde, 
zwischen dem Innen- und Außen Verhältnis zu scheiden, kann man 
nicht mitmachen. Im Ergebnis hat man in der Redaktion eine Tür 
jedenfalls für internationale Entschädigung offengelassen, aber da 
nur, soweit die Entschädigungspflicht völkerrechtlich anerkannt ist. 

Sie wissen, daß außerdem die Probleme der Grundrechte auf 
dem Boden der Vereinigten Nationen diskutiert werden. Beim 
Eigentumsschutz hat man sich darauf beschränkt, zu sagen, 
daß das Eigentum nicht willkürlich entzogen werden dürfe. 
Offenbar hat man geglaubt, mit dem Wort „willkürlich" irgend-
wie auch das Entschädigungsprinzip anzuerkennen und zum Aus-
druck zu bringen, daß eine Enteignung nur im Interesse bestimm-
ter hoher Werte gerechtfertigt ist. 

Auch das Problem der Sozialisierung steht auf dem Boden des 
internationalen Rechts im Institut de Droit international zur 
Diskussion. Es liegt bereits ein Bericht von de LaPradelle vor. 
Offenbar macht de LaPradelle ähnliche Unterscheidungen wie 
unsere Referenten und Korreferenten, indem auch er von der klassi-
schen Enteignung die Fälle ausscheidet, in denen Massenenteig-
nungen zwecks Nationalisierung oder zwecks wirtschaftlicher und 
politischer Strukturänderungen beabsichtigt sind. 

Herr Scheuner hat mit Recht auf die Agrarreform in Rumä-
nien hingewiesen. Bei dieser Gelegenheit ist das Problem zum 
erstenmal aufgeworfen worden. Das ungarisch-rumänische Schieds-
gericht hat damals den Standpunkt vertreten, daß auch eine 
Bodenreform wie eine klassische Enteignung zu beurteilen sei und 
Anspruch auf volle Entschädigung gewähre. Der rumänische 
Richter hat sich daraufhin von Gericht zurückgezogen, und der 
Völkerbund wußte nicht, was er tun sollte, weil er sich in dieser 
delikaten Frage unsicher fühlte. Später ist es zu einem Kompromiß 
gekommen. 
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Ich habe noch ein paar Fragen: Bei dem preußischen Enteig-
nungsgesetz von 1908 handelte es sich um eine Bodenreform nicht 
aus sozialen Gesichtspunkten, sondern aus nationalpolitischen. 
Damals hat man sehr ernst darüber diskutiert, ob das mit der 
Verfassung vereinbar ist, obwohl es keine Instanz gab, der ein 
Nachprüfungsrecht zustand. Die erste Frage war : wie verhält sich 
das Gesetz zu Art. 4 der preußischen Verfassung über die Gleich-
heit vor dem Gesetz. Im Herrenhaus hat man außerdem die Frage 
nach der Vereinbarkeit mit Art. 9 über die Eigentumsgarantie 
gestellt, da es sich noch um eine Enteignung zugunsten eines 
bestimmten öffentlichen Unternehmens handelte, die Art. 9 allein 
im Auge habe. Ich frage mich : Wie würden wir heute die Frage 
einer Bodenreform beurteilen ? Sie wissen, daß das Reichssiedlungs-
gesetz auf dem Standpunkt einer Entschädigung stand, und, daß 
daran die Durchführung des Siedlungsgesetzes gescheitert ist. Eine 
weitere Frage : Wie ist es bei der Entflechtungsgesetzgebung, die 
eine ökonomisch-politische Strukturveränderung der deutschen 
Großindustrie im Auge hat ? Besteht hier ein Anspruch auf Ent-
schädigung im Sinne der Enteignungsentschädigung ? oder aber 
nur eine Entschädigung aus Billigkeitsgründen? Ich habe für 
diese Fragen keine Lösung. Ich will nur an einigen Beispielen 
zeigen, wie problematisch die Dinge sind; und ich weiß nicht, ob 
es eine zu starke Zumutung an die Referenten und Korreferenten 
bedeuten würde, wenn sie beim Schlußwort noch auf diese sehr 
delikaten Fragen eingehen könnten. 

v. Mangoldt-Kiel: Gestatten Sie mir nur einige kurze, er-
gänzende Worte zu dem bereits von mir Ausgeführten. Zunächst 
zu Herrn Raiser. Er hat mit Recht die Eigentumsgewähr des 
Art. 14 als ein im wesentlichen unter Gesichtspunkten der Frei-
heitssicherung eingefügtes Grundrecht bezeichnet. Nur bei dieser 
Schau paßte der Artikel in den Rahmen des Grundrechtsteils. 

Ferner darf ich — nachdem ich mir inzwischen wieder etwas 
klarer über die damaligen Vorgänge geworden bin — zu der Frage 
der „Überführung in die Gemeinwirtschaft" einiges Ergänzende 
sagen. Man hat dabei an Formen der Vergesellschaftung gedacht, 
bei denen auch öffentlich-rechtliche Körperschaften, wie die Ge-
meinden und Gemeinde ver bände und Private, an den vergesell-
schafteten Unternehmen beteiligt sein können. Dagegen ist — 
das darf ich Herrn Ipsen sagen — bei „Überführung in Gemein-
eigentum" an eine Beteiligung von Privaten nicht gedacht worden. 

Nun zu der wichtigen Frage, ob Art. 14 und Art. 15 als eine 
Einheit, d. h. Art. 15 als Unterfall des Art. 14, oder als zwei scharf 
von einander zu trennende Vorschriften zu behandeln sind, eine 
Frage, die auch hier stark im Vordergrund gestanden hat. Ich 
darf dazu vielleicht darauf hinweisen, daß vom Standpunkt des 
Veröffentlichungen der Staatsrechtilehrer, Heft xo II 



IÓ2 Aussprache 

Grundsatzausschusses aus, wie ich schon andeuten konnte, Art. 15 
in noch höherem Mafie als Art. 14 im Rahmen seiner Konzep-
tion des Grundrechtsteiles ein Fremdkörper war; umso mehr 
wird es verständlich sein, wenn der Freiheitsschutz in ihm in eini-
gen Klauseln eine betonte Sicherung erfahren hat..Die Gründe 
für die Einfügung dieses Artikels sind mir noch in lebhafter Er-
innerung. Veranlaßt wurde sie vor allem durch die Verhältnisse 
im Ruhrgebiet. Es ist für mich sehr eindrucksvoll gewesen, als be-
reits in den Vorberatungen der CDU in Düsseldorf (Einwurf 
Nawiasky: „Und in Herrenchiemsee") im Mai 1948 die Rede 
davon war, daß bei der Situation, die im Ruhrgebiet gegeben sei, 
es aus finanziellen Gründen gar nicht mehr möglich sein würde, 
daß die bisherigen Eigentümer ihre Werke wieder übernähmen. 
Unter diesem Eindruck hat damals auch die CDU an der Ver-
gesellschaftung im Grundgesetz nicht vorbeigehen zu können 
geglaubt. In das System des Grundrechtkataloges paßte der 
Artikel aber nicht recht hinein. Daher dann die aus der Idee des 
Freiheitsschutzes zu verstehende besondere Betonung der Ent-
schädigungsvorschriften. Es ist also hier der Versuch gemacht 
worden, eine nicht in das System passende Vorschrift doch irgend-
wie in dieses hineinzubauen. Damit wird im Grunde aber die von 
den beiden Herren Referenten vertretene Ansicht bestätigt, daß 
es sich bei Art. 14 und 15 um zwei selbständig nebeneinander 
stehende Vorschriften handelt. — Vielleicht trägt das zur Klä-
rung der ganzen Frage bei. 

Jellinek-Heidelberg: Zunächst einiges zu den Ausführungen 
von Herrn Ipsen. Das Wort,,Dulde und liquidiere!" stammt, wie 
ich wohl nicht erst zu sagen brauche, nicht von mir, sondern von 
Otto Mayer, und da ich gerade beim Zitieren bin, möchte ich auf 
die Prägung eines jungen Juristen, Robert Schilling, aus dem 
Jahre 1930 hinweisen, der für eine Beschränkung des Eigentums, 
die nicht Enteignung ist, den Ausdruck „Eigentumsbegrenzung" 
vorgeschlagen hat. Dies scheint mir die beste Bezeichnung für 
das zu sein, was Art. 14 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes meint, 
wenn es dort vom Eigentum heißt: „Inhalt und Schranken wer-
den durch die Gesetze bestimmt." 

Zu den Ausführungen von Herrn Kaufmann kann ich ergänzend 
bemerken: Wenn ich den Ausführungen der beiden Herren Be-
richterstatter richtig gefolgt bin, so ist auf das Verhältnis der 
Ländersozialisierungsgesetze zum Grundgesetz nur nebenbei ein-
gegangen worden. Ich meine aber, daß hier eine ganze Reihe von 
Problemen vorhanden ist, die einer wissenschaftlichen Durch-
dringung bedürfen. 

Nun etwas, was vielleicht praktisch keine allzugroße Bedeutung 
hat, aber ideengeschichtlich ganz interessant zu sein scheint. 
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Es heißt im Art. 14 Abs. 3 des Grundgesetzes, daß die 
Enteignung nur „durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes" 
erfolgen darf, und diese Wendung ist heute so gedeutet worden, 
daß man damit jene Streitfrage entscheiden wollte, ob auch die 
durch ein allgemeines Gesetz herbeigeführten Enteignungen eine 
Entschädigungspflicht zur Folge haben können. Wenn man der 
Frage ideengeschichtlich nachgeht, könnte man aber auch darauf 
stoßen, daß die genannte Wendung eine Spitze gegen eine Kritik 
von Carl Schmitt hat, der einmal ausführt, es gehe nicht an, daß 
ein Gesetz unmittelbar enteigne, da es doch heiße ,,auf Grund 
eines Gesetzes"; eine andere Deutung ginge gegen den Grundsatz 
der Gewaltenteilung. 

Zu Art. 15 übergehend, meine ich, daß man bei Vergleichung 
der Art. 14 und 15 zu einer, wie mir scheint, nicht ganz unwich-
tigen Erkenntnis gelangt. Die Enteignung des Art. 14 kann durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, die Sozialisierung 
dagegen nur durch ein Gesetz. Es scheint beabsichtigt zu sein, daß. 
die Sozialisierung als eine große, allgemeine Angelegenheit nur 
immittelbar durch Gesetz in die Wege geleitet werden darf, und 
nicht etwa im Wege der Ermächtigung an eine nachgeordnete 
Stelle, hier oder dort eine Sozialisierung durchzuführen. Dies be-
deutet aber, daß der Rechtsschutz bei einer Sozialisierung ein 
anderer ist als bei der Enteignung. Vielleicht wird mich da Herr 
Klein eines Besseren belehren. Ich persönlich würde aber annehmen 
daß die Enteignung, die bis vor kurzem nicht vor ein Verwaltungs-
gericht gebracht werden konnte, mit Ausnahme von Bayern mit 
seinem Aufzählungsprinzip der Enteignungsfälle, heute, weil sie 
doch ein Verwaltungsakt ist, dem Verwaltungsgericht unterbreitet 
werden kann nach Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes, dagegen 
nicht die Sozialisierung. Bei dieser ist nur die Verfassungsbe-
schwerde möglich, also nic^t die Anrufung eines Verwaltungs-
gerichts, nach dessen Zuständigkeitsbestimmungen ja die unmit-
telbare Anfechtung gesetzgeberischer Akte nicht gegeben ist. 

Und nun noch ein letztes. Bei dem Otto Mayer'schen Zitat hat 
Herr Ipsen hingewiesen auf meine Besprechung eines Hamburger 
Urteils. Da war es so, daß die zuständige Behörde eine Baugeneh-
migung mit Rücksicht auf eine, durch Polizeiverordnung angeord-
nete Baubeschränkung versagte. Bei der Anfechtung der Versa-
gung hat sich das OVG. den Kopf zerbrochen, ob hier eine Ent-
eignung oder nur eine Eigentumsbegrenzung vorlag; denn davon 
hing es nach Meinimg des OVG. ab, ob die Baubeschränkung 
gültig war oder nicht. Wenn es eine Enteignung war, dann hätte 
nach Ansicht des OVG. in dieser Polizeiverordnung eine Ent-
schädigungsklausel stehen müssen, wollte man dem Wortlaut des 
Art. 14 Abs. 3 des Grundgesetzes Genüge tun, wonach eine Ent-
eignung nur dann zulässig ist, wenn das ermächtigende Gesetz 
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„Art und Ausmaß der Entschädigung regelt". Diese Ansicht des 
OVG. besticht ja auf den ersten Blick, aber ich meine, die Fol-
gerung ist praktisch unerträglich, und man muß in solchen Fällen 
auf das alte Recht zurückgreifen, das man als Gewohnheitsrecht 
ansehen kann, um dem Wortlaut des Grundgesetzes Genüge zu 
tun. Mit anderen Worten, in Zweifelsfällen, ob etwas Enteignung 
oder Eigentumsbegrenzung ist, muß man bei dem alten Grund-
satz bleiben, daß die Verwaltungsbehörden oder die Verwaltungs-
gerichte bei Erörterung der Gültigkeit eines polizeilichen Ein-
griffs diese Frage gar nicht zu entscheiden haben, sondern erst 
nachher, wenn die Befugnis der Polizei zu der Beschränkung be-
jaht worden ist, ist im ordentlichen Rechtsweg zu entscheiden, 
ob dafür eine Entschädigung zu zahlen ist oder nicht. Die Bestim-
mung des Grundgesetzes kann wörtlich im Sinne der Notwendig-
keit eines geschriebenen Gesetzes für die Entschädigungsfrage 
m. E. nur Anwendung finden bei der klassischen Enteignung, 
also bei der Enteignung auf Grund eines Enteignungsgesetzes, 
wenn es sich um Grundeigentum handelt und dieses Eigentum 
genommen oder mit einer Dienstbarkeit belastet wird. Sie läßt 
sich auch anwenden, wenn bewegliche Sachen genommen oder 
übereignet werden. Auf dem. schwierigen Grenzgebiet zwischen 
Eigentumsbegrenzung und enteignungsmäßiger Beschränkung aber, 
wo es nicht ohne weiteres klar ist, ob eine entschädigungspflich-
tige Enteignung oder eine entschädigungslose Eigentumsbegren-
zung vorliegt, darf man den Bogen nicht überspannen. In diesem 
Falle müßte es bei dem alten Satze bleiben: ,,Dulde und .liqui-
diere!", d. h., der Bürger ist verpflichtet, eine Beschränkung des 
Eigentums über sich ergehen zu lassen; es ist aber später Sache 
des ordentlichen Gerichts festzustellen, ob eine Entschädigung 
gezahlt werden muß oder nicht. 

Weber-Göttingen: In den Ausführungen der Herren Kollegen 
Flume und Raiser sind soeben sehr betonte Gegensätzlichkeiten 
hervorgetreten, von denen ich glaube, daß sie nicht unvermittelt 
bestehen bleiben können. Es ist richtig, daß Herr Flume seine 
These sehr pointiert vorgetragen hat. Auf der anderen Seite hat 
Herr Raiser dazu in einer besonders zugespitzten Form Stellung 
genommen. Nun will Herr Raiser wohl selbst nicht ganz beim 
Worte genommen werden, wenn er gesagt hat, daß der Eigentums-
schutz des Bonner Grundgesetzes nur für das „konsumtive Eigen-
tum" £elte. Das wäre nämlich akkurat der Rechtszustand, den wir 
in den Verfassungen des Sowjetsystems verwirklicht finden, die 
ebenfalls das „konsumtive Eigentum", und zwar dieses durch-
aus ehrlich, schützen. Im Gegensatz zu diesen Verfassungen 
garantiert Art. 14 GG. gerade nicht nur das „konsumtive Eigen-
tum", sondern auch — um in der Terminologie zu bleiben —das 
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„produktive Eigentum". Der ganze rechtsstaatliche Zusammen-
hang des Grundgesetzes kann nur vollzogen werden, wenn der 
Eigentumsschutz dieser Verfassung auf beide Eigentumsarten 
bezogen wird. Insoweit möchte ich den rechtsstaatlichen Cha-
rakter des Grundgesetzes doch deutlich unterstreichen. 

Dabei möchte ich gleichwohl keinesfalls einer Auslegung des 
Art. 1 5 GG. das Wort reden, die praktisch die Sozialisierung 
verhindert. Die von mir in meinem vorjährigen Aufsatz in der 
N J W vorgeschlagene und von den beiden Herren Referenten ge-
billigte differenzielle Entschädigungsbemessung in den Fällen der 
Artikel 14 und 1 5 zeigt das deutlich genug. Ich will nicht die Be-
zugnahme des Art. 1 5 auf die Entschädigungsregelung des Art. 14 
dahin verstanden wissen, daß bei der Sozialisierung immer 
eine volle Entschädigung geleistet werden muß, wie sie bei der 
Enteignung angemessen ist. Dann würde es praktisch nie zu 
einer Sozialisierung kommen können, und Art. 1 5 wäre in diesem 
Falle eine Klausel, die die Sozialisierung ausschließt, statt sie zu 
ermöglichen. Auf der anderen Seite möchte ich ebenso ausge-
schlossen wissen, daß sich der Entschädigungsbegriff an dem 
bei der Sozialisierung Angemessenen orientiert und daß er von 
hier aus kraft der „Junctim-Klausel" des Art. 1 5 Satz 2 die anders-
artigen Entschädigungsvorstellungen bei der Enteignimg des 
Art. 1 4 auflöst und zerstört, um damit auch die Eigentumsgarantie 
des Art. 14 überhaupt unwirksam zu machen. 

Abgesehen hiervon muß ich Herrn Flume ganz darin beipflich-
ten, daß Art. 15 seiner ganzen Anlage nach einen Schutz gegen 
uferlosen Mißbrauch nur darin enthält, daß er eine Entschädi-
gung vorschreibt. Denn der Kreis der Güter, die der Sozialisierung 
offenstehen, ist durch Art. 1 5 außerordentlich weit gezogen. Die 
einzige Begrenzung liegt demgegenüber in dem Entschädigungs-
erfordernis. Diese Garantie ist freilich unvollkommen, weil die 
Entschädigung hier nicht im Sinne eines vollen Äquivalents ver-
standen werden kann. Aber man darf den Garantiecharakter der 
Entschädigungspflicht in diesem Zusammenhang, gerade auch 
als vom Grundgesetz so gewollt, keinesfalls übersehen. — Was 
schließlich das erwähnte Problem der Wirtschaftslenkung anbe-
langt, so meine ich, daß diese Dinge nicht in Art. 1 5 GG. hinein-
gelegt werden sollten, sondern sich aus den allgemeinen Grund-
sätzen der „Eigentumsbindung" ableiten. 

Herrn Scheuner möchte ich entgegnen, daß ich seine Behaup-
tung, die Enteignungsentschädigung sei schon deshalb immer nur 
partiell, weil der Staat mit selbstgedrucktem Geld zahle, für 
überspitzt halte. So einfach ist das wohl nicht. Zugunsten des 
Staates selbst wird verhältnismäßig selten enteignet; meist sind 
die Träger von Versorgungs- und Verkehrsbetrieben sowie Berg-
werken usw., ferner Gemeinden die Begünstigten. Diese müssen 
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immerhin, normale Währungsverhältnisse vorausgesetzt, aus ihrem 
Vermögen gute DM an den Enteigneten zahlen. Auch wollen mir 
die Einwendungen, die Herr Scheuner gegen eine scharfe Be-
griffsbildung in diesen Fragen vorgebracht hat, nicht gefallen. 
Ich räume gern ein, daß der im Völkerrecht gebräuchliche Begriff 
der Konfiskation sich schlechthin mit entschädigungsloser Enteig-
nimg decken mag. Aber wir sind nicht verpflichtet, diese Begriffs-
bildung in unsere innerstaatlichen Verhältnisse zu übernehmen. 
Wir kommen für unsere Probleme nur weiter, wenn wir die Kon-
fiskation vom Sachgegenstand her bestimmen und überhaupt die 
verschiedenen Institute, die im Fragenbereich von Enteignung 
und Sozialisierung auftauchen, mit klaren gegenständlichen Be-
griffsinhalten gegeneinander abheben. Ich habe das in meinem 
schon zitierten Aufsatz versucht, und ich freue mich, darin von 
den beiden Herren Referenten verstanden worden zu sein. 

Gegenüber den Ausführungen von Herrn Jellinek möchte ich 
meinen, daß das frühere ,.dulde und liquidiere" nach den Artikeln 
14 und 15 GG. in der Tat in etwas anderem Licht erscheint. Das 
Grundgesetz will die entschädigungslose Enteignimg überhaupt 
ausschließen. Gesetze, die dem widersprechen, indem sie eine ent-
schädigungslose Enteignung vorsehen, können nicht wirksam sein. 
Es wäre m. E. nicht richtig, sie als gültig zu behandeln und ihnen 
nur die Entschädigungspflicht als weitere Folge anzuhängen. Ein 
solches Verfahren würde sich weder mit dem Wortlaut des Grund-
gesetzes vereinbaren noch mit der rechtspolitischen Absicht der 
Regelung in Einklang bringen lassen. Denn man muß mit der 
naheliegenden Möglichkeit rechnen, daß der Gesetzgeber seine 
Regelung gar nicht getroffen hätte, wenn ihm die später ermit-
telte Entschädigungsfolge vor Augen gestanden hätte. Und das 
Grundgesetz will den Gesetzgeber gerade dazu zwingen, sich von 
vornherein den Gesamtkomplex seiner Regelung gründlich zu 
überlegen; es ermächtigt ihn zu Enteignungen nur insoweit, als 
er gleichzeitig die Entschädigung in seine Erwägungen und seine 
Normierungen einbezieht. 

Nawiasky-München:— St. Gallen: Ich möchte unterstreichen, 
was Herr Kollege Jellinek gesagt hat im Hinblick auf die Ent-
stehungsgeschichte, d. h. darüber, wie die Dinge in das Grund-
gesetz hineingekommen sind. Ursprünglich hat man gemeint, man 
solle nur die klassischen Grundrechte einführen. Dann aber 
tauchte im Zusammenhang mit dem Schutz des Eigentums die 
Frage der Sozialisierung auf, und dabei wurde ausdrücklich be-
tont, diese Sozialisierung dürfe nur für Einzelfälle durch formelles 
Gesetz erfolgen. Das, was Sie hervorgehoben haben, war der ganz 
entschiedene Wille des Gesetzgebers. Der Antrag wurde von Pro-
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iessor Brill gestellt. Diese in Herrenchiemsee getroffene Vor-
entscheidung ist dann in das Bonner Gesetz übernommen worden. 

Raiser-Göttingen: Die Ausführungen Herrn Webers zeigen 
mir, daß ich mich schlecht ausgedrückt habe, denn so will ich 
von ihm nicht beim Wort genommen werden. Ich habe nicht ge-
meint, daß nur das Konsumtiveigentum geschützt, das Produk-
tiveigentum dagegen gewissermaßen vogelfrei sei. Der Schutz des 
Produktiveigentums ist nur schwächer, und Art. 15 läßt diese 
Schwächung zu, weil es nicht mehr der rein privaten, sondern 
der öffentlichen Sphäre angehört, in der neben und über dem 
privaten auch das Gemeininteresse zu beachten ist. Damit ist 
zugleich gesagt, daß die geschichtlich abgeleitete These von Herrn 
Flume, die alles Eigentum streng in die private Sphäre einbe-
ziehen und unterschiedslos geschützt wissen will, jedenfalls nicht 
die Auffassung des Grundgesetzes ist. Vielmehr läßt die Auf-
nahme des Art. 15 in das Grundgesetz erkennen, daß sich der 
Verfassungsgesetzgeber darüber klar war, daß die Frage, welche 
Wirtschafts- und Sozialordnung als die gerechtere anzusehen sei, 
noch nicht ausgekämpft war. 

Stödter-Hamburg: Da ich vor langen Jahren einmal etwas 
über die Frage der öffentlich-rechtlichen Entschädigung geschrie-
ben habe, bin ich den Ausführungen meines Freundes Ipsen mit 
besonderem Interesse gefolgt. Ich habe freilich das Gefühl, daß 
er teilweise nicht nur, wie er sagt, zum Blitzlicht, sondern zum 
Sprengpulver gegriffen hat. Die Frage ist: durfte er zu diesem 
Sprengpulver greifen? Fand er es innerhalb des Rahmens 
der Art. 14 und 15 des Grundgesetzes oder hat er es von außen 
an das Grundgesetz herangetragen? 

Ausgangspunkt für die Beschäftigung mit dem ganzen Fragen-
kreis muß heute wie nach dem ersten Weltkrieg die soziale und 
wirtschaftliche Lage Deutschlands sein. Heute wie damals haben 
Krieg und Kriegsfolgen zu besonderen Beanspruchungen und 
Gefährdungen des Eigentums geführt. Nach dem ersten Welt-
krieg hat Anschütz aus dieser Eigentumssituation gefolgert, daß 
man das Eigentumsrecht in Art. 153 der Weimarer Verfassung 
besonders habe schützen wollen. Ende der zwanziger Jahre ist 
Kirchheimer — wie mir scheint, nicht ganz zu Unrecht — gegen 
diese Folgerung angegangen und hat aus den besonderen Nach-
kriegsverhältnissen im Gegenteil gefolgert, daß der Inhaber von 
Eigentumsrechten eine größere Schmälerung seiner Rechtsposition 
als früher entschädigungslos dulden müsse. Unter dem Eindruck 
der Verhältnisse, wie wir sie im heutigen Nachkriegs-Deutschland 
zu beobachten haben, wird man sich dieser von Kirchheimer 
schon damals vertretenen Ansicht schwerlich entziehen können. 
Freilich sind die sozialstaatlichen Elemente im Grundgesetz nicht 
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so stark entwickelt wie es nach den Referaten, die wir heute 
gehört haben, den Anschein haben kann. Ich erinnere insoweit 
an die Untersuchungen von Herrn Klein und an die Andeutungen 
von Herrn Ipsen in seiner Hamburger Rede. Sozialstaatliche 
Gesichtspunkte finden sich im Grundgesetz sogar in weniger star-
kem Maße als in der Weimarer Verfassung. Man weiß, worauf diese 
bedauerliche Tatsache zurückzuführen ist: man hat sich damals 
in Bonn nicht einigen können. So ist das Ergebnis denn ein Kom-
promiß. Wir sind kaum in der Lage, in die Kompromißformeln 
mehr hineinzulesen als in ihnen tatsächlich enthalten ist und ent-
halten sein sollte. 

Auch heute haben wir, wie ich glaube sagen zu sollen, keine 
Klarheit über das eigentliche Unterscheidungsmerkmal zwischen 
Enteignung und Eigentumsbegrenzung erhalten. Ich habe 
seinerzeit im Anschluß an Walter Jellinek die Ansicht vertreten, 
daß es darauf ankäme, ob ein substantiell tiefgehender Eingriff 
vorliege. Auf ein solches materielles Unterscheidungsmerkmal 
sollte man sich auch jetzt einigen. Sie kennen die Rechtsprechung 
der letzten Jahre zu diesem Fragenkreis. Sie neigt in weitaus über-
wiegendem Maße dazu, sich von der lediglich formalen Einzel-
eingriffslehre abzuwenden und auf substantielle Merkmale abzu-
stellen. Sicherlich wird man zum klassischen Enteignungsbegriff 
angesichts dér eingetretenen Wendungen der Eigentums- und 
Sozialverfassung nicht zurückkehren können, und ich stimme 
Herrn Scheuner insoweit durchaus zu. Ein Enteignungsbegriff 
in der von mir gemeinten materiellen Weise ist keineswegs liberal-
staatlich fundiert. Gerade er erlaubt es, die sozialstaatlichen Ele-
mente zur Auswirkung zu bringen, die das Grundgesetz enthält. 
Die große Bedeutung des ganzen Fragenkreises zeigt sich auf 
Schritt und Tritt in der Praxis. Man braucht nur etwa an die 
Mitbestimmungsfrage zu denken. Die Dinge sind viel zu schwierig, 
als daß wir sie heute und hier auf einen Nenner bringen könnten. 
Jedenfalls sind wir den Referenten für die mannigfaltigen Anre-
gungen zu Dank verbunden, die wir heute von ihnen erhalten 
haben. 

Scheuner-Bonn: Um nicht mißverstanden zu werden, möchte 
ich kurz auf zwei Punkte noch einmal eingehen. Ich bin mir dar-
über klar, daß der Enteignungsbegriff des Völkerrechts nicht ohne 
weiteres für das interne Recht verbindlich sein kann. Aber das 
Völkerrecht hat doch gewisse Maßstäbe entwickelt, die man nicht 
übersehen sollte. Es sieht mehr auf das praktische Ergebnis einer 
Beeinträchtigung als auf die Rechtsformen. Daher können auch 
Maßnahmen der Besteuerung, wenn sie das Eigentum bewußt 
aufzehren, eine Enteignung darstellen. Ich weise etwa hin auf die 
Widerstände der Ausländer gegen ihre Beteiligung am Lasten-
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ausgleich, der freilich mehr den Charakter einer langjährigen Zu-
satzbesteuerung angenommen hat. Für die internationalen Maß-
stäbe ist die Frage: Wann liegt Konfiskation vor, nicht immer 
leicht zu beantworten. Die Tschechoslowakei hat bei ihren Natio-
nalisierungen gewisse Teilentschädigungen zugesagt. Man hat da-
her Zweifel geäußert, ob in einem solchen Falle Konfiskation vor-
liegt. Auch sonstige staatliche Eingriffe können mittelbare Ent-
eignungen darstellen. Die amerikanische Lehre meint, Maßnahmen 
der police powei seien nicht Enteignung; aus unseren Erfahrungen 
heraus werden wir kaum diesen arglosen Satz unterschreiben. 
Das Völkerrecht hat für uns vor allem eine wichtige Bedeutung 
im Hinblick auf die Ausländer. Eine àllzu lockere Definition des 
Eigentums in Deutschland würde international die Folge haben 
können, daß Maßnahmen, die wir als Eigentumsbeschränkungen 
auffassen, für den Ausländer Enteignung darstellen, oder daß bei 
zu geringer Bemessung des Ausgleichs der Ausländer eine höhere 
Summe fordern dürfte als der Inländer, weil er völkerrechtlich 
geschützt ist. Wir haben auch daran zu denken, daß wir für deut-
sches Eigentum in anderen Ländern einzutreten häben. Man kann 
nicht national und international auf verschiedenen Ebenen den-
ken. Wir müssen daher innerhalb der europäischen und Westlichen 
Gemeinschaft einen gewissen gemeinsamen Standard der Eigen-
tumsgarantie wahren. 

In einem weiteren Punkt, bei der Frage des Maßes der Ent-
schädigung, möchte ich noch hinzufügen. Niemals ist eine Geld-
entschädigung der volle Gegenwert produktiver Objekte. Auf die 
Dauer bleibt wegen der geringeren Erhaltung des Wertes die Geld-
abfindung stets im Werte zurück. Ein Beispiel hierfür liegt in der 
bekannten Wegnahme der Kirchengüter, der Säkülaris&tion An-
fang des 19. Jahrhunderts. · Das Problem des wirklichen Gegen-
wertes ist hier der älteren Lehre durchaus gegenwärtig gewesen. 
Heute begegnen wir etwa ähnlicheft Fragen bei der Wiedergut-
machung. Im Ganzen jedenfalls möchte ich betonen, wenn schon 
gewisse Tendenzen unserer Zeit sich gegen das Eigentum richten, 
so sollten wir nicht die Schranken, die der Gesetzgeber in erhal-
tender Absicht gezogen hat, einreißen und beiseiteräumen. 

I psen -Hamburg (Schlußwort) : Ich bin in einer Zeit wissenschaft-
lich flügge geworden, in der die Staatsrechtslehrervereinigung 
nicht aktiv war. Infolgedessen habe ich als Privatdozent nie vor 
der Aufgabe gestanden, ein Korreferat in diesem Kreise halten zu 
sollen. Gleichwohl kann ich mir vorstellen, wie schwer eine solche 
Aufgabe ist, weil der erste Redner, der Referent, den Vorzug der 
weiten Aufgeschlossenheit der Zuhörer besitzt und zunächst ein-
mal auch imstande ist, über die Zeit zu disponieren. Nachdem 
ich das Korreferat meines Kollegen Ridder gehört habe, kann ich 
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nur einen Ausdruck der Beglückung darüber äußern, daß Herr 
Ridder, nachdem ich Sie gedanklich und zeitlich so in Anspruch 
genommen habe, mit einer solchen Geschlossenheit die Korrela-
tionen zu meinem Vortrag hergestellt hat. Ich fühle mich berei-
chert davon und darf dafür meinen Dank aussprechen. Der gleiche 
Dank gilt den Rednern der Diskussion, denen zu antworten ich 
nur teilweise imstande bin, da nicht alles, was mich angeht, mir 
sogleich im Kopf haften geblieben ist. 

Zunächst ein Wort zu der Methode, mit der man an die Dinge 
herangehen kann. Herr v. Mangoldt hat betont, man habe vom 
Parlamentarischen Rat verlangt, er hätte mit dem Grundgesetz 
nur ein Provisorium herstellen sollen. Anderseits werde von der 
gleichen Kritik gefragt, wö der Sozialstaat geblieben sei. Das 
trifft aber ins Graue und nicht ins Schwarze, nachdem wir fest-
gestellt haben, daß das Grundgesetz diese Forderung, die gestellt 
wurde, nämlich nur Provisorium zu sein, nicht erfüllt hat. Hier 
fehlt heute ein Stück im Grundgesetz. Ich fühle mich daher immer 
wieder verpflichtet — obwohl ich selbst stets den Provisoriums-
gedanken als Forderung unterstrichen habe —, nachdem er nicht 
zustande gekommen ist, doch der Ausgestaltung des Themas vom 
Sozialstaat das Wort zu reden. 

Die andere methodische Beanstandung, die Herr Scheuner mir 
sehr nachdrücklich entgegengehalten hat, trifft zweifellos zu. 
Natürlich habe ich eine soziologische Vorstellung von dem, was 
ich juristisch zu fassen versucht habe. Andererseits habe ich ex-
pressis verbis davon nicht gesprochen, und es ist richtig, daß das 
Korreferat in diese Richtung sehr tief hineingeleuchtet hat. Das 
entsprach aber einer Abrede mit Herrn Ridder. 

Ich hatte heute morgen den „Slang" gebraucht, daß ich nur 
einige Blitzlichter aufsetzen würde. Daß es darauf bei Herrn 
Scheuner gedonnert hat, überrascht mich nun nicht, und der 
Vorwurf, den er mir macht und der insbesondere in seiner zweiten 
Äußerung erkennbar ist, geht dahin, ich redete mit meinen Thesen 
einer „Knochenerweichung" das Wort und wolle den Rechtsstaat 
zugunsten des Sozialstaats abbauen. Die internationalen Folge-
rungen, die sich daraus ergeben können, sind sicherlich nicht zu 
verkennen. Auf der anderen Seite scheint mir: wir dürfen doch 
nicht vergessen, daß Güter, die Art. 15 im Auge hat, die Produk-
tionsgüter, wie von Herrn Raiser so präzis formuliert, bei mir aber 
nicht immer genug zum Ausdruck gekommen ist, in öffentlich-
rechtlicher Funktion stehen; ebensowenig dürfen wir vergessen, 
ob man heute die ganze Sozialisierung überhaupt beim Eigentum-
im ursprünglichen Sinne ansetzen kann und ob sie nicht auf Ein-
zelfunktionen des Eigentums zielt, ζ. B. die Direktionsbefugnis. 
Meine ganzen Bemühungen gingen dahin, zwischen der expro-
priativen Enteignung, die das ganze Eigentum nimmt, und der 
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Überführung in andere Formen der Gemeinwirtschaft zum Zwecke 
der Vergesellschaftung zu unterscheiden. 

Zu der Bemerkung von Herrn Scheuner, daß die Formulierun-
gen, die das Grundgesetz heute in Art. 14 Abs. 2 kennt, und die 
gleichen Worte der WRV. nicht mehr notwendig dasselbe be-
deuten, und daß Herr Smend Gleiches bereits zu den staats-
kirchenrechtlichen Artikeln des GG. und der WRV. festgestellt 
habe, möchte ich erwidern: es trifft zU, daß mein dahingehender 
Gedanke demjenigen von Herrn Smend entspricht. Ich habe nicht 
darauf hingewiesen, weil dieser Gedanke irgendwie unbewußt in 
mir gewirkt hat. Es ist mit nicht gegenwärtig gewesen, daß ich in 
Parallele zu Herrn Smend gesprochen habe. 

Was den Unterschied zwischen Enteignung und Sozialisierung 
angeht, so sehe ich mich durch das Korreferat in meiner Auf-
fassung bestätigt, daß der Sozialisierungsbegriff nicht rechtlich 
gefaßt werden kann und daß er Vorgänge vorsieht, die außerhalb 
der rechtlichen Normierbarkeit liegen. Ich stimme Herrn Ridder 
völlig darin zu, daß die Zweckbestimmung bei Enteignung und 
Sozialisierung eine verschiedenartige ist. Auch halte ich den Aus-
druck „Förderung des Verwaltungsvorhabens" für die Enteig-
nung für durchaus fruchtbar, um damit Abgrenzungen zur So-
zialisierung zu gewinnen. 

Wenn Herr Scheuner mich nicht mit Donner, sondern mit 
Sonnenstrahlen bedacht hat, als er meinte, ich hätte mit Recht 
nicht der Rückkehr zum klassischen Enteignungsbegriff das Wort 
geredet, und wenn auch Herr Stödter mich aus gleichem Anlaß 
besonnt, so bin ich da wahrscheinlich, wie die genauere Lektüre 
meiner Leitsätze ergibt, ein wenig zu Unrecht belobt worden. 
Ich habe (mit Vorbehalten) doch mindestens die Alternative ge-
stellt, ob man nicht zum klassischen Enteignungsbegriff zurück-
kehren müsse, und angenommen, daß das in der heutigen Situation 
vielleicht sogar geboten sei. Vielleicht hilft dieser Gedanke, wenn 
auch entgegen der Absicht der Väter des Grundgesetzes, über die 
Schwierigkeiten hinwegzukommen, die der Wortlaut des Art. 14 
Abs. 3 und auch des Art. 15 uns aufgibt. Daß wir dabei in der 
Frage der Begrenzungsfähigkeit des Eigentums für den Gesetz-
geber irgendwie geartete Bindungen annehmen müssen, ist richtig. 
Sie liegen einmal wohl in Art. 19 Abs. 2, aber auch in der justiz-
mäßigen Überprüfung solcher Vorgänge. Es ist sicherlich richtig, 
daß hierbei eine gewisse Vorsicht am Platze ist, was ich an einer 
Stelle unter Hinweis auf Art. 19 Abs. 2 GG. betont habe. 

In der Frage des Begriffs der Konfiskation hat Herr Weber 
Herrn Scheuner bereits repliziert, und zwar in einer Weise, der 
ich mich nur anschließen kann. 

Die von Herrn Ridder gebrauchte Formulierung, eine Ent-
schädigung nach Art. 15 sei eine Billigkeitsentschädigung, kann 
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ich im Ergebnis durchaus akzeptieren, obwohl sich damit auch 
Herr Ridder den Vorwurf einer „Erweichung" wahrscheinlich 
zuziehen müßte. Ob der Ausdruck „Billigkeitsentschädigung" 
für die Entschädigung des Gesetzgebers nach Art. 15 prägnant 
und zutreffend ist, will ich nicht entscheiden. Aber es ist doch 
richtig, daß der Maßstab der Angemessenheit des Art. 14 für die 
Entschädigungen aus Art. 15 nicht geboten ist, und damit komme 
ich zu Bemerkungen, die die Herren v. Mangoldt und Scheuner 
gemacht haben. Ich hätte mich nicht zu der Entschädigungs-
fräge geäußert, wurde mir entgegengehalten. In der Tat habe ich 
meine Darlegungen zur Entschädigungsfrage ausgelassen. Sie fin-
den sie in meinen Leitsätzen wieder. Art. 14 verlangt angemessene 
Entschädigung, die nicht nur eine bloße Nominalentschädigung 
sein darf. Art. 14 wird also immer unter dem Maßstab dieser An-
gemessenheit anzuwenden sein. 

Die von Herrn Kaufmann aufgeworfenen Fragen zu beant-
worten, fällt mir im Augenblick außerordentlich schwer. Die 
Bodenreformfragen von 1908 sind ja in der ausgezeichneten Mono-
graphie von Kirchheimer gründlich untersucht worden. Die Fra-
gen der Entflechtung des Eigentums werden all' den General-
antworten unterstehen müssen, die ich zu geben versucht habe. Es 
tut mir leid, hierzu nur diesen Generalhinweis geben zu können. 

Die Junctim-Klausel hängt in ihren praktischen Auswirkungen 
von der Frage ab, ob wir zu einem engeren Enteignungsbegriff 
zurückkehren wollen oder nicht. Sie ist praktisch umso bedeu-
tungsvoller m allen Konsequenzen, je weiter wir den Enteignungs-
begriff fassen und umso einfacher, je mehr wir ihn reduzieren. 
Daß der Parlamentarische Rat die juristische Bedeutung dieser 
Klausel doch wohl, wie Herr v. Mangoldt anführte, gesehen und 
ernster genommen hat, als ich es für möglich hielt, bestätigt die 
Bedeutung dieser Auslegungsfrage. Ich darf hier einfügen, was 
Herr Schätzet mir beim Mittagessen sagte, daß nämlich einige 
seiner tüchtigen Schüler der Junctim-Klausel dadurch beizu-
kommen versucht haben, daß sie mit der Kommasetzung in Art. 14 
Abs. 3 Satz 2 jonglierten. Ihrer Meinung nach müßte es nämlich 
heißen : Enteignung, .darf nur durch Gesetz, (hier : Komma I ) oder auf 
Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Ent-
schädigung regelt". Dafür finde ich aber schwerlich eine Stütze. 

Nun zur Sozialisierungsfrage. Ich darf noch einmal betonen, 
daß ich die Ausweitung des Sozialisierungsbegriffs über den Rechts-
begriff hinaus zu einem Begriff der Rechtsreform für außerordent-
lich glücklich halte, und ich fühle mich in vielem, was ich in meiner 
primitiven positivistischen Methode der Exegese darzulegen ver-
suchte, von Herrn Ridder geistes- und entwicklungsgeschichtlich 
bestätigt, aber auch übertroffen. Die Frage, die Herr Ridder zu 
Art. 15 aufwarf und die ich nur en passant beantwortet habe, 



Enteignung und Sozialisierung 173 

ob nämlich die Ermächtigung aus Art. 15 sich einmal temporär 
verzehrt, ob die Chance der Sozialisierung einmal durch Zeit-
ablauf konsumiert wird, halte ich für außerordentlich bedeutsam, 
und diesen Gedanken erachte ich für einen der wertvollsten, der 
zu dieser Exegese beigetragen worden ist. 

Die Wendung ,,andere Formen der Gemeinwirtschaft" in Art. 15 
ist also, wie Herr v. Mangoldt aus der Kenntnis der Entstehungs-
vorgänge dargelegt hat, planmäßig eingefügt worden und so auch 
verständlich. Wir hörten, daß sie in Herrenchiemsee und im Früh-
jahr 1948 ihren Standort im Sozialisierungsartikel bereits gefunden 
hatte, und wir stehen damit vor der entscheidenden Frage, die 
mir in der Diskussion entgegengehalten worden ist, ob Sozialisie-
rung in der Art und Weise, wie ich sie aus dieser Wendung zu deu-
ten versucht habe, eine Erweichung rechtsstaatlicher Gewähr-
leistungen und Postulate bedeutet und auf diese Weise abbaut, 
was die Verfassung uns vielleicht in die Hand gegeben hat. Das 
eine ist sicherlich richtig: Der Unterschied von Art. 14 und Art. 15 
liegt darin, daß Art. 15 das große Produktionseigentum trifft, die 
Großeigentümer und ihre Herrschaft in Frage stellt. Wenn unter 
Bemühung romanistischer Begriffe und Voraussetzungen ent-
gegengehalten worden ist, daß man damit die Eigentumsgarantie 
zu Grabe tragen würde, darf ich noch einmal betonen: Wir sind 
über die Zeiten hinweg, in denen das große Produktiveigentum 
ohne diese öffentlich-rechtlichen Bindungen gesehen werden kann, 
und darin, glaube ich, liegt der Schlüssel dafür, daß Art. 15 in dem 
Sinn und mit dem Ergebnis gedeutet werden müßte, wie ich es 
versucht habe darzulegen. Ob man dem ganz dadurch gerecht 
wird, daß man die politischen Kräfte, die sich um die Realisie-
rung des Art. 15 bemühen, als bloße Herrschaftsbestrebungen 
charakterisiert, etwa die Gewerkschaften- nur als Mächte sieht, 
die die Herrschaft anstelle anderer innehaben möchten, ist mir 
zweifelhaft. Ich fürchte, daß darin eine Vergröberung und Ver-
einfachung der Probleme liegt, und meine, daß wir auch dann, 
wenn man das Eindringen politischer Stände in bestehende Ord-
nungen nicht begrüßt, aus der Methode ihrer Bemühungen nicht 
einfach eine sachliche Bewertung ihrer Zielsetzungen herleiten 
darf. 

Schließlich die Frage der „Überführung" i. S. des Art. 15, bei 
der es sich — so Herr Flume — nur um eine Abschaltung von 
Privatinteressen handele, die Entschädigung verlange. Ich glaube 
nicht, daß die Möglichkeit einer solchen Rettung des Art. 14 durch 
Art. 15 besteht, weil die „Überführung" in Art. 15 in der Tat nur 
einen ganz untechnischen Sinn besitzt. Was die Frage der Rechts-
form der Sozialisierung im übrigen angeht, so glaube ich nicht 
ausgeführt zu haben, daß Sozialisierung nach Art. 15 in anderer 
Weise als durch Gesetz stattfinden könne. Wenn mir unter Be-
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rufung auf Herrenchiemsee entgegengehalten wird, daß Soziali-
sierung nicht exekutiv stattfinden dürfe, so ist das sicherlich 
richtig. Die Art. 14 und 15 haben es sich wohl überlegt, daß in 
Art. 15 die Legislative allein, in Art. 14 aber beide Formen des 
Eingriffs, legale und exekutive, vorgesehen sind. Daß gegen den 
gesetzlichen Sozialisierungsakt eine Verwaltungsgerichtsbarkeit 
nicht stattfindet, trifft zu. 

Zum Schluß noch eine Entgegnung zu den Ausführungen von 
Herrn Weber in der Frage, wieweit Art. 15 gestatte, die Ent-
schädigung nach anderen Maßstäben als denen des Art. 14 zu 
umschreiben. Sicherlich darf hier Äquivalenzvorstellungen kein 
Raum gegeben werden. Ich glaube, daß wir Art. 15 in der Be-
messung der Entschädigung nach anderen Gesichtspunkten als 
denen der in Art. 14 vorgesehenen Angemessenheit und Abwägung 
¿wischen Einzel- und Allgemein-Interesse auslegen müssen. 

Ridder-Frankfurt (Schlußwort) : Da die Diskussion, deren 
Teilnehmern ich ebenfalls meinen wärmsten Dank aussprechen 
möchte, mich durchweg nur mit mildem Zephirsäuseln bedacht 
hat, darf ich mir erlauben, im Schlußwort das zeitliche Verhältnis 
zu Herrn Ipsen vom heutigen Vormittag wiederherzustellen. 

Eines ganz klarzustellen liegt mir sehr am Herzen : Es hat mir 
nichts ferner gelegen, als Kritik an dem Gesetzgebungswerk des 
Grundgesetzes und an der unter schwersten Bedingungen gelei-
steten Arbeit seiner Verfasser zu üben. Ich habe lediglich ver-
sucht, aus dem Grundgesetz das herauszulesen, was in ihm drin 
steckt. 

In einem Punkt muß ich entschiedenen Widerspruch erheben: 
Die soziale Gerechtigkeit von Herrn Flume ist nicht meine soziale 
Gerechtigkeit. Ich glaube, daß wir uns da auf zwei einander gar 
nicht berührenden Gedankenbahnen bewegen. Ich habe doch an 
keiner Stelle behauptet, in meiner Offizin ein Tränklein nach 
Rezepten auf die absolute und ob jekt ive soziale Gerechtig-
keit bereiten zu können. Würde ich mich in einem solchen End-
stadium des Erlöstseins befinden, so hätte ich die heutige Ver-
sammlung gar nicht zu besuchen brauchen und dürfte alle weitere 
Bemühung für sinnlos, weil überflüssig, halten. 

Zu den Anregungen unseres verehrten Herrn Ersten Vorsitzen-
den, die die Diskussion auf die internationalrechtliche Ebene aus-
dehnen wollten, kann auch ich leider kaum etwas beitragen. Viel-
leicht darf ich aber in anderer Weise noch einmal den Blick über 
unseren nationalen Rechtsbereich hinaus tun: Unsere Diskussion, 
wie auch" beide Referate, litten unter dem Fehlen der Verglei-
chung mit dem ausländischen Recht, für das vielerorts ähnliche 
Probleme zur Lösung anstehen. Ich wollte ursprünglich ver-
suchen — und hatte das in meiner Abrede mit Herrn Ipsen diesem 
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auch so gut wie fest versprochen—, wenigstens zu einem Ver-
gleich mit den wichtigsten europäischen Verfassungen zu kom-
men, mußte aber feststellen, daß das aus zeitlichen Gründen ein-
fach nicht möglich ist. Denn ich hätte so viele Grund- und Vor-
fragen mit anschneiden müssen, daß das Korreferat mindestens 
5 Stunden beansprucht hätte. Erlauben Sie mir aber, daß ich das, 
was ich am Schluß meiner Ausführungen anklingen ließ, noch durch 
ein paar Worte ergänze. 

In Deutschland und Italien (auch dort kann das ,,salvo inden-
nizzo" der Art. 42 Abs. 2 und Art. 43 hinsichtlich des Entschä-
gungsmaßstabs irreführen) hat man, wie ich sagte, die neuge-
schriebene Verfassungsurkunde bemüht — wahrscheinlich nicht 
sehr zum Nutzen des inneren Friedens. In einer weitaus glück-
licheren Lage befinden sich Frankreich und England, die beiden 
einzigen nicht östlich orientierten Länder, in denen der inter-
venierende Staat in großem Stil sozialisiert hat. Am einfachsten 
liegen die Dinge in England, dessen politisches und soziales Leben 
sich im Rahmen der Gesetze und des common law, weder von 
übergesetzeskräftigem Verfassungsrecht im allgemeinen, noch von 
übergesetzeskräftigen Grundrechten im besonderen beschwert, 
entfalten kann. Obwohl formalrechtlich der „supreme" parlamen-
tarische Gesetzgeber und die gesetzlich ermächtigte Exekutive 
in private Eigentumsrechte ohne Beschränkung nach Art und 
Umfang eingreifen können und der Gesetzgeber auch in der Be-
stimmung des „ob" und „inwieweit" einer Entschädigung völlig 
frei ist, hat die englische Enteignungspraxis, die, wie die deutsche 
„klassische Enteignung", lange Zeit auf die Wegnahme von Grund 
und Boden für Verwaltungsanliegen im öffentlichen Interesse be-
schränkt gewesen ist (Generalermächtigung und Verfahrensvor-
schriften jetzt in sec. 168 des Local Government Act, 1933), sich 
nicht in Widerspruch zum „Rule of Law" gesetzt, das die Recht-
sprechung auch für „Freedom of Person and Property" bis in 
feinste Verästelungen ausgebaut hat. Das „Rule of Law" — „ge-
neral principles laid down beforehand to enable individuals to 
foresee how the coercive apparatus of the state will be used . . . " 
(Hayek) — verträgt sich aber etwa mit einer aus der insoweit 
rechtlich nicht beschnittenen Kronprärogative fließenden Legali-
tätsreserve der Exekutive für Enteignungseingriffe zu Zwecken 
der Landesverteidigung „in time of danger". — Die Dogmatik 
der Enteignung verharrt bis heute bei der „Zwangskauf"-Kon-
struktion („compulsory purchase"), die grundsätzlich den „Kauf-
preis" als „Entschädigung" verlangt; es ist also, soweit der Ge-
setzgeber über die Höhe der Entschädigung nichts anordnet, die 
Entschädigung immer so anzusetzen, als ob der betreffende Gegen-
stand frei verkauft worden wäre. - - Die „Verstaatlichungen" der 
Labour-Regierung nach 1945 sind -samt und sonders Sozialisie-
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rangen, die bis auf die wenigen „freiwilligen" Fälle mit Sozial-
entwährungen verbunden waren; als neue Rechtsträger sind zahl-
reiche „Public Corporations" ins Leben getreten, und in der Ent-
schädigungsregelung hat der Gesetzgeber, ohne sich dem Zwangs-
kaufgedanken verpflichtet zu fühlen, von Fall zu Fall das ihm 
gerecht und billig Erscheinende angeordnet. 

In Frankreich hat man, nachdem das Plebiszit den ersten Ver-
fassungsentwurf verworfen hat, die Grundrechte mitsamt den 
neuen Sozialpflichten wieder aus dem eigentlichen Verfassungs-
text hinausgewiesen und in die Präambel verbannt und dadurch 
die Gefahr der Juridifizierung politischer Streitigkeiten über zu-
künftige Sozialisierungen wahrscheinlich beseitigt. — 

Ein Wort noch zu dem von mir gebrauchten Ausdruck „Billig-
keitsentschädigung". Ich will mich auf diese Bezeichnung nicht 
festbeißen ; es ist offenbar der Eindruck entstanden, als ob ich den 
Sozialentwährten ad personam diskriminieren wollte. Wenn nicht 
deutlich geworden sein sollte, daß sein „gewisser Unrechtszustand" 
nicht im Sinne moralischer Vorwerfbarkeit zu verstehen ist, so 
darf ich mich hier ausdrücklich in diesem Sinne korrigieren; und 
an die Stelle der „Billigkeitsentschädigung" will ich gern, wenn 
wir uns in der Sache einig bleiben, eine weniger „demütigende" 
Bezeichnung -treten lassen. 

L a n d e s v e r w a l t u n g s g e r i c h t s p r ä s i d e n t Dr. Klinger-Han-
nover: Ich möchte diesen Saal nicht verlassen, ohne der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer und den Herren ihres 
Vorstandes im Namen der anwesenden Verwaltungsgerichts-
präsidenten für die Einladung zur Teilnahme an dieser Tagung 
zu danken. Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wäre auch ohne uns 
in diesem Kreise stattlich vertreten. Eine nicht unerhebliche An-
zahl der Teilnehmer dieser Tagimg ist in der Verwaltungsgerichts-
barkeit tätig. Soweit mir bekannt ist: unser allverehrter Altmei-
ster, Herr Professor Jellinek in Karlsruhe, die Herren Professor 
Wolff in Münster, Professor Naumann in Hamburg, Professor Ule 
als Vizepräsident in. Lüneburg und Privatdozent Bachof in Stutt-
gart. Diese Verzahnung der Praxis und der Wissenschaft — wenn 
ich dieses Bild gebrauchen darf — ist außerordentlich zu begrüßen. 

Meine Herren! Ein Urteil soll ja nicht so fabriziert werden — 
ich sage absichtlich fabriziert werden —, daß der Richter aus 
einer riesigen Kassette einen Paragraphen herauszieht und den 
ihm vorliegenden Rechtsfall an Hand dieses Paragraphen ent-
scheidet. Ein Urteil muß auf dem Boden einer umfassenden wis-
senschaftlichen Bildung und Kenntnis wachsen. Das Fundament 
der geistigen Bildung und des Wissens, das der Richter früher 
vielleicht einmal gelegt hat, zu erhalten und den Fortschritten der 
Wissenschaft entsprechend zu erweitern, ist dem heutigen Ver-
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waltungsrichter unmöglich. Er ist so von der täglichen Arbeit in 
Anspruch genommen, daß er gar nicht die Zeit findet, sich wissen-
schaftlich weiterzubilden. Er muß seine Aufgabe darin erblicken, 
seine Prozesse möglichst bald zu Ende zu bringen; nicht zuletzt, 
um der Meinung den Boden zu entziehen, daß der Aufbau einer 
Verwaltungsgerichtsbarkeit mit der Generalklausel als ein Fehl-
griff angesehen werden müsse, wenn die Verwaltungsgerichte 
nicht in der Lage seien, den verwaltungsgerichtlichen Rechts-
schutz mit der erforderlichen Schnelligkeit zu gewähren. Aber 
selbst wenn der Verwaltungsrichter die Zeit hätte, sich wissen-
schaftlich weiterzubilden, so hätte er bei der unzureichenden 
Besoldung nicht das Geld, um Zeitschriften und Literatur anzu-
schaffen. Es ist — glaube ich — heute kaum möglich, bei einem 
Richter noch eine Hausbibliothek zu finden. Diese Lücke wird 
dankenswerterweise von den bei der Rechtsprechung mitwirken-
den Wissenschaftlern ausgefüllt, und das kann der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit nur von großem Nutzen sein. 

Die Referate, die wir gehört haben, und nicht zuletzt die Dis-
kussionen waren für uns sehr interessant und außerordentlich 
belehrend. Wir haben unser bescheidenes Fundament — jeden-
falls was die wissenschaftliche Bildung angeht — in diesen bei-
den Tagen erheblich erweitert. Aber nicht nur in diesem Saal 
haben wir reiche Belehrung empfangen, die Unterhaltungen wäh-
rend der geselligen Veranstaltungen haben uns Gelegenheit zu 
einem regen Austausch der Erfahrungen und Gedanken gegeben. 
Es ist mir deshalb ein tiefempfundenes Bedürfnis, den Herren des 
Vorstandes für ihre Einladung unseren ebenso aufrichtigen wie 
herzlichen Dank auszusprechen. 

Ende der Tagung. 

V e r ö f f e n t l i c h u n g e n d e r S t a a t s r e c h t s l e ^ r e r , H e f t 1 0 2 


